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„Dieser Gewinn, als Einzelner Theil zu haben an dem
politischen Fortschritt des eigenen Staates, an Siegen und
Erfolgen, welche größer waren als jede Hoffnung, ist das
höchsteErdenglück, welches dein Menschenvergönnt wird.
In solcher Zeit erscheint das eigene Leben als klein und
unwesentlich,in gehobenerStimmung fühlt der Menschsich
als Theil eines großenGanzen,Alles, was in ihm tüchtig ist,
wird gesteigert,die Hingabe an eine großePflicht adelt ihm
die Gedankendes Tages, alles Thun, feine Haltung. Die
Männer, welcheals Leiter des Staates und des Krieges diese
Erhebung der Seelen bereiten, werden der Nation liebe und
vertraute Helden."

(Hustav Areytag. Erinnerungen. S. 223.)

Leipzig 1892.

Rengerschc Buchhandlung.
Gebhardt & Wilisch.
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Vorwort
3« bewegtenTagen feiern wir ein frohes Erinnerungsfest.

Ein Vierteljahrhundertist zurückgelegt,seit die nationalliberale
Partei in's Lebengetreten,und es ist mit seinen:reichenInhalt
auchin sichabgeschlossen,es gehörtder Geschichtean.

Dem Wanderer gleichenwir, der im Hochgebirgmühsam
emporsteigtrind mit einen:Male aus den:Walde heraustritt auf
die Lichtung,wo der freieUmblickgestattetist. Deutlicherkennt
man jetztdie zerklüftetenFelsenin derTiefeunddiesteilenPfade,
die zur Höheheraufführten. Scharf umgrenztliegendruntendie
Bergketten,und der Blick schweiftweit hinaus in die Ebene,von
wo wir denWeg begonnen.

Aber vorwärts, wohin wir weiter streben,umlagert Gewölk
den Berg. Eine Zeit neuer Entwicklungen,neuerGestaltungen
liegt vor uns. Kaum vermagdas Auge die allernächsteZukunft
zu durchdringen.Die SchwierigkeitendesUebergangshabenbe¬
gonnen,mannigfaltigeBeunruhigungdarüberhat die Gemüther
erfaßt.

Was immerdie nächsteStunde bringenmag: einenAugen¬
blickwollen wir uns dem Genuß der klaren Aussichtauf die
zurückgelegteZeit hingeben. Auchsie lag undurchsichtigvor uns
und ist dochzun: Guten gerathen.





1. Gründung der nalionsllibrralrn Partei.

Mit demEntstehendesneuendeutschenStaatsmesens
ergabsichauchdasBedürfnis,durchein jugendlichkräftiges
Parteigebildedie Lebensinteresseudes wiederhergestellten
NationalstaatesdemVolkezu vermitteln,und denRegie¬
rendengegenüberdie idealeAuffassungeinesfreiheitlichen
staatlichenLebensbesonnenzu vertreten.

Die Elementefür eineliberaleNatiouälpartei,diedieses
doppeltenAmteswalten könnte,waren vorhanden. Der
Nationalvereinhatte sie seit 1859 eifrig gesammelt,und
seineOrganisationerstrecktesichMitte der sechzigerJahre
bereitsüber ganzDeutschland.Freilich ließ er sichnicht
ohneWeiteres,nicht in seinerGesammtheit,als das jetzt
nothwendiggewordeneneueOrgan in Anspruchnehmen.
Im VerbanddesNationälvereinshattensichalle freiheitlich
gesinntenDeutschenzusammengefunden,die ein reiferes
staatlichesLebenmit einheitlichenImpulsenerstrebten.Dem
einenZweckzuLiebe,vor allemaus demBundestags-Elend
herauszukommen,hatten Demokratenund Konstitutionelle
sichdieHandgereicht.

NachdemderTag vonKöniggrätzdiepraktischeLösung
derdeutschenFragevorbereitethatte,galt es,dasallgemeine
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Ideal auf die Wirklichkeitanzuwenden.Darübermußten
auchim Nationalvereindie alten Gegensätzewiederauf¬
brechen.Formell lösteer sicherstam I I. November1867
auf; thatsächlichwar die Trennungschonein Jahr vorher
erfolgt,als dieAuseinandersetzungbei der liberalenOppo¬
sition im preußischenAbgeordnetenhausesichvollzog. Die
jung erblühendeliberale Nationalparteikonnteaber ihre
bestenKräfte aus demjenigenBestandtheildes National¬
vereinsentnehmen,der über denIdealen die Wirklichkeit
nichtvergessenhatte.

Den AugendesjüngerenGeschlechts,das im Reichin¬
zwischenherangewachsen,stelltsichdieZeit desVerfassungs-
konfliktsin Preußenvielfachals der AusdruckeinerVer¬
bitterungdar, die selbstdengutenWillenzurVerständigung,
und zwarauf beiden Seiten,auszuschließenschien.

Es ist nichtso. Wir wissenheute,daßBismarckden
Streit nichtum desStreiteswillen geführthat; wir wissen
auch,daß auf Seitender liberalenOppositionderKonflikt
von Vielenals einUnglückaufrichtigbeklagtwurde.

Das gastlicheHaus von PrinceSmith, das heutige
Cafe Bauer in Berlin, war der Vereinigungspunktdieser
Stimmungen.Dort war es,wo sichdie „Volkswirthschaft-
licheGruppe", meistin zwangloserGeselligkeitzusammen¬
fand, gemäßigteund radikaleFreihändler,aus volkswirth-
schaftlicherSchulunghervorgegangeneMänner, die darin
alle übereinstimmten,daß nur die Lösungdes großen
nationalenProblemsden ersprießlichenUntergrundgeben
könne,um auchdie wirthschaftlicheuKräfte desweiteren
Vaterlandeszu voller Entfaltunggelangenzu lassen. Da
findenwir Faucher,Oppenheim,Michaelis,Röpell-Danzig
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— die Freihändlerau§der Fortschrittsparteiund demLin¬
kenCentrum. Twesten,Hammacher,imdAnderehattensich
der „Gruppe" formell nicht angeschlossen,fandensichaber
fastregelmäßigbei denZusammenkünftenmit ein.

Dort bei PrinceSmith gewannauchdie nationale
Politik BismarckszuersteinengewissenRückhalt.Schonbei
denVerhandlungenPreußensübereinenAusgleichmit dem
Augustenburgerhörenwir daselbstgeltendmachen,daßPreußen
unterkeinenUmständendenKielerHafenausseinemBesitz
lassendürfe. Da begegnenwir auchim Frühjahr1866einer
Auffassung,die sichweiseentfernthält von den im Lande
draußenerschallendenDeklamationenundProtestengegenden
„Bruderkrieg."Man rechnetmit Erfahrungenundhistorischen
Thatsachenund bedauertum somehrdenunseligenKonflikt.
Die verantwortlicheWirksamkeitder Volksvertreterleide
darunterebensoSchaden,wie derRestvonSympathiensich
verflüchte,die derStaat FriedrichsdesGroßenin Deutsch¬
landnochgenieße.

Es wäreauchkaumzu verstehen,wenndasGewissen
derMännervon Ruf und Vergangenheit,die den leidigen
Kampfum das Verfafsungsrechtführenmußten,nichtvon
solcherSorgetief ergriffengewesenwäre.

Nun erhebtBismarck,im AugenblickderschärfstenRei¬
bungen,die jedeMinute denKriegherbeiführenkönnen,—
beimBundestagdasVerlangennacheinerVerfassungsreforni
im nationalenund liberalenSinne! Gleichzeitigverstlcht
er die Kluft zwischenseinerStellung und der liberalen
Oppositionzu überbrücken;er läßt Andeutungenfallen,daß
er die liberalenKräfte im DienstederauswärtigenPolitik
Preußensungern entbehre. Am 20. April 1866 kommt
Laskerin einer Berliner Wählerversammlungdarauf zu
sprechen.Nahe FreundeBismarckshättenverbreitet,der
Graf „hege keineVorliebe für das bisherigeSystem",er



„habe sichvon jeher in der GesellschaftderKrenzzeitnng
nichtbesondersbehaglichbefunden",er habenur die aus¬
wärtigePolitik im AugeundwünschenachdieserRichtung
hin die liberalenKräfte p verwerthen,sei auchbereit,
Dienstum Dienstzu leistenu. s.w.

Mail horchtauf und fragt verwundert:ist das Ernst
oder— „einHilfsmittelschnellbereiterDiplomatie?"Lasker
befleißigtsichin der erwähntenVersammlungeinerimmer¬
hin bemerkenswerthenZurückhaltung.Er behält sichsein
abschließendesUrtheil vor und bescheidetsichmit derBe¬
merkung:„Eine Regierung,welcheeilt deittschesParlament
nichtnur zuberufen,sondernauchzubefriedigensichgetraut,
mußdie VertretungdeseigenenVolkesvorherp gewinnen
verstehen."

Die vorsichtigenWorteLaskerskennzeichnenbereitsden
Zwiespaltint liberalenLager Denn auf der radikalen
SeitestanddasUrtheilüberdas„Fechterkunststück"Bismarcks
unbedingtfest. Mit fortgerissenvon diesemaufsHöchstege¬
steigertenMißtrauengegendiepreußischePolitik,undnament¬
lichvoit leidenschaftlichenKtmdgebungeitim Süden,ließselbst
der Nationalvereinum dieseZeit die „preußischeSpitze"
atts seinemProgrammverschwindenund protestirtenoch
am 14.Mai gegenden„BruchdesdeutschenLandfriedens,
dessenSchuldwie ein Fluchauf dasHauptseinerUrheber
zurückfallenwird."

Die SchärfederTonart beschleunigtenur denSinnes¬
wechselint Lande. Die altliberale Partei, die bei den
Wahlen von 1863 auf 9 Mandatezurückgegangenwar,
gewanntreuesVertrauen. In Hallea. S. erließen65 an¬
geseheneBürger eine Erklärung,daß nicht der „Bruder¬
krieg", sondernvielmehrdie Umkehrauf demBetretenen
Wegeein nationalesUnglücktväre. Wenndasgroßenatio¬
naleZiel friedlichnichtzu erreichensei, iverdederKrieg



mit Oesterreichvom Volke mit aller Entschlossenheitund
Opfermilligkeitaufgenommenwerden.WolledasMinisterium
durchBerufungeinesdeutschenParlamentsdieendlicheLösung
der deutschenFrage und der Frage der Herzogthümerim
nationalenSinnebewirkenunddiesenWegenergischverfolgen,
sowerdedasVolkauchdazuseineZustimmunggeben,„wie
weniges auchdie innerePolitik diesesMinisteriumsbilligen
mag." (26.April.)

Von altliberalerSeite gesprochen,fandendieseWorte
dochauchin denReihenderFortschrittsparteiwiebeimLinken
CentrunreinenunverkennbarenWiderhall.

Der Bodenzu einerVerständigungmit der Regierung
wärevorhandengewesen;anNeigungdazufehlteesdurchaus
nicht:nur hättederersteSchrittvonderRegierunggeschehen
müssen,und dem allerdingsschienensichunüberwindliche
Mächtezu widersetzen.Währenddie Andeutungenüber
Bismarck's,Unbehagenin derGesellschaftderKrcuzzeitung"
vonMund zuMundgingen,flogenimParlamentdieschärfsten
Pfeile herüberilnd hinüber,— der Kampf wollte weiter¬
geführtsein.

Am 9. Mai 1866 wurdedaspreußischeAbgeordneten¬
hausaufgelöst.Man trat mit demBewußtseinin dieWahl¬
bewegungein,daßderKriegunvermeidlichsei. Dieradikale
RichtungderOppositionschufsicheinebesondereParole: so¬
gar dieForderungaußerordentlicherKriegsmittelmüssemit
einerMachtfragedes Parlamentsbeantwortetwerden;die
Abgeordnetensolltenmit imperativemMandatin dieKammer
geschicktwerden. „Uns führt mannichtzur Schlachtohne
ein großesZiel, wir sindkeinePandurenundKroaten",—
rief Schulze-Delitzschnocham 29. Juni unterdonnerndem
Beifall in eineWahlmännerversammlunghinein.
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HiergegenabererhobsichkräftigerWiderspruchauf dein
rechtenFlügelderFortschrittspartei,derin derNationalzeitung
zuWortekam,nichtminderdraußenimLande.In Magdeburg
protestirteeineGruppedesNationalvereinsenergischdagegen,
daß inan unter solchenUmständeiimit demMinisterium
feilsche.In Halleabergingmanüberdiebereitszerfallenden
ParteieiiderLinkenzurTagesordnungüber. UmdieWieder-
mahlderfortschrittlichenAbgeordnetenfür Hallezuverhindern,
traten am 1. Juni die Unterzeichnerder Erklärungvonr
26. April nochmalszusammenundbeschlossen,alsneuePartei
in dieWahlbeivegungeinzugreifen.Auf VorschlagdesProf.
Hayuigabsich,dasfür dieWahl dergemäßigtenKandidaten
eingesetzteKomitedenNamen„Wahlkomite der National¬
liberalen Partei", und diesesjugendlicheOrganbewährte
sichsogleichbeimerstenHervortreten:dieFortschrittskandidaten
unterlagendenbeidenBewerbernderneuenPartei.

Abgesehenvon dieserörtlichenVerjüngungdesPartei¬
wesenshatteesaberfür dieLandtagswahlenvon 1886sein
BewendenbeiderbishervorhandenenOrganisationderKon¬
servativeneinerseits,der Fortschrittsparteiund des Linken
Centrumsandrerseits.Einstweilengingendennauchnur
AbgeordnetedieserRichtungenausdenWahlenhervor.

Dochwar ein starkerUmschlagin denStärkeverhält¬
nisseneingetreten.Es warengewählt:

1863 1866
Konservative 36 142
Geniäßigte(Alt-) Liberale 9 26
FortschrittundLinkesCentrum 253 148

Außerdemnoch
Klerikale 26 15
Polen 26 21

DiesenbedeutsamenWandelbrachteebenfallsder3.Juli
mit sich,denndieAbgeordneteuwahlengingenvor sich,wäh-

t

Xs3___MX



XHLn
g^So)̂]_ IX1

renb der Kanonendonnervon Königgrätzdie Wiedergeburt
desDeutschenReichesverkündete.

Die deutschePolitik Preußenswar nun über jeden
Zweifelerhaben.Es konntenur daraufnochankommen,wie
dersiegreichheimkehrendeKönigund seingroßerStaatsmann
dasruhmreichbegonneneWerkzu vollenden,wie sieesaufs
Dauerhaftesteeinzurichtengedachten.

Der Kurs gingdahin, zu versöhnenund zu festigen.
Auf demSchlachtfeldvonKöniggrätzwaresderersteGedanke
Bismarck's,die alte Freundschaftmit Oesterreichmöglichst
frühzeitigwiederherzustellen;undsobaldseineAufmerksamkeit
sichdeninnerenVerhältnissenwiederzuwendete,standauch
dieAbsichtbei ihm fest, zu einemdauerndenFriedenmit
VolkundVolksvertretungzu gelangen.

Am 18. Juli bereitsbeschäftigtesichdas preußische
StaatsministeriummitdemVorschlagBismarcks,in derThron¬
redezur bevorstehendenLandtagseröffnungeineJndemnitäts-
vorlageanzukündigen.DieVerhandlungimMinisterrathzog
sichzweiTagehin; dieKollegenBismarckswolltendurchaus
uichteinsehen,daßalle großenErfolgePreußensnachallsten
undalleWahlniederlagender liberalenOppositionnur dazu
dienensollten,diebisherwiderstrebendenKräftedesLiberalis¬
muszu gewinnen,stattsievollendsniederzuwerfen.

Bismarckaberwolltenichtfürdiefeudal-reaktionäreRechte,
sondernfür Deutschlandgestrittenund gesorgthaben,und
er wußterechtwohl, daßdieberufenendeutschenKräftedes
VolkeszumMindestennichtzuerstbeidenZöglingenvonStahl
undGerlachzll suchenwaren. Er setztefür dieIndemnitäts-
VorlagedasganzeGewichtseinergekräftigtenstaatsmünnischen
Persönlichkeitein,undderKönigpflichteteihm bei,soschwer
ihm auchdieEntschließungdadurchgemachtwar, daßRoon
auf SeitenderReaktionärestand.

Die JndemnitätsvorlagebrachtedemKöniguW seinem
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KanzlerdieSympathienderöffentlichenMeinungin rascheni
Flug entgegen.Die liberaleOppositionabermußtesichnun
zersetzen.Ein heftigerMeinungsaustauschentbranntedarüber
namentlichim SchooßederFortschrittspartei,wo dieGegner
undAnhängerderVorlagefastin gleicherStärkewiderein¬
anderstanden.Im LinkenCentrumverharrteschließlichnur ein
kleinererTheilbeiderVerneinung,dochwarlängereZeitwenig
VerlaßselbstausdieStellungdieserParteivorhanden.Hatte
docheinhervorragendesMitglieddieserParteiebennochzudem
doktrinärenAusspruchsichverstiegen:„Die Bewilligungder
Indemnitätwärenichtnur defacto, nein,auchde jure die
SanktiondesVerfassungsbruchs."

Der unerquicklicheStreit m denFraktionender Linken
nahm den ganzenAugustin Anspruch.Michaelis,Lasker,
Roepell,Leut, Hammacherund Anderevertratenenergisch
den StandpunktdesgereiftenLiberalismus,Haverbeck,Wal¬
deck,Virchow,Schulze-Delitzschu. s. w. führtenauf der
GegenseitedasWort. Bis dann,EndeAugust,Twestenals
BerichterstatterderLandtagskommissionmit derBefürwortung
derVorlageim Plenumerschien,war derZerfall derFort¬
schrittsparteibesiegelt.

DieLandtagsverhandlungenfandenum jeneZeit in dem
nothdürftigzu diesemZweckeingerichtetenKonzertsaäldes
Schauspielhausesstatt;dennderSaal desAbgeordnetenhauses
mußtefür diekünftiggrößereMitgliederzahlumgebautwerden.
Die Plenarberathungüber die Indemnitätging raschvon
Statten,schonam 3. Septemberkam es zur entscheidenden
Abstimmung;40 vonden83Fortschrittlern,22 vonden65
MitgliederndesLinkenCentrums,sowie13Klerikalestimmten
gegendieVorlage.

MaxDuncker,Forckenbeck,Hammacher,v.Hennig,Hoppe,
vonKirchmann,Kosch,Krieger-Berlin,Lasker,Löwe,Lüning,
Michaelis, Reichenheim,Sieniens,Twesten,von Unruh,

EL5fHF

m



xraH

vonVaerstu. A. von der Fortschrittspartei,Grabow,von
Bockum-DolffsnebstGenossenvomLinkenCentrumstimmten
mit Ja. Wie dieGeisterdarüberin augenblicklicheErregung
gerathenwaren,läßt sichkaummehrvergegenwärtigen.Einer
vondenErbittertstendesFortschrittsgingmit geballtenFäusten
auf Lüningzu mit demchristlichenWunsche,daßdieKarya¬
tidendesSaalesherabstürzenunddieAbtrünnigenerschlagen
möchten!

In gleicherWeisespaltetensichdieParteiender Linken
beiderdemnächstigenAbstimmungüberdenaußerordentlichen
Geldbedarfslir HeerundFlotte und überdieDotationdes
Staatsschatzes.

Die unvermeidlicheFolge der wiederholtenSpaltung
derFortschrittsparteiin denwichtigstenZeitfragenwar eine
dauerndeTrennung. In der Fraktionkam es im Laufe
des Septemberzu den schärfstenAuseinandersetzungen.
Von einerDebatteunterpersönlichenFreundenkonntenicht
mehrdie Redesein; esgab schließlichnur nochvorwurfs¬
volle Erklärungenund ebensolcheRepliken. Michaeliswar
der erste,der seinenStandpunktmit aller Entschiedenheit
gegenüberdenin starrerVerbitterungbefangenenFraklions-
genossenvertrat,um dieSitzungdemnächstzu verlassen.In
denfolgendenTagenschlossensichRoepell,Twesten,v.Unruh,
Laster,Lent,Hammacher,Lüning,Reichenheim,vonHennig,
Techow,Aegerter,Berger-Posenund John demgegebenen
Beispielan. Wer seinentiefenprinzipiellenGegensatzzu der
gründ-und nutzlosenFortsetzungeinerPolitik derAgitation
und Demonstrationerklärt hatte, verließdie Sitzung,uni
nichtmehrwiederzukehren,— Hammacherschloßmit den
Worten: ein solcherKampf, wie man ihn vier Jahre hin¬
durchin treuerGemeinschaftgeführthabe,dürfedochnimmer¬
mehrzurHunnenschlachtausarten,derart,daßdieSchattender
Erschlagenennochin denLüftengegeneinanderwüthenmüßten.
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®ie förmlichenAustrittserklärungenfolgtendiesenAus¬
einandersetzungenauf demFuße. Inzwischenhattendie fort¬
schrittlichenDissidentenengerenVerkehrmit denGleichgesinnten
vomLinkenCentrumgesuchtundauchhierausdieUeberzeugung
gewonnen,daßauf denTrümmerndesveraltetenParteiwesens
einneuesOrganemporwachsenmüssezumHeil derjugendlich-
kräftigenGemeinschaftdesNorddeutschenBundes,in dieman
soebeneintrat,zumNutzenderdeutschenPolitikPreußens,die
in denVerträgenmit demSüdenbereitsdasZiel derkiinf-
tigenEinigungAlldeutschlandsfür Jedermannerkennbarge¬
machthatte.

Nochim LaufedesSeptemberwarendieseTrägereines
neuen,desnationalliberalenParteigedankensdahineinigge¬
worden,daßsiein einergemeinsamen„Erklärung" ihreAb-
stimmungüber Indemnität,Kriegskreditu. s. w. vor dem
Landerechtfertigenmüßten. NachlangenBerathungenver¬
schiedener,hierzuvorgelegterEntwürfeeinigtemansicham
26. Septemberüberdenvon LasiereingebrachtenEntwurf,
der am Tage darauf redaktionellfestgestelltund mit den
Unterschriftender oben ermähntenfünfzehnfortschrittlichen
Dissidentenund der neun Mitglieder des Linken Cen¬
trums: vonBockum-Dolsfs,Frank, Hinrichs,Kannegießer,
Lautz,Lette,Metzmacher,PieschelundRautenstrauchversehen
wurde.

Der Zeitpunktder Veröffentlichungblieb zunächstvor¬
behalten. Die UnterzeichnertrenntensichaberbeiderVer¬
tagungam 27. Septembermit demBewußtsein,daß sie
demnächstdieKonsequenzenihresVerfahrensziehenundzu
einerselbstständigenParteigründungschreitenmüßten.

Die VertagungdesLandtagsdauertebis zum12.No¬
vember. In derZwischenzeitwar dasAbkommenPreußens
mit dennord- und niitteldeutschenStaatenüberdieGrün¬
dung desNorddeutschenBundeszu Standegekommenund
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am 24.OktoberverkündigtederStaatsanzeigerdasWahlgesetz
für denNorddeutschenBund,dasvom15. Oktoberdatirte.

DieserAugenblickwurdeauchzur Veröffentlichungder
Erklärungvorn27.Septembergewählt. Die neueZeit hatte
begonnenund fordertedennationalenGeistdesLiberalismus
heraus,sichpraktischzu bethätigen.

Die Erklärrmgvom 27. Septemberbegannmit den
Sätzen:

„Für unseredringendsteAufgabein deraußerordentlichenSession
hieltenwir, der Regierungin ihrer auswärtigenPolitik denvollen
Beistandder Landesvertretungzu verschaffen."..
„Auf dasZutrauen,daß unter der gegenwärtigenLeitungder aus¬
wärtigenundmilitärischenAngelegenheitendasStrebendahingerichtet
ist, diedeutscheEinheitgegenfremdenEingriff undheimischeSonder-
intereffenvorzubereitenund die Stärkeder gesammtdeutschcnMacht
zu erhöhen,hat die RegierungeinenunabweisbarenAnsprucher¬
worben."

Ju dieserHinsichtalso war bereitwilligeUnterstützung
ausgesprochen.In Betreff der innerenPolitik konntedies,
wie dieDingelagen, damalsnichtgeschehen.Die Ressort¬
ministerdesInnern, desKultus intb derJustizgehörtender
alten, feubaseuParteirichtungan, und daß Bismarckim
preußischenStaat eineliberaleReformgesetzgebunginauguriren
werde,war durchausnichtvorabzusehen.So betontedieEr¬
klärung,daßesauchin Zukunft das gemeinsameMerkmal
für „die ganze,entschiedenliberalePartei" bleibenmüsse,
über die verfassungsmäßigenRechtedesVolkeszu wachen.
„Wir fühlen die Pflichteneiner wachsamenund loyalen
Oppositionauf uns ruhen."

EinepolemischeSchärfegegendiejenigen,die auchder
Indemnitätwidersprochenhatten,enthieltaberderSchluß:

„In demgroßenMomentdeserstarktenundsichverwirklichenden
Einheitsgcdankcnshaltenwir keinePartei undkeineMaßregelfür be¬
rechtigt,welchederdeutschenEntwickelungHindernissebereitetoderdie
möglichenFördcrungsmittclversagt."
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Nachdemder Landtagam 12. Novembersichwieder
versammelthatte, kames in derFortschrittsparteiauchüber
dieseErklärungnochmalszu rechtheftigerRedeund.Gegen¬
rede;Krieger-BerlinundForckenbeckundAnderenahmenjetzt
Partei für dieDeklarantenvom27.Februarundschiedenaus.
DemnächstberiethmansichmitdenDissidentendesLinkenCen¬
trums,denensichneuerdingsSiemens,Lette,Richter-Mariendorf,
Jung und Graf vonDohnaangeschlossenhatten,über eine
neueParteigründung,insbesondereauchüber den Namen
für dieselbe.Lüningempfahldie in HalleaufgebrachteBe-
zeichnung„nationalliberal",einMitgliedvomLinkenCentrum,
nachmalsSezessionistundDeutschfreisinniger,hätteatu lieb¬
stengesehen,daßdie Partei ansdenNamenBismarckge¬
tauft würde. Man einigtesichvorläufigdahin,als „N eite
Fraktion der nationalen Partei" sich zu
konstituiren,was am 17. Novembergeschah. Der Fort¬
schrittsparteiunddemLinkenCentrumwurdedavonNachricht
gegebenmit derErklärung,daßdieneueFraktionein freund¬
schaftlichesVerhältnis zu den beidenanderenFraktionen
wünsche,„mit denensie,als zur entschiedenliberalenPartei
gehörig,sichauf gemeinsamemBodenwisse"unddaßsie„an
dengemeinsamenBerathungenderliberalenPartei gerntheil-
nehmenwerde."

Die natürlicheScheidungwar erfolgt, und sie durfte
nichtausbleiben,wennderpreußischeLiberalismusebenfalls
„in Deutschlandaufgehen"sollte. Die neuenProvinzen
mußteninnig mit Preußenverbundenwerden. Dort aber,
in Schleswig-Holstein,in KurhessenundNassauundHannover
war ein Geschlechtpolitischhochbegabter,im ganzenReiche
volksthümlicherMännerherangewachsen.In andersgearteten
KämpfendesöffentlichenLebenshattensieihreErfahrungen
gesammelt,ihreSchaffenskrafterworben,dieSpmpathieenihrer
Landsleutegewonnen.Ihr Liberalismushattesichin kritischen
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Zeitendurchausbewahrt;in derFörderungdernationalen
Interessenhattensie sichreicheVerdiensteerworben.Ihre
Unterstützungwar unentbehrlich,wennesin Preußengelingen
sollte,dasgrößereStaatswesenharmonischzusammenzufügen
und entwickelungsfähigeinzurichten.

Mehrnoch. DernorddeutscheReichstagwarbeschlossene
Thatsache,er solltedie Führer undVertrauensmännerder
BevölkerungausMitteldeutschlandin Berlinzusammenführen.
Ja, zumZollparlamentsolltenbinnenKurzemauchdieSüd¬
deutschenzumerstenMalenachdemNordenkommen,— theils
treunationalgesinntePolitiker, denenderweiteBlickdurch
die Leidenschaftender Konfliktsperiodedochnicht in dem
Maaßegetrübtseinkonntewie der liberalenOppositionin
Preußen,theilsZweiflerund Abgünstige,denenjetzt-diereale
NothwendigkeitdesengenZusammenschließenszwingendvor
Augentretensollte.

Durfte man es daraufankommenlassen,all' diesen
Männern das Ueberbleibselder Konfliktszeitaufzutischen?
Mußtennichtvielmehrdie RückständedesStreitesgänzlich,
auchin denFormendesParteiwesensbeseitigtsein,ummit
den neu herangezogenenKräften die neuenAufgabender
Zeit erfüllenzu können?

Preußenselbstkonntesichin die größerenVerhältnisse
nichtwohl einleben,ohneauchin überlieferteEigenthümlich¬
keitendesRechts-und Wirthschaftslebensda und dort ein¬
zugreifen.Bei derAufrichtruigdesnorddeutschenBundesund
späterdesReicheswar, vielleichtnochin größeremUmfang
als in Preußen,dieselbeEntwicklungsichervorherzusehen.
Da war die Voraussetzungder erfolgreichenVollendungdes
innerenEinigungswerkes,daßnichtsohnedenwilligenRath
undthätigenBeistandderjenigenPolitikergeschehe,vondenen
mansichversehendurfte,daßsiein der engerenHeimatdie
neuenEinrichtungendannauchderBevölkerungverständlich
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machen,die öffentlicheMeinungfür dieselbengewinnenwür¬
den. Anders war jedenfallsdie Einigungim Herzendes
Volkesnichtzu begründen.

* -i--r-

Im preußischenLandtagwar derBodenbereitet,der
es dein auf praktischesSchaffengerichtetenLiberalismus
ermöglichte,in Fühlungmit dersiegreichenMachtdie Be¬
dürfnissedesNationalstaatesnunmehrzu befriedigen.Der
überwiegendkritischveranlagteLiberalismus— anundfür
sichein nothwendigesZubehördes konstitutionellenVer¬
fassungslebens— war keineswegsverschwunden.Nachseiner
Stärkeim Parlamenttrat er aberan Bedeutungsehrrasch
hinterdie zumSchaffenberufenenliberalenElementezurück.

In denneuenProvinzenund in denanderenStaaten
desNorddeutschenBundesfanddie vonHammacher,Lasker,
Michaelisu. Gen. begonneneBeivegungeinenkräftigen
Widerhall.EineVerständigungunterdenführendenPersonen
war leichterzielt. SchonimSeptemberhattensich,namentlich
ausKurhessenundNassau,michausHannover,Vertrauens¬
männerder größerenStädte in Berlin eingefunden,um
überdaskünftigeSchicksalihrer engerenHeimatsichzu er¬
kundigen.VielfachwarenesdieselbenPersönlichkeiten,dieim
NationalvereinseitJahrenbereitsuntereinandernäherver¬
bundenwaren.BezeichnenderWeisesuchtensiejetztin Berlin
nichtdieFühlungmit der vornehmlichdurchSchulze-Delitzsch
verkörpertenfortgeschritten-liberalenRichtungdesNational¬
vereins,sondernmit denRepräsentantendes gemäßigten
Liberalismus,der soebensichanschickte,„die Vergangenheit
friedlichabzuschließen".Im „LeipzigerGarten",deinReichs¬
tag geradegegenüber,traf mansichzubestimmtenStunden.
Wer aus denerobertenLandestheilennachBerlin kam,ver-
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säumtenicht,mit denGesinnungsgenossencut§dempreußischen
Landtagdort sichauszusprechen.Die Letzteren,die für
IndemnitätundHeereskrediteingetretenumreit,konntensich
beidieserGelegenheitvergewissern,daßihr Vorgehendraußen
überwiegenddie ZustimmungdesLandesfinde. Die ge¬
kommenwaren, sichRath zu holen, kehrtenmit zuversicht¬
lichemAusblickauf die Zukunftwiederheim,um dort vor
allem die Wahlbewegungin die Hand zu nehmen;und
nochehedasJahr 1866zu Endegegangenwar, hatteder
Einheitsgedankeden weiterenErfolg erstritten,daß die
Theilnahmean denWahlenzumNorddeutschenReichstag
eine, soweit sichüberblickenließ, allgemeineerschien.In
Thüringensehenwir Fries-Weimar,Forkel-Koburg,Wagner-
Altenburg,Hering-Eisenachu. s. w. mit rüstigeinEifer an
der Spitze der nationalenund liberalen Bewegung,die
naturgemäßin denkleinerenStaatendie stärkstenImpulse
empfangenhatte, dort auchdie größtenErfolgezeitigte.
Im Kgr. SachsenhabenBiedermann,Koch,Georgi,Gustav
Freptag,Brockhaus,Stephaniu. A. dienichtswenigerals
dankbareAufgabeübernommen,das Bannerdernationalen
Idee gegendie gehässigsteGesellschaftvon Partiknlaristen
undFeudalenin denKampfzu tragen. In Hamburgsind
es Chapeaurouge,Hinrichsen,v. Melle und Sloman, in
BremenH. H. Meier, in OldenburgBecker,in Waldeck
Severin,in Anhalt.Köppe,Baldamusu. A., diemit freu¬
digerEntschlossenheitdie nationalliberalePartei ins Leben
rufenund ihr zumerstenErfolgeverhelfen.

Mit einemgewissenErnstvollziehtsichdieWahlbewegung
in denneuenpreußischenProvinzen. Die Annexionsgesetze
warenerstwenigeMonatealt. DieFreundedernationalen
EinigunghatteneineninnerenKampfmit sichauszukämpfen,
um in Preußenmit unbefangenemBlickdieneueOrdnung
derDinge zu betrachtenund thatsächlichzu würdigen.Um
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sowenigersei ihnenvergessen,welchenDienstsiedemgrö¬
ßeren,deutschenInteressegeleistet,indemsiedengewißehreu-
werthenEmpfindungendesSchmerzeswenigstenskeinenEin¬
fluß gestattetenaus die thätigeMitarbeit am Ausbaudes
NorddeutschenBundes,an der Grundsteinlegungzur künf¬
tigenEinigungdesgesammtdeutschenVaterlands.Im Wahl¬
aufruf des Centralkomitesder nationalliberalenPartei für
Hannover,der am 2. Januar 1867 veröffentlichtwurde,
heißtes:

„Die EreignissedesletztenJahreshabeneinenneuenWegeröffnet.
Es ist diesnichtderWeg,dendienationaleParteifür denbestenhielt;
cs ist nichtderWeg, dendieMehrzahlder Hannoveranerwünschte,
aber cs ist für langeZeit hinausder alleinnochmöglicheundmuß
daherfür alleMänner,denendasVaterlandhöherstehtals diePartei,
jetztals derbestegelten.... DieThatsache»,denenwir gegenüberstehen,
unddiedasParlamentals GrundlageseinerBerathunganzuerkennen
habenwird, lassensichnichtungeschehenmachenundnurdieEinmischung
desAuslandesunddievollständigeBesiegungPreußensdurchdasselbe
könntedieMöglichkeitbieten,sicwiederzu beseitigen."

Die BevölkerungfolgtedeinernsterwogenenRatheder
seitJahrenerprobtenFührer,derBennigsen,Miguel,Albrecht,
Römer,Planck,Weber-Stadein Hannover,Baehr,Harnier,
Oetker,Wehrenpfennigin Knrhessen,Braun, Hergenhahn,
von Velde in Nassau,Varrentrapp,Jucho in Frankfurt,
Beseler,Treitschkein Schleswig-Holstein.

Zn einerAuseinandersetzungmit demfortgeschrittenen
LiberalismuskonnteaußerhalbAltpreußensaus denrein¬
fachenGrunde keinAnlaß gegebensein,weil eineOrgani¬
sation der Fortschrittsparteidort nirgendsvorhandenwar.
Was etwa in Betrachtkam, war ein ausgeprägtdemo¬
kratischesElementmit sehrviel radikaleren,theilweiseoffen
republikanischenTendenzen,die bei der altprenßischenFort¬
schrittsparteinicht gesuchtwerdendurften. Dochhielt sich
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bei diesenerstenWahlenzumNorddeutschenReichstagdie
Demokratiewohlweislichzurück.Ihre späterenVersuche,nörd¬
lich derMainlinie festenFuß zu fassen,sindübrigenser¬
folglosgewesen.

EineWahlbewegungeigenerArt spieltesichin denbeiden
MecklenburgischenGroßherzogthümernab,dieals anschauliche
RestederabsolutenStaatswirthschaftin dasneueReichmit
hinübergenommenwurden. Dort hatderLiberalismusheute
wie vor 25 Jahren die gemeinsameAufgabe,einekonsti¬
tutionelleVerfassung,dieGrundlagefreienstaatlichenLebens,
erstnochzu erstreiten.DieMöglichkeit,ja diehoheWahr¬
scheinlichkeitdesGelingenswar mit demZerfall desalten
Staatenbundesund demfrischenZugeeinesneuenbundes¬
staatlichenVerfassungslebensanscheinendgegeben.Das
führte dieLiberalenohneUnterschiedleichtzusammenunb
ermuntertezu einembesonderskräftigenVorgehen.Tüchtige
Männer,beidenliberalenRichtungenangehörig,irahiuenals¬
balddiegemeinsameArbeitauf. Jttlius undMoritzWiggers,
Pogge,Büsing,Wachenhusen,Thünen,Proschu. A. tratenals
Komite der „liberalenund nationalenPartei in Mecklen¬
burg" zusammen,vereinbartenmit densiebenWahlkreisen
dieaufzustellendenKandidatenunberlebtendieGenugthuung,
daß sie in fünf Wahlkreisendie feudalenGegnerschlugen.
Von den gewähltenfünf Liberalentraten vier demnächst
der uationalliberalenFraktion bei, Jttlius Wiggersblieb
liberaler„Wilder".

Für die altenpreußischenProvinzenwar zudenersten
WahlenzumNorddeutschenReichstagnochmalsdiegegebene
Organisationder liberalenLandtagsparteieuin Anspruchge-
itommcnworden. Am 12.Novembererließein „Eenträl-
wahlkomitederFortschrittsparteiund desLinkenCentrums"
einengemeinsameirWahlaufruf,der die Annexionund den
NorddeutschenBund als die Thatsachenfeststellte,aufGrund
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bereitnundieEinheit,dieFreiheitunddieGrößedesVaterlandes
weiterznerstrebenseien.Die„FraktiondernationalenPartei"
desAbgeordnetenhauses,dieeinigeTagespäterin'sLebentrat,
ließdiesenRahmengemeinsamerWohlthätigkeitgelten,nndsie
konntesichumsowilligerdazuverstehen,als trotzderKarya¬
tiden ihr Verhältniszu denbeidenanbetenliberalenPar¬
teienin Wirklichkeiteindurchausfreundlichesgebliebenwar.
Die Heeresfragenhatte ja fortan nichtmehrderpreußische
Landtagzu entscheiden,siegehörtennun in denReichstag;
in Bezugauf alle andereninnerenFragen,insbesonderedie
nöthigenSteuer- und Verwaltungsreformen,bestandeine
klareEinsicht,daßalle liberalenErrungenschaftenaufdiesem
Wegenur zu erzielenseinwürdenim festenZusammenschluß
und entschlossenenKampfgegendie sichtlicherstarktekonser¬
vativeRechte.

DieWahlenvom 12.Februar1867zeigtendennauch,
daß aus dem altenPreußennochein ernsterWiderstand
gegenden liberalenEinfluß auf die GestaltungderDinge
zu gewärtigensei. Das gemeinsameliberaleCentral-Wahl-
Komitevom12.Nov.1866hatteimBereichseinerWahlfürsorge
diebedenklichstenMißerfolgezuverzeichen.DieFortschritts¬
parteiwar in den7 alten(östl.)ProvinzenPreußensüber¬
haupt aufgerieben.Nur Berlin, Breslau undNordhansen
warenihr erhalten,in letztererStadt wurdeEugenRichter
gewählt. Die ländlichenWahlkreise,wo siedieKandidaten
gestellthatte,gingensämmtlichandieKonservativenverloren.
Dagegenerlangtendie liberalenMittelparteienwenigstens
39 Mandate. Von den l40 Wahlkreisender altenPro¬
vinzenhattendieLiberalenzusammen50, dagegendieKon¬
servativen77 in Besitzgenommen,denRestdie Polenund
Klerikalen.

Die neuenProvinzenwähltenals liberaleVertreternur
nationalliberale,odersiebeknndetenjnochihreAbneigunggegen
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dasNengewordene.KurhessenundNassailwarenbis ansden
klerikalenFuldaerKreis in nationalliberalenBesitzüber¬
gegangen.Frankfurt wählte Herrn von Rothschild.In
SchleswigundHannoverwar derPartiknlarisnrnsnochim
Uebergewichtgeblieben.(10 Nationäl-Ltb.,1 Kons,gegen
9 Welfen,7 Schlesw.-Holsteiner,2 Dänen.)

Rheinland-WestfalenwarvondernltramontanenPartei-
bewegnngnochnicht rechterfaßt, es schickte1l National-
und Altliberale,2 Fortschr.,15 Kons,(meistFreikons.)und
8 KlerikaleverschiedenerArt.

Im KönigreichSachsenhattedie unter benschwersten
Verdächtigungendes Landesverrathsvon allen Seiten
bekämpftenat.-lib.Partei nichtein einzigesMandaterlangt.
Die 7 Altliberalen,die von denWählernnochfür passabel
genommenwurden, suchtenbald bei den Partikularisten
ihrenAnschluß.In die übrigen16 Mandatetheiltensich
konservativePartikularistenundpartikularistischeFortschrittler
undDemokraten.

Eine erfrischendenationaleEntschlossenheitbethätigten
die kleinerenStaaten,Thüringen(11Nat.-Lib, 1 Fortschr.),
die Hansastädte(4 Nat.-Lib., 1 Fortschr.),Braunschweig
(3 Nat.-Lib.),Oldenburg(2Nat.-Lib.,1 Kler.),Mecklenburg
(4Nat.-Lib, l StB.,2Kons.),Oberhessen(1Nat.-Lib.,2Alt-
Lib.), Anhalt (2 Nat.-Lib.),Waldeck(1Nat-Lib.), Detmold
(1Nat.-Lib.). Bückeburgwähltekonservativ.

-ft **

Am 24. FebruarwurdederKonstituirendeNorddeutsche
Reichstageröffnet. Nachdemdie, vielfachnochsichfremden
Elementeeinigermaßenihre natürlichenpolitischenVereini-
gnngspunktegefundenhatten,mochtemanetwa65 Feudal¬
konservative,45 Freikonservative,zusammen110 ansder
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Rechten,etwa110 Gemäßigt-Liberaleund 12 Fortschrittler
auf derLinkenzählen. Außerdemetwa2ö Partikular!sten,
13 Polen,13 Klerikale,2 Dänen, endlich7 Demokraten,
die sichzunächstder Fortschrittsparteiangliederten,später
jedochalle bis auseinensichzu Sozialistenentwickelten.

Vor diesemForum,demderdeutscheSplittergeistschon
rechtdeutlichals Kennzeichenaufgeprägtwar, sollte nun
die DeutscheVerfassungsfragezur Entscheidunggebracht
werden. Auf Unterstützungkonntedie Regierungrechnen
bei der liberalen Mitte, bei beu Freikonservativenund
einemerheblichenTheil der Konservativen.Das waren
mindestens70 Stimmenüberdie absoluteMehrheit.

Zunächstaberkames daraufan, die liberaleMittel-
parteials solchezu organisirenund ihre leitendenGesichts¬
punktefestzustellen.Am 27. Febr. versammeltensichauf
Einladungvon BennigsenundHennigetwa60 Mitglieder
im Reichstag,um hierüberdie Verständigungund die
nöthigenBeschlüsseherbeizuführen.Bennigsenzeichnetein
klarenUmrissendas für denAugenblicksichals nothwendig
ergebendeProgramm,das ungetheiltenBeifall fand. Die
Aufgabelag verhältnismäßigeinfach.Bismarckselbst>var
über alles, was veraltet erscheinenmußte,mit kräftigem
Entschlußhinweggeschritteu.Man durfte wohl annehmen,
daß er amallerwenigstengeneigtsei, dasneueReichjetzt
mit den„alten Mächten"im Innern auszubauen.Ja, die
Art, wie er dasdemokratischeWahlrechtauf die Schwelle
desneuenBauesmit niedergelegthatte,ließschonerkennen,
daßer, wennes nichtim Einvernehmenmit denRepräsen¬
tanten der älterenZeit geschehenkönne,jedenfallsgegen
dieselbenzumZiele streben,Deutschland„in denSattel"
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hebenwerde. Darüberwar alsokeinZweifel,daßaucher
dem nationalenLiberalismus,der soebeneine heilsame
Läuterungau sichvollzogen,eine entscheidendeRolle bei
der AufrichtungderVerfassungeinzuräumengesonnenwar.
Man durfteauf die BereitwilligkeitBismarcksrechnen,den
WünschendernationalenliberalenParteiGehörzu schenken
unbsienachMöglichkeitzur Erfüllung zu bringen. Einig
war man in dem Punkte,daß die DeutscheVerfassung
keinenfallswenigeran Freiheitsrechtenenthaltendürfe,als
in denVerfassungenderBundesstaatenbereitsgewährtwar.
Andererseitshatte die liberale mittlereRichtungsichstets
zu demGrundsatzbekannt,daß alles StrebennachEr¬
weiterungder öffentlichenFreiheiten in einemgesunden
Staatssinnewurzelnmüsse.Von dieserVerhaltungslinie
jetzt etwa abzuweichen,verbot sich doppelt. Es durfte
und mußteerwogenwerden,daßnichteinePartei, auch
nicht einmal dasParlamentalleinberufenundberechtigt
sein konnte,dem jungenStaatswesendie Formenseines
Verfassungslebensvorzuschreiben.DenLiberalenimParla¬
ment standenin nahezugleicherStärkedieVertreterder
konservativenpolitischenAuffassungen,dem Parlament
standendie verbündetenFürstengegenüber.So mußteein
Weggangbargemachtwerden,dervoraussichtlichjedemder
Betheiligtenein Opfer zumuthenwürde, von keinemaber
Unerträgliches,denhistorischenundwirklichenVerhältnissen
schroffWiderstrebendesverlangendürfte. Man mußtesich
vorbehalten,den Verfassungsentwurfim Einzelnenzu
prüfen, war sichaberauchbewußt,daßjedeStundekost¬
bar seiund mit nutzlosemStreit nichtverlorengehensollte.

Einig in dieserAuffassung,beschloßmandenndieGrün¬
dungeinerPartei desgemäßigten,nationalenLiberalismus
in Deutschland,konstituirtesichunterVorsitzBennigsensam
28.Febr.1867—welchenTagwir seitherals denGeburtstag
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der Partei betrachten— als „ Fraktion der National-
liberalen Partei" und ging imVertrauenansdentreuen
BeistandderVolksgenossenmit wohlmeinenderAbsichtans
grundlegendeWerk.

WennDeutschland,damals raschin denSattel ge¬
hoben,seithersoleidlichdochauchdasReitengelernthat,—
einigesVerdienstdafürgebührtwohl diesemParteiverband,
der, jetzt wie damals unter Führung von Rudolf
vonBennigsen,im BuchseinerGeschichtedas zweiteViertel-
jahrhundertsoebenaufgeschlagenhat.



2. Die Verfassung.

Die AufrichtungdesNorddeutschenBundesauf Grund
derVerfassungmußtebis 18.August1867eudgiltigerfolgt
sein.Das„Augustbündnis"von1866(Art.6) verpflichtetedie
betheiligteuStaaten nur auf die Daiter einesJahreszur
Erfüllung des Offensiv-itub Defensivbündnisses,wie zur
Herstellungeiner Bundesverfassung,welchedas dauernde
Bundesverhältnisbegründensollte. Kamin dieserZeit die
Verfassung.zuStande,so durfte keinerderKontrahenten
zurücktreten.Der August-Vertragvon 1866 erloschaber
am 18. Aug. 1867von selbst,wennbis dahinnicht eine
UebereinstimmungunterallenbetheiligtenRegierungenüber
einenvomReichstaggutachtlichberathenenEntwurf erzielt,
und demnächstdie sämmtlichenEinzellandtagedesBundes
denselbenEntwurfübereinstimmendbeschlossenhatten,sodaß
er für jedenStaat nochrechtzeitiglandesgesetzlicheRechts¬
kraft erlangenkonnte.

Die Frist für denNordd.Reichstag,über denEnt¬
wurf sichschlüssigzu machen,war knappbemessen.Der in
denKonferenzenderRegierungenvom 15. Dez. 1866bis
7.Februar1867mühseligvereinbarteEntwurferschienerstam
4. März im Nordd.Reichstag.Inzwischenwar schonmehr
als dieHälfte derauf nur Ein Jahr bemessenenVertrags-
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zeitverstrichenundnochsolltendie 21 EinzellandtageRaum
für einesachgemäßeBehandlungdesBerfassungswerkesbe¬
halten. Das erste,worin sichder jungedeutscheParlamen¬
tarismusbewährenmußte,waralsoweiseSelbstbeschränkung.

Die fortschrittlicheLinke,die am 16. April gegendas
Verfassungsgesetzim Ganzenstimmte,ließ durchWaldeck
erklären,sie gebeihr verneinendesVotum ab „mit dem
Bewußtsein,daßdessenungeachtetnichtiin Allermindestendie
Sache,wofürwir einstehen,gefährdetist, daßsieimGegen¬
theil nur gewinnenkann, daß das'(August-)Bündnisund
die Einheitan sichvollständigfeststeht."Sie verlangte,daß
ein vollständigneuerEntwurf ausgearbeitetund vorgelegt
werde. Die nationalliberalePartei vermochtesichzu dieser
zuversichtlichenBetrachtungdernächstenZukunftnichtempor¬
zuschwingen;siezogesvor, denBodenderWirklichkeitunter
denFüßenzu behaltenund dasmit festerHandzu fassen,
was zunächstzur Einigungsichdarbot.

In der BerathungdesVerfassungsentivurfserfülltesie
ihreAufgabeals nationaleund als liberalePartei mit
dauerndsichtbaremErfolg. Ihrer Beharrlichkeitist es zu
danken,daßbedeutsamerweiterteKompetenzenderCentral¬
gewaltin demEntwurf nocheingeschriebenwurden,sodie
AusdehnungdesGesetzgebungsrechtsauf das Straf- und
Obligationsrecht,die EinräumungdesRechtsan denBund,
auchdirekteStellern zll erheben,die ErweiterungderBe¬
fugnissedesBundesin Schifffahrtsangelegenheitenu. s.w.;
— nachder anderenSeite hin die verantwortlicheGegen¬
zeichnungdesReichskanzlers,auchdaßBeamtewählbarfind
und zumEintritt in denReichstagkeinesUrlaubsbedürfen,
daßMitgliederdesReichstagsnichtohnedessenZustimmung
verhaftetwerdendürfen,daßwahrheitsgetreueBerichteüber
Parlamentsverhaudlllngenstraffreisindu. s.w.

HeftigeVorwürfe, daßdie Partei nachbeidenSeiten
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hin sichmit zu wenigemhabe abspeisenlassen,sindja in
derFolgenichtausgeblieben.Die Partei konntedieselben
um sogelassenerertragen,als sievonStundeab durchdie
That bewahrheitete,daßsiemit demFesthaltendesaugen¬
blicklichErreichbarenauf weiterenationaleund liberale
ErrungenschaftenkeineswegsVerzichtgeleistethatte. Die
Verfassungwar ebenunterDach, als Miguel und Lasker
namensder Partei eineAktioneröffneten,um dasGesetz-
gebungsrechtdeßReichesauchauf dasgesammtebürgerliche
Rechtauszudehnen,— eineAktion, die an nachhaltender
Energiegewißnichts zil wünschenübrig ließ. Durchdie
ganzeZeit desNorddeutschenund durchdie erstenSessionen
desDeutschenReichstagshindurchkehrendieAnträgeMiguel-
Laskerimmer wieder, dem leidigenWiderstandeinzelner
MittelstacktenzumTrotz,allennationalenBestrebungeilzum
Nutzenund zur Freude,bis endlichmit demGesetzvom
20, Dez, 1873 der Erfolg erstrittenwar. In gleicher
Weiseist es nachhergelungen,im Reichsstrafgesetzbuchdie
in denSitzungengethanenAeußerungenvoll Mitgliedern
desReichstagsodereinesLandtages,sowiediewahrheits¬
getreuenBerichteder Presseüber die Parlainentsverhand-
lungennachgemeineiildeutschenRechtfür straffreizu er-
erklären,ungeachtetetaller formalenBedenkenunb der aus¬
gesprochenenAbneigungdesKanzlers.

Indessenwaren diewichtigstenEntscheidungendamals
auf demGebietedesMilitär-, desBudgetwesensund der
OrganisationderoberstenBundesbehördenzu treffeil.

Der Verfassungsentwurfhatte ein Aeternatfür die
Heeresverwaltungverlangt. Die Friedensstärkesollteein
fiir allemalfestgesetzt,lind es solltenderHeeresverwaltung
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unabänderlich225 Thaler für jedenMann derFriedens¬
stärkebezahltwerden.Damit wäre dieseVerwaltungwegen
ihrer Ausgabenwie Einnahmenbis zu dembezeichneten
Betrag für alleZeiten voin Reichstagvöllig unabhängig
gewesen.Die nationalliberalePartei setztehiergegenmit
entschiedenemWiderspruchein und sieerreichtees, daßin
derVerfassungselbstder GrundsatzAufnahmefand, daß
derBedarf der Heeresverwaltungdurchdas Budget fest¬
gestelltwird, also alljährlichund zwar hinsichtlichaller
Ausgabenund aller Einnahmen. Maßgebendfür den
Heeresetatist die jeweilszu RechtbestehendeHeeres-Orga-
nisation. In den wenigenWochendes Frühjahrs1867
war es natürlich nicht möglich, auch noch über die
Organisationeine Verständigungzu erzielen.DerReichs¬
tag begnügtesich,für einenUebergangszeitraum,bis Ende
1871, dieFriedensstärkevon 1 pCt. derBevölkerungund
das Pauschquantumvon 225 Thalern zuzulassen,sprach
aber ebenfallsin derVerfassungaus, daßfür die Folge
durchGesetz,alsounterentscheidenderMitwirkungdesParla¬
ments, die Heeresorganisationeingerichtetwerdenmüßte.
Das Verdienst,diesevorläufigeRegelunggetroffenund den
greifbarzuverlässigenVorbehaltfür das Budget-undMit¬
entscheidungsrechtdesReichstagsgesichertzu haben,inuß
insbesondereHerrn von Forckenbeckzugesprochenwerden.
SeinerPersongaltendafürauchammeistendievon links
herüberschallendenVorwürfe,als seinun die konstitutionelle
Staatsformschonwiederpreisgegebenund derabsolutistische
Militärstaatbegründet.Wasallerdingsnichtausschloß,daß
nachmals,angesichtsdes Septennats-Kompromisses,das
Pauschquantum„in weitmilderemLichteerscheint."(Parisius.
Deutschlandspolit. ParteienI. S. 93.)

-«- **
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Das BudgetrechtdesReichstagserfuhrseineSicherung
durchdie Verfassungin derWeise,daßein je für einJahr
aufzustellenderEtat alle Einnahmen,alle Ausgaben,die
Neberschüsseaus früherenJahren,und die ziffernmäßigge¬
nau festzustellendenMatrikularbeiträgeenthaltenmußund
der Beschlußfassungdes Reichstagsvorgelegtwird. Der
Regierungsentmurfwollte, wie schonerwähnt,die Verival-
tung desHeeresüberhauptans derbudgetmäßigenBehand¬
lung durch den Reichstagausscheiden,desgleichendie
Neberschüsseaus früherenJahrenund wollte es demPrä¬
sidiumdesBundesanheimgeben,nachAbgleichungderAus¬
gabengegendieNeberschüsse,SteuernundBetriebseinnahmen
denSatzderMatrikularbeiträgep bestimmen.Hierwarenalso
durchnationalliberalesBemühenunbestrittengroßeErrungen¬
schaftenim liberalenSinne erzielt. „Es ist schwerzu ent¬
scheide!^,ob die größereBedeutungdieserAenderungenin
der sehrstarkenAusdehnungderRechteund desEinflusses
desReichstagesgelegenist, oderdarin, daßdurchdieselben
derNorddeutscheBund sofortbei seinemEntstehenin un¬
gleichschärfererWeisedenCharaktereineswirklichenStaates,
statt einesbloßenBundesannahm,als es nachdemVor¬
schlagder NegierungenderFall gewesenwäre". (Jollp.
Der Reichstag.S. 7.)

*
*

Wenigerbefriedigendwar schließlichdie Frage der
oberstenBundesbehördenzumAustrag gelangt. Auchder
gemüßigteLiberalismusdurftehierdieTraditionenvon1849
festhaltenund er hat siemindestensmit ebensoredlichem
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Eifer seithervertreten,ivie es seitensder fortgeschrittenen
Linkengeschehen.Zur Zeit derVerfassungsberathungwaren
alle Dinge in sofrühemStandeder Entwickelung,das;für
ein förmlichesBundesministeriunidie praktischenVoraus¬
setzungennochweithinfehlten. Umsomehrmußtedaraufhin¬
gestrebtwerden,daßfür diejenigenVerwaltungsgebiete,die
dem Bunde bereits erschlossenwaren, von vornherein
Bundesministeriengeschaffenwürden. Die späterhinso
überauserschwerteund komplizirteEinrichtungvon Reichs¬
ämternundReichscentralbehördenhättedannnacheinfacheren
Normengeschehenkönnen.Der ofnnals störendeMangel
einerrechtenHarmoniezwischenderReichs-undderpreußi¬
schenFinanzverwaltunghättesichunmöglichergeben,wenn
geradean dieserStellevonHaus aus einePersonal-Union
gestiftetwordenwäre.

Als Bennigsenim März 1867 diesenOrganisations¬
plan denRegierungengegenübervertrat,stelltesichnur Ein
Hindernisin denWeg: dieEifersuchtder Partikularstaaten.
Der Bundeskanzlerlehnte es rundwegab, von denselben
auchdiesesZugeständnisauszuwirken.Die im Dezember
und Januar gepflogenenVerhandlungenderRegierungen
betreffsdes Verfassungsentwurfsmögenihn zu seinerbe¬
stimmtablehnendenHaltungveranlaßthaben.Ueberdieer¬
wähntenVerhandlungenwird heutenochdasGeheimnisge¬
hütet;außerdenSchlußprotokollenist nichtsan dieOeffent-
lichkeitgelangt.BismarcksVerhaltenin jenerZeit läßtsich
jedenfallsverstehen.Er hat nachher,wo es irgendangehen
mochte,ailfsSorglichsteverhütet,daßPreußenim Bundes¬
rath majorisirt wurdeundwomöglichnochsorglicher,daß
Preußenmit Hilfe derKleinstaatendieMittelstaatenmajori-
sirte. JetztstandendienorddeutschenStaatenebenerstim
Begriff, mit Preußenden Bund zu vollziehen. Nach
BismarksAnnahmewäre es aber eine Schädigung,ja,
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wie er vernnlthete,eineGefährdungdesganzenWerkesge¬
wesen,wenn die „Centralisation"bis zum Punkte der
Bundesnlinisterienvorgeschrittenwäre. Den Eintritt von
ganzSüddeutschlandin denBund hielt er unter solchen
Umständenfür durchausin Frage gestellt. Um so ent¬
schiedenerwies er es von sich,jetztauf diewiderstrebenden
mittel-und norddeutschenRegierungeneinenDruckimSinne
von Bundesministerienzu versuchen.

Wider Erwartenlehnte schonderReichstagselbstdie
Anträge Bennigsensab. Die Konservativenstimmtenge¬
schlossen,dieFreikonservativen,derenMitgliedGrafMünster
balddarailfmit TwestenundBennigsenselberdie Bundes¬
ministerienbeantragte,zum größtenTheil dagegen.Mit
ihnenbildetendieAltliberalen,diesächsischenPartikularisten
und dieWelfeneine,wennauchknappeMehrheit. So kamen
dieRegierungengarnichtmehrin dieVerlegenheit,sichneuer¬
dings hierüberzu erklären.Was nochdurchzusetzenwar,
und durchgesetztwurde,bestanddarin, daßdie Verantwort-
lichkeitdesBundeskanzlersfür alle Anordnungenitnb Ver¬
fügungendesBundespräsidiumsdemReichstaggegenüberals
Grundsatzin dieVerfassungaufgenommenwurde.Wenigstens
war auchdamit der selbstständigestaatlicheCharakterdes
Bundeszu entschiedenemAusdruckgebracht.

* *

Die nationalliberalePartei hat, was ebenerreichbar
schien,nicht zurückweisenwollen. Die Verfolgung ihres
weiterenZieles aberhat siekonsequentim Augebehalten.
Es fand sichGelegenheitgenug,nichtnur im Diensteder
nationalenIdee, ailch im unmittelbarenAnschlußan die
praktischenErfahrungen,atlf dieFragederReichsministerien
zurückzukommen.Im Frühjahr1869legtenes die Finanz-
verhältnisseim Reichunb in Preußendringlichnahe,einen
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Ausweg aus den vielfach erwachsenenSchwierigkeiten
zu suchen.UnübersichtlicheSteuerpläne,derMangel jeg¬
lichen klaren Einblicksin die wirklichenBedürfnisseder
Gegenwartund nächstenZukunft, nochwehr derMangel
einer greifbar zuverlässigenVereinbarungzwischender
Reichs-und der preußischenFinanzverwaltungüber die
VerwendungszweckebeherrschtendieSituation. Dienational-
liberale Partei, mit einigenFreikonservativen(Antrag
Twesten-GrafMünster),verwieshier nachdrücklichauf den
praktischalleinrichtigeilWegeinerReorganisatioilderobersten
Verwaltungsbehörden.Diesinal fandderAntragaucheine
Mehrheit von lll gegen100 Stimmen. In stärkerem
MaaßenochhattendieselbenSchwierigkeitenanfangs1877
sichergebenund ivaren die Ursacheeinesunerqilicklichen
StreiteszwischenKanzlerundParlament,wie zwischendem
Kanzlerund seinenKollegengeivorden. In denVerhand¬
lungen Bismarcksmit Bennigsen,die seit Anfang 1877
bis März 1876 sichhinzogen,trat die Forderungeiner
organischenReformderAemterals dieVorbedinglmgfür die
erfolgreicheBehandlungeinesFinanzreformplanesvonNeueiil
in denVordergrund. In derReichstagsverhandlungvom
13.April 1877entwickelteBennigsendasBedürfnisderRe¬
organisationauchöffentlichin ruhig sachlicherDarlegung.
Bismarckschiennun, wennauchnichtfür die Dalier seiner
eigenenAmtsthätigkeit,dochfür dieZeit nachherdenReform-
gedankenernstlichzuerwägenund eineUeberleitungin diese
zukünftigeGestaltungderReichsverwaltungpraktischzu be¬
denken.Insbesonderezeigteer sichdemGedankenau eine
engereVerbindungder Reichsfinanzverwaltungmit dem
preußischenFinanzministeriumgeneigt (13. März 1877).
DamalsschienauchWürttembergdeubedingungslosenWider¬
spruchgegendie Reichsministerienmerklichgemildertzu
habenund schränkteseinenVorbehaltdarauf eiu, daß
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dasVerhältnisder Reichsministerienzum Bundesrathbe¬
friedigendklargelegtund dieRechteder im Bundesrathver¬
tretenenRegierungensichergestelltund verbürgtwürden.So
wenigstensverstehtThudichum,ein grundsätzlicherGegner
der liberalenForderung,die ErklärungenMittnachtsvom
8. März l878. (BismarcksKämpfeundSiege.II. S.64.)

Dochsollteauchdiesmalder Erfolg ausbleiben.Das
TabakmonopolführteeineEntfremdungherbei;undbald be¬
zogdasCentrumals VorhutpartikularistischerInteressendie
dominirendenStellungenundbefestigtesichin denselbenfür
langeZeit mit derFranckenstein'scheuKlausel. VonReichs-
ministerienwarnun auf zehnJahrekeineRedemehr,äußer-
eben in Programmenund Kundgebungerrder liberalen
Parteien.BeiderEtatberathungimJahre1889(30.Okt.),wie
neuerdingsbei den Reichstagsverhandlungenüber die
TrennungdesReichskanzleramtsvompreußischenMinister¬
präsidiumerneuerteBennigsendenHinweisauf diese,vom
nationalen,liberalenund praktischenStandpunktaus gleich
wichtigeReformaufgabe.(26. März 1892.)

* *
*

Zum Schluß der Verhandlungenüber die Bundes¬
verfassungwarenzweistreitigePunkteübriggeblieben.Die
Regierungenweigertensich,einerVerfasftmgzuzustimmen,
die am EndedesJahres1871betreffsderHeeresverfassung
nichtsweiter übrig lassenwollte, als ein großesFrage¬
zeichen.Mindestenssollte,wofernbis dahineinegesetzliche
Ordnungmit demParlamentnichtzu erzielenwäre, der
Fortbestanddes Heeresirgendwiegesichertsein. Man
mochtedarin denAusflußeinesgewissenMißtrauensgegen
denReichstagerkennen.EbensovielguteGründesprachen
für eineandereAuslegung. EbenersthattendieRegierun¬
gen denKonfliktwegenderHeeresorganisationin Preußen
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mit angesehen;ihnenundnamentlichdemKönigvonPreu¬
ßenmar eswahrlichnichtzuverdenken,wennsiederWieder¬
kehreinessolchen,ansdie größereVerfassungsgemeinschaft
erweitertenKonflikts unter cilseitUmständenvorbeugen
wollten. Die nationalliberalePartei vermitteltehier den
gangbarenAusweg. In derVerfassungwurdedemKönig
von Preußenein Veto gegenAenderungenan besteheitden
Heereseinrichtungengewährt.

Darüber kam man verhältnismäßigleicht hinweg.
Peinlicherwar dieAufgabe,dennochungelöstenWiderspruch
betreffsderDiätenderReichstagsabgeordnetenauszugleichen.
In dererstenLesungwardieDiätengewähr,einemnational-
liberalenAntrag gemäß,mit 136gegen130Stimmenbe¬
schlossenworden. Bismarcksehtesogleichund in entschie¬
densterWeisenamensder verbündetenRegierungenein
„Unannehmbar"entgegen. Er erklärtebei der Schluß-
berathungganzunzweideutig:eshandlesichhier um Ge¬
lingenundScheiterndesVerfassungswerkesliberhaupt.Die
Regierungenhatten das AllgemeineReichstagswahlrecht
zugestanden,hatten ihre besondereSouverünetätzu
Gunsteneiner Art von Mitsouveränetälant Bunde und
ihreKontingentsherrlichkeitvöllig hingegeben,auchsonstder
nationalenEinheitgegenübermit Opfernnichtebengekargt.
Dafürschienensiean diesemeinenPunkteeineGegenleistung
seitens des Parlaments unwiderruflich zrt verlangen.
Miguel, BennigsennnbTwesten,diepersönlichin lebhaftem
Verkehrmit Bismarckstanden,hattenGelegenheit,sichzu
vergewissern,daßdie Frage thatsächlichnichtandersstand:
Gelingen oder Scheitern des ganzen Werkes. Mit
Hintansetzungihrer persönlichenUeberzeugtlngentschloß
sich die Mehrheit der Partei, um dieses einen
Streitpunkteswillen die inzwischenerrungenengroßen
Vortheile nicht wieder fallen, die ganze Frage der
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Verfassungnicht in's Uferlosezurücktreibenzu lassen.So
wurde die Diütengewührin letzter Stunde mit 178
gegen90 Stimmenwiedergestrichen.In der Minderheit
warenjedochForckenbeck,Gneist,Lasker,vonHennig,von
Unruh,Römer,Fries, Wachenhusen,Wiggersu. s. w., im
ganzen23 Nationalliberale,stehengeblieben.

Die Diätenfrageist nichtvon derTagesordnungver¬
schwunden,innerhalbdernationalliberalenPartei aberfort¬
anstetsals offeneFragebehandeltworden.DieErfahrungen,
die seithermit demAllgemeinenWahlrechtgemachtwurden,
habenüber dieZweckmäßigkeitder Diätengewährmanches
abfälligeUrtheil gezeitigt,demes an guteninnerenGrün¬
den nicht fehlt. Die älterenMitglieder, die das Ber¬
fassungsmerkmitgeschaffen,weisenauchdaraufhin, daßman
diesesKompromißmit denRegierungennichtlockerndürfe,
wenn man nicht denBundesfürstendasRechteinräumen
wolle, die übrigenErgebnissejenerKompromißarbeit,bei
der dieRegierungendochweit mehrdergebendeals der
nehmendeTheilgewesen,ebensoin Fragezu stellen.Andere
Meinungeninnerhalbder Partei gehennachivie vordahin,
daß die Diäten schließlichdochunentbehrlichseien; die
laugeDauerder Sessionen,dieUnmöglichkeiteinerpflicht¬
mäßigenAusübungdesMandatesfür mindervermögende
Abgeordneteu.s.w.werdenfür dieDiätengeltendgemacht.

*

Am 16. April 1867 war der NorddeutscheReichstag
in derLage,die endgiltigeAbstimmungüberdieVerfassung
vorzunehmen.Die Annahmeerfolgtemit 258 gegen53
Stimmen. Die nationalliberalePartei trat nun für den
Entwurfim Ganzengeschlossenein, bis aufdreiDissidenten,
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die aber, wie sichbei den nachfolgendenWahlenergab,
dabeinicht iin Einvernehmenmit ihrenWählerngehandelt
hatten.

Gegenden Entwurf der Verfassungstimmtenunter
Führung vonWaldeck15 von den anwesenden17 Fort¬
schrittlern,darunterEugenRichter,Rimge,Schulze-Delitzsch
u.s.tu.,zweiwarenkrank,zwei(Simon-BreslauundRenitzer-
Chemnitz)stimmtetrmit Ja. Außerdemstelltedas frühere
LinkeCentrumsechsGegnerderVerfassung,dieKlerikalen,
Polen,WelfenundDänendenRestder 53.

In denEinzellandtagenwurde die Verfassungohne
erheblicheSchwierigkeitangenonimen;nur im pretlßischen
Landtageerneuertedie FortschrittsparteidenVersuch,die
ganzeArbeit tviederhinfällig zu machen.In einerlängeren
Resolutionerklärtesieabermals,daß ihr eineVerfassung
ohnedie sog.1849er „Grundrechte",ohneverantwortliches
Bundesniinisterium,ohneein völlig durchgebildetesSteuer-
bewilligungsrechtundDiäten, ohne einesofortim Detail
dtirchgeführteOrganisationdesBundesheeresu. s.w. nimmer-
mehrannehmbarsei.

Aber auchdas preußischeAbgeordnetenhattsnahm
schließlichmit 227 gegen93 StimmendengegebenenVer¬
fassungsentwurfan. Die Fortschrittsparteistimmtehier
geschlossengegenden Entwurf, gemeinsammit 19 Mit¬
gliedernvomLinkenCentrum,14Klerikalenund 14Polen.
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3. NorddeutscherReichstagund Zollparlamenk.

Den SüdderrtschenStaaten war der Eintritt in den
NorddentschenBund ausdrücklichoffengelassen.Die Auf¬
gabeder nationalliberalenPartei, namentlichder Gesin¬
nungsgenossenim Südenselbstwar es,dieVollendungdes
Einheitswerkesmit allen gesetzlichenMitteln und möglichst
raschzu erstreben.Der Nordenmußteinzwischenschuldige
Rücksichtauf die denAnschlußbetreibendeBewegungdes
Südensnehmen.

Wackerund entschlossenhat die BayrischeFortschritts¬
partei, dieDeutschePartei in Württemberg,dieNationale
undLiberalePartei in Badenunb dieHessischeFortschritts¬
parteidenKampfgegenPartikularismusundKlerikalismus,
die ErzfeindePreußensund die erbittertstenWidersacher
desReichsgedankensaufgenommen;treulichhabensiealle
denKampfgeführt. Das Jahr 1870/7l brachteihnenden
Erfolg in denkbarglorreichsterWeise. Aber zumRuhme
sei ihnen nachgesagt,wie das großeEntscheidungsjahr

. sieunverdrossenund nnermüdetansden:Postenfand.
Leichtwar es ihnenwahrlichnichtgeworden.Auchim

Nordenhatteman alleUrsache,mit vollerAufmerksamkeit
denVorgängenim Südenzu folgen.

Nichts wenigerals zufällig trifft mit denAnfängen
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derReichsgründimgdieMobilmachungdesUltramontanismus
im Südenzeitlichzusammen.Von glühendemHaß gegen
das siegreiche,wehrhaftePreußenbeseelt,erregt er in
Bayern,BadenundHesseneinen frivolenStreit um die
Schule,in Württembergum dieVorbildungderGeistlichen,
verivirrt dieGemüthermit Sorgenum daskünftigeSchicksal
desKirchenstaates,verdächtigtdieAbsichtendes„evangelischen"
Hohenzollernthums,— überallmit derWirkung,dieStaats¬
gewalt selbstund im Volke denStaatssinnzu schwächen.
All' dies in einemAugenblick,der diehöchsteAnspannung
vonKraftundOpferfreudigkeiterforderte,wenndasEinigungs¬
werkausreifensollte.

Im engenBundemit diesenzersetzendenGeisterner¬
hebtderPartikularismusherausfordernddasHaupt. Von
denZettelungender depossedirtenFürstenmag man ganz
absehen.Im Inland selbst,namentlichim Süden,regt sich
Eifersuchtund Mißtrauengenug,um eine kraftvolleAus¬
stattungder Centralgewaltzu hindern. Die großdeutsche
Demokratiein WürttembergerfreutsichmancherGunstvom
Hofeund von derRegierung,in Hessennimmt das Re¬
gimentDalwigk alles, was dem Einheitstriebim Wege
steht,freundwilligin Schutz.In Bayernherrschtobenwohl
ein guternationalerGeist; aberer kannnicht,wie erwill.
Die Kammerhar nur kurzeZeit eine schwacheliberale
Mehrheit,von 1869au wendetsichaber dasBlatt und
wie das Land gegenPreußenund die Reichsideedurch¬
wühlt ist,zeigenbereitsdieZollparlamentsivahlenimFebruar
1868. Von 48 Wahlkreisenhaben27 „antipreußisch"und
9 mindestensnicht entschiedennational gewählt. Volk,
Marquard,Barth ititb Genossenvertretengenaunur den
vierten Theil des Landes. In Württembergbringt die
DeutschePartei nichteineneinzigenKandidatendurch.Selbst
Badenschicktneben8 Nationalliberalcn6 Antipreußenzum
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Zollparlament,nur in Südhessenfeiert dernationaleGe¬
dankeeinenerfreulichenSieg.

Glaubtenaberdie PärtikularistenundUltramontanen,
dasnationaleElementdamit in die Abwehrstellungzurück¬
drängenzu können,sowarensiedochsehrim Irrthum. Es
mangeltenichtanderKraft,dieSchädigerderReichsideedort,
wo sieangriffen,nachdrücklichzurückzuweisenundgleichzeitig
auf dieRegierendenwieaufdieöffentlicheMeinungimLande
mit ebensovielNachdruckeinzuwirken,damit.dienothwendige
EinigungdesReichesgefördertwerde. In Hessenwird die
Regierungimmer aufs Neue bedrängt,auchdas Gebiet
südlichder Mainlinie dem Nordbundanzuschließen.In
Baden verfehlt die liberale Kammermehrheitnicht, der
politischihr nahestehendenRegierungund demedlenManne
auf demThronedie Gelegenheitzu derErklärungzugeben,
daßBadenjedenAugenblickbereitund befähigtsei, allen
Anforderungendes Reichsgedankenszu entsprechen.In
Württembergwie in Bayernstärktsichdie nationalePartei¬
richtungdurch raschfolgendeLandesversammlungenimd
Kundgebungenzu Gunstender völligenEinigung.Anfangs
August1867tretenauchdie Parlamentarieraus denSüd¬
staatenzu einemAbgeordnetentagzusammen,um diePropa¬
gandafür denAnschlußin einergemeinsamenAnsprachezu
bekräftigen.In derThat, wennpersönlicherMuth,politische
Ueberzeugungstreueund freudigeAusdauerje rühmender¬
wähntwerden,mögendie süddeutschennationalenParteien
an ersterStelle mit genanntsein. Es war ein Uebermaß
von Schmähungund Verunglimpfung,demsieStand ge¬
halten,und die äußerenSchwierigkeiten,gegendiesiebeim
ZusammenschlußderGleichgesinntenundbeiderErweiterung
desParteiverbandesanzukämpfenhatten,sindnördlichder
Mainlinie kaumverstandenivorden.

-!- *-r-
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InzwischenschufderNorddeutscheReichstagdieFormen
desdeutschenParlamentarismus.

Die Bundesverfassungwar am 1. Juli 1867in Kraft
getreten.Die Wahlen zumErstenOrdentlichenNorddeut¬
schenReichstagerfolgtenam 31. Augustund waren von
Seitender jungenNationalliberalenPartei mit Eifer vor¬
bereitetworden.

Die Partei hattenochvor SchlußdesKonstituirenden
Reichstagsihre centraleOrganisationgeschaffen.Während
im Reichstagselbstdie Führung in Bennigsen'sHänden
lag, übernahmenes die in Berlin ansässigenFraktions¬
mitglieder,insbesonderevonHennig,Laster,Twestenund
Oppenheim,die regelmäßigenGeschäfteder Parteileitung
wahrzunehmen.In einemRundschreibenvom 14. Mai
fordertensiezur Organisationund zur Wahlagitationauf,
ein zweitesRundschreibenzu denWahlen ergingunterm
9. August,und erläutertedie demNorddeutschenReichstag
bevorstehendenAufgaben.Die Fraktionselbsthattesicham
12. Juni mit einerlängerenAnsprachean dieWählerge¬
wandt, um ihre Abstimmungenin dem Konstituirenden
Reichstagzu rechtfertigenund ihre AllgemeineAuffassung
der nächstenZiele für denBund, wie für Preußenklar¬
zulegen. Ein Paar Sätze daraus dürfen heute noch
interessiren:

„Uns beseeltundvereinigtderGedanke,daßdienationaleEin¬
heit nicht ohnevolleBefriedigungderliberalenAnsprüchedesVolkes
erreichtunddauernderhaltenrmddaßohnediethatkräftigeundtreibende
Kraft dernationalenEinheitderFrcihcitssinndesVolkesnichtbefriedigt
werdenkann. Deshalbist unserWahlspruch:Der deutscheStaat und
diedeutscheFreiheitmüssengleichzeitigmit denselbenMitteln errungen
werden. Es wäre ein verderblicherIrrthum zu glauben,daß das
Volk, seineFürsprecherundVertreternur dieInteressenderFreiheit
zu wahrenbrauchen,dieEinheitdagegenauchohneuns durchdieRe¬
gierungauf demWegederKabinetspolitikwerdeaufgerichtetwerden.

„Einen monarchischenBundesstaatmit denBedingungendes
konstitutionellenRechtesin Einklangzu bringen,ist eineschwere,in
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derGeschichtebishernochnichtvollzogeneAufgabe;dieVerfassungdes
norddeutschenBundeshat sic wedervollständigim Umfange,nochin
endgiltigbefriedigenderWeisegelöst., . Wie unserePartei im Ent¬
stehenzu bessernbemühtwar, sowird sicununterbrochenundschon
im nächstenReichstagdarauf hinarbeiten,die Verfassungin sich
auszubauen.

„Das allgemeinegleichegeheimeunddirekteWahlrechtist unter
unsererMitwirkungzur Grundlagedes öffentlichenLebensgemacht.
Wir verhehlenuns nichtdieGefahren,welcheesmit sichbringt,so
langePreßfreiheit,Versammlungs-und Vereinsrechtpolizeilichver¬
kümmertsind,dieVolksschuleunter lähmendenRegulativensteht,die
WahlenbürcaukratischenEinwirkungenunterworfensind, zumalda die
VersagungderDiätendieWählbarkeitbeschränkt.AberdadieGarantien
nicht zu erreichenwaren,habendieGefahrenuns nichtabgeschreckt.
Am Volkeliegt esjetzt,für dieReinheitderWahleneinzutreten.

„Wir sind entschlossen,dieBundeskompetcnzzubefestigen,und
über alle gemeinsamenAngelegenheitenauszudehnen.Vor Allem ist
dasBudgctrechtzuvervollständigen,damitderVolksvertretungdervolle
Einfluß auf dieStaatsgeschäftezufalle. Nichtminderdringendsind
Gesetze,welcheeinewirksameVerantwortlichkeitfür dieMinisterund
alleBeamtenherbeiführen,auf der juristischenGrundlage,daßJeder¬
mann für seineHandlungeneinzustehenhabe. Im Bundeist über¬
diesfür einevollständigereRepräsentationderverantwortlichenTräger
derRegierungsgewaltzu sorgenundihr VerhältniszudenRegierungen
derEinzelstaatenzu klären.

„DemganzenDeutschlandschuldetPreußendasguteBeispielin
GesetzundVerwaltung,soweitbeidedenEinzelstaatenvorbehaltensind,
denndie ZukunftdesgesammtcnVaterlandeshängtvon diesemBei¬
spieleab. Nachwie vor verlangenwir die Ausführungderin der
VerfassungverheißenenGesetzeund dieReformdesHerrenhausesals
VorbedingungallerReformen.Von diesenstehenweitvoran:

Die Entfernungdes ständischenPrinzips aus denGe¬
meinde-,Kreis- undProvinzialverfassungcnunddieReform
derselbennachdenGrundsätzenderGleichberechtigungund
Selbstverwaltung;die Aufhebungder gutshcrrlichcnOrts¬
obrigkeitundgutsherrlichenPolizei.

„Unter den anderenzahlreichenGegenständennennenwir: den
SchutzdesRcchtszustandcsdurchunabhängigeRichter;dieUnabhängig¬
keit und ErweiterungdesRechtsweges;dieRevisionderGesetzeüber
dieKoinpetcnzkonfliktcunddieAdministrativjustiz;dieAusdehnungder
Geschworenengerichteauf alle politischenStrafsachenunterAufhebung
desStaatsgerichtshofes;dieAbschaffungderKautionenundderSteuer
für ZeitungenundZeitschriften.
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„Nur mit einetgesetzestreuenRegierungkönnenwir Handin Hand
gehen. Mit einer solchensindwir die richtigenWegeaufzusuchen
bereit. Wo so bedeutungsvolleund inhaltsschwereZiele gleichzeitig
zu erstrebensind, wie gegenwärtigin Deutschlandund Preußen,
da genügtesnicht, lediglichan hergebrachtenSätzenfestzuhaltenund
zuGunsteneiner einfachenund bequemenTradition die neuenund
mannigfaltigenBedürfnisseunbeachtetzu lassen.DieEndzieledesLibe¬
ralismussindbeständige,aberseineForderungenundWegesindnicht
abgeschlossenvom Lebenund erschöpfensichnichtin festenFormeln.
Sein innerstesWesenbestehtdarin, die ZeichenderZeit zu beachten
und ihreAnsprüchezu befriedigen.

„Wir sindnichtgesonnen,anderenFraktionenderliberalenPartei
feindseligentgegenzutreten,dennwir fühlenuns Eins mit ihnenim
DienstederFreiheit. AbergegenüberdengroßenFragenderGegen¬
wart und in demverantwortlichenBewußtsein,wie viel von der
richtigenWahlderMittel abhängt,strebenundhoffenwir, innerhalb
derPartei die entwickeltenGrundsätzezurGeltungzu bringen."

Die Wahlen vom 31. Augustsolltender National-
liberalenPartei die Bestätigungbringen, das; ihre Mit¬
wirkungim Vcrfassungsreichstagals dieersprießlichere,aitch
nn liberalenSinne als die sachgemäßereanerkanntwurde.
Zwar im Ostenfehlte es an jedemErfolg. Vielmehr
gingendort mehrereMandateverloren,jedochnichtan die
fortgeschritteneLinke, die gegendie Verfassunggestimmt
hatte,sondernwiederandieKonservativen.Im klebrigenhatte
die Partei ihrengesammtenBesitzstandbehauptet;im Pol¬
nischenzweiPolen, in Hannoverfünf Welsen,in Sachsen
drei Partikularistenverdrängt.

Eine genauereBezeichungderGewähltenwar nicht
überallsogleichgu ermöglichen.Einervon denUeberresten
altpreußischerParteibildung,die aus dempreußischenLand¬
tag übernommenwaren,dasLinkeCentrum,befandsichin
rascherAuflösungbegriffen. Die Bundesstaatlich-Konstitu-
tionellen,die bisherfür Augustenburger,Welfenund säch¬
sischePartiktllaristenfreundlicheStatt bereitethatten, zer¬
setztensichebenfalls.DieKlerikalenaberfingenan, sichzu
sammeln.

M13 ej:
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Diitte 1868wareneinigermaßendieGrenzlinienzu er¬
kennenund um jeneZeit zählteman imReichstagauf den
BänkenderLiberalenMittelparteiwiederumetwa110Mit¬
glieder,darunter86, die zur nationalliberalenFraktion,15
die zur LiberalenVereinigungBockum-DolMgehörten,und
9 Wilde, auf der fortschrittlichenLinkenetwa40Mitglieder,
darunter31 im Fraktionsverbandder Fortschrittspartei.

So hattendieLiberalenmit etwa150 Stimmeneine,
wennauchbescheideneMehrheitsstellung.

Zur konservativenRechtengehörtenim Ganzenetwa
120Mitglieder, darunter68 bei der konservativen,40 bei
der freikonservativenFraktion.

Außerdem11 Polen,5 Welfen,6 Sozialisten,etliche
Klerikaleund unbestimmbare,meistpartiknlaristischeWilde.

-i- *
*

DemNorddeutschenReichstaglag es ob, dieProbep
bestehen,ob dieVerfassungvon 1867das in derThat bot,
was der Nation bei dem langen Ringen nach einer
einheitlichenGestaltungder deutschenVerhältnisseals
Ziel vorgeschwebthatte. Um so verantwortlicherwar die
StellungderParteien,zumaldiejenigedernationalliberalen
Partei; verfügtesie dochjetztüberein vollesDrittel der
Stimmen im NorddeutschenReichstagund war in jedem
Falle zur Mehrheitsbildungunentbehrlich.Doppelt ver¬
antwortungsvollwar die AufgabedesjungenReichsparla¬
ments, denn ohnebereits„Vollparlament"zu sein,sollte
es die gesammtepolitischeGestattungdesReichesderart
zumAbschlußbringen,als wäre der Süden bereitsam
Bundebetheiligt.

Was der NorddeutscheReichstagin den kurzendrei
JahrenGroßesgeleistet,läßt sichmit wenigenWorten
schwersagen.Die wirthschaftlicheBefreiungder neuge¬
eintenNation liegt in derGesetzgebungvan 1867—1870

1



fast abgeschlossenvor. Die Schrankenfielen, welcheder
Bewegungund der Erwerbsfähigkeitbis dahin gezogen
waren.(Paßwesen,GesetzeüberFreizügigkeit,Eheschließungen,
Unterstützungswohnsitz,VerbotderDoppelbesteuerungit. s.w.)
Wo deingeschäftlichenVerkehrwillkürlicheGrenzengesteckt
waren,hat mandieselbenbeseitigt. (Gesetzübervertrags¬
mäßigeZinsen,AufhebungderSchuldhaft,Verbot derBe¬
schlagnahmedesArbeitslohnesn. s.w.)

Nur überdieGewerbe-Ordnungwar eineVereinbarung
schwieriggefallen Preußenselbsthattehier dierechteEnt¬
schlossenheitnicht finden können,aus den seit 1845 im
eigeilenLandemehrundmehr emporgekommenenAnschau¬
ungenherauszutreten.DerEntwurfeinerGewerbe-Ordnung,
denPreußen1868 vorlegte,enthieltnochBeschränkungen,
Zwaiigs-und Bannrechtein bunterMannigfaltigkeit.Den
Konservativenwar das— je Künstlerischer,destolieber.
Eine weiteKluft lag zwischendiesenEleineiitenund ben
Nationalliberalenund ein ersprießlichesEndederVerhand¬
lungenwar nicht abzusehen.Da brachtendieNational¬
liberalen ein vorläufigesGesetzin Vorschlag,das vom
Reichstagangenommenwurde,und daswegeiidesgroßen
Nothstandes,denes beseitigte,deniVolksmundraschunter
deinNamendesNothgewerbegesetzesgeläufigwurde. Es
schafftedieZunftprivilegienund denPrüfungszwangab,
stelltedenGewerbebetriebiii Stadt und Land gleich,ge-
währte dem Handwerkerdie Freiheit des Handelsver¬
kehrsu. s. w. Dem Allem stimmteauchder Bitiides-
rath zu.

Nur das für Arbeitgeberwie Arbeitnehmernochbe¬
stehendeVerbot derVereinigungzu Lohnkämpfenwar auf
denerstenAnlauf nochnichtzil beseitigen.

Im Jahre 1869 brachteaber der Bundesrathselbst
eineGewerbe-Ordnung,die nicht nur alle Bestimmungen



desNothgesetzesvon 1868 enthielt, sondernauchweitere
befreiendeZugeständnissein liberalemGeistemit sichbrachte.

Was immernachmalsan Klagen überdiesegewerb¬
liche Freiheit verlautete,es kam von zünftlerischenund
politisch-reaktionärenParteien. DerenAngriff aufdasPrin¬
zip derGewerbefreiheitwird sichabwehrenlassen,wie ihr
Widerstandbei derGründungdesReichesgebrochenwerden
mußte,umgrößererGefahrvorzubeugen.DasReichhattein
demAugenblick,da es 30, und gleichdarauf42 Millionen
Deutschemit einigendenBandenumfaßte,vor allem die
Rücksichtdaraufzu nehmen,daßfür sovielMenschenkräfte
überallmöglichstgleicheErwerbsgelegenheit,möglichstweiter
SpielraumzurBethätigunggegebenseinwerde. Wäredies
im Rahmender Gewerbe-Ordnungnicht gewährtworden,
dieMassendeslohnarbeitendenStandeshättenbald genug
ihre zerstörendeKraft fühlbar geäußert. So, wie un¬
mittelbarmit derReichsgründungderErlaß dieserGewerbe-
Ordnungzrrsammentrifft,ist für alleZeitenaugenfälliger-
wiesen,daßdieAufrichtungdesReichesmit seinemstärkeren
Schutzund seinerweitreichendenordnendenKraft zugleich
die größtebefreiendeThat für den deutschenArbeiterstand
gewesen.

* ;fc
*

Einen langwierigenKampf verursachtees noch,zwei
von derKoufliktszeitüberlieferteFesselnzu zerbrechen,die
demParlamentarismuswohl absichtlichnachangelegtwaren.
Die strafrechtlicheNichtverantwortlichkeitwar in derBundes¬
verfassungwohl für dieNeichstagsabgeordnetenerrungen.
In Preußenaberließ es sichdasObertribunalnichtnehmen,
denMangel eines gleichenSchutzesfür dieLaudtagsabge-
ordnetenwiederholtrechtdeutlichvor Augen zu führen.
GrößeresAergernis,als durchdie seit 1864regelmäßig
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viederkehrendenErkenntnissegegenTwestenund Frentzel,
einmalauchgegenLasker,konnteschwerlichsonstgeschaffen
werden,zumal dieGerichteersterInstanz aus ihrerAb¬
neigunggegendie vomObertribnnalgeschaffeneNorm gar
kein Hehl machten. Man führte im preußischenAb¬
geordnetenhausdenGesetzes-Beschlußherbei,das;die Rede¬
freiheit wie für denReichstaggeltensollte. Das Herren¬
haus aber verwarf diesenAntrag mit großerMehrheit.
Man versuchteim Reichstagbas Landesrechtdurch das
ReichsrechtzumBiegenoderBrechenzu bringen. Bismarck
war grundsätzlichwohl damit einverstanden,wollteaberdie
widerstrebendenMittelstaateniin Bundesrathnichtmajori-
siren; und anderswar dasZiel nichtzu erreichen.Erst
bei SchaffungdesReichsstrafgesetzbucheswar es möglich,
denParlamentarismuseinheitlichgegensolcheUnbildengu
schützen.

Die andereFesselbestanddarin, daßdenBeamtenfür
dieDauerihrer parlamentarischenThätigkeitdieKostender
Stellvertretungauferlegtblieben. In derKonfliktszeithatte
man trübe Erfahrungenauchdamit gemacht.Es schien
eine dringlicheAufgabedesLiberalismus,hier Abhilfezu
schaffen.Mit derselbenhartnäckigenAusdauer,wie um die
Redefreiheit,bemühtesich.diegesammteLinkeim Norddeut¬
schenReichstagauchum die Befreiungvon jenenStell¬
vertretungskosten.Im Frühjahr 1869setztesie es für den
Reichstag,im folgendenHerbstauchfür den preußischen
Landtagdurch.

Der späterenJustizgesetzgebungdesReicheswurdeauf
verschiedenenTheilgebietendesRechtsverkehrsbereits vor-
• gearbeitet.DasBundesoberhandelsgerichtwurdealskräftiges
WahrzeichendesnationalenEntwickelungsgangesimheftigen
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KampfgegenPartikularistenaller Art durchgesetzt,wie auch
die staatlicheAufsichtüberdasEisenbahnwesenaufdenBund
übernommenu. A. m.

Ein erstesgroßesJustizgesetzwar nochdem Nord¬
deutschenReichstagselbstzur Entscheidunggestellt: das
Strafgesetzbuch.FastleidenschaftlichesInteressebrachtedie
BevölkerungdemStreiteumdieAbschaffungderTodesstrafe
entgegen.Bei der erstenLesung(l. März 1870) waren
nur die Konservativenund einigeFreikonservativefür die
Beibehaltungder Todesstrafeeingetreten,— eineMinder¬
heit von 81 gegen118. Die Regierungenwaren ihrer
Mehrheitnachentschlossen,nichtausdieTodesstrafezuver¬
zichten.Am allerwenigstenhatteBismarckdieNeigungda¬
zu. Zunächstschränktenun derReichstagin zweiterLesung
dieRegierungsvorlageerheblichein. Bei dengemeinenVer¬
brechenwurdedieTodesstrafeausschließlichauf deneigent¬
lichenMord beschränkt,für alle, auchdie schwerstenFälle
absichtlicherTödtungwurdesiebeseitigt;bei politischenVer¬
brechennur aufrechterhaltenfür die allerschwerstenFälle
(Hochverrath,Mord und Mordversucham Bundesober¬
haupt und am eigenenLandesherrenoderan demLandes¬
herrendesStaates, in demder Thäterweilt). Wie die
MehrheitdesBündesrathshierzusichstellenwerde,war
nochsehrzweifelhaft. Am wenigstensicherwar es aber,
daßAngesichtsdieserMilderungennnbEinschränkungender
grundsätzlicheWiderstandder Nationälliberalennachlassen
werde, lind auchfür diejenigenFraktionsmitglieder,welche
an und für sichdie Todesstrafeals zulässigerachteten,
bestandderam I. März vor derAbstimmungim Plenum
gefaßteFraktionsbeschluß.OhnedieStimmenderNational-
liberalen, oderdocheineserheblichenTheiles der Partei,
war dieTodesstrafenichtdurchzusetzen.Die Erregunghatte
sichzweiMonatehingezogen;die Situation war zu voller

MX
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Schärfeausgereift,als Bismarckam 22. Mai von Varzin
zurückkam.Er weigertesichentschieden,aufeineVermittlung
derarteinzugehen,daßdieTodesstrafedort, wosieabgeschafft
war, abgeschafftbleiben,im Uebrigenabergeltensollte. Im
InteressederRechtseinheitkonntemanihm hierbeischließlich
zustimmen.Die nationalliberaleFraktionließdieseAnregung
fallen, siebeschloßauchihrerseitseineeinheitlicheRegelung
festzuhalten;und nochmals,init 30gegen>7Stimmen,ver¬
warf siedie Todesstrafe.

Es hattennur 47 an derAbstimmungin derFraktion
theilgenommen.Am andernTag nahmen74 an der Ab¬
stimmungim PlenumTheil, und nun stimmten17, die
am 1. März gegendie Todesstrafegestimmtund 6, die
damalsgefehlthatten,für dieTodesstrafeund ermöglichten
damiteineMehrheitvon 147 gegen119 Stimmen,womit
das Strafgesetzbuchunter Dachund Fach gebrachtwar.
An einer übertriebenenBeurtheilungdiesesin derThat
bemerkensmerthenpolitischenEreignisseshat esnichtgefehlt.
Die Regierung,sowurdegeklagt,habenunbewiesen,daßsie
mit diesemReichsiag,überhauptmit demParlament,machen
könne,was siewolle. DasBlut ansdenSchaffotenseinicht
das rechteSiegelderdeutschenZukunftunddergleichenmehr.

AuchLaskerwar damalsgeneigt,die Erledigungdes
StrafrechtsanseinigeJahrezuverschieben.Er hatwohlanders
denkengelernt,als er späterdie verschiedenen„Novellen"
zum Strafgesetzbuchaus Anlaß der sozialdemokratischen
und klerikalenHetze, des Falles Arnim, des Falles
Duchesneu. s.w., selbstmit in Behandlungnehmenmußte.
Keine Zeit hätte mehr die Gefahr geborgen,nicht nur
einzelneStrafrechtsbestimmungenab irnto zu schaffen,
sonderndemganzenStrafrechtdiesesGeprägezu verleihen,
als die nächstfolgendenJahre, dieZeit desKulturkampfs
und der erstensozialistischenEvolutionen.



Uebrigensist kauman einemGesetzderEinflußgerade
der Lasker'schenVerbesseruugsanträgeso weit gegangen,
wie am Strafgesetzbuch.Späterhin war es denn auch
Bismarck,der vielmehrdemAbg.LaskerbittereVorwürfe
zurückgab:er habe die Regierungseinefast erdrückende
Uebermachtfühlen lassen,zum Schadenfür alle, znm
Hemmnisvieler entwicklungsfähigenKeimeu. s. w. Und
Bismarckberiefsichgeradeauf das Strafgesetzbuch!

In Preußenversagteder Regierungdie einheitliche
Kraft und die schöpferischeIdee, um alsbaldmit großen
ZügendaserweiterteAufgabengebietzu beherrschen,nament¬
lich aber die lang versäumteReformderVerwaltungin
Provinz, Kreis, Stadt und Landgemeindeherbeizuführen.
Die Mehrheit derMinister gehörtendemaltenpreußischen
Konservatismusan. Die AufmerksamkeitBismarcksmußte
sichauf denReichstagund dasZollparlamentkonzentriren,
soweitsie überhauptangesichtsderaufreibendenVerhand¬
lungen mit fremdenMächtenfür innereDinge erübrigte.

Ein nennenswerthesErgebnisder preußischenLand¬
tagsthätigkeitbis 1871 ist kaumzu finden. Die Finanz¬
wirthschaftkamnichtvon derStelle,undzwar im Reicheso
wenigwie in Preußen. Denn die zahlreichengescheiterten
Steuerreformversuche,die derNorddeutscheReichstagerlebte,
konntennaturgemäßnur aus dem preußischenFinanz-
ministeriumhervorgehen.

* -!-

Erheblichmehr ist auchvomZollparlamentnichtzu
sagen. Die beherrschendevolkswirthschaftlicheRichtungder
Zeit war die desgemäßigtenFreihandels;ihr gehörtenall'
die hochbegabtenMänneran, diedamalsauchaufpolitischem
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Gebieteden weiterenBlick, die besserepraktischeEinsicht,
die gründlicherehistorischeSchnlung bewährten. Die
HandelspolitikPreußensbewegtesichunwandelbarnach
den iin Zollverein siegreichdurchgedrungenenIdeen des
freienVerkehrsund erleichtertenAustauschsunter dendeut¬
schenStaatenwie in derWeltwirthschaft.SelbstIndustrie
und Landwirthschaft,mit wenigenAusnahmen,hattensich
dem,man möchtesagen,sascinirendenEindruckdesfran¬
zösisch-englischenHandelsvertragsvon 1862überlassen.

Im Zollparlamentdagegensuchteeineschutzzöllnerische
Richtungaus demSüdensichzur Geltungzu bringen,—
man kannsichvorstellen,mit welchemErfolg. DemZoll¬
parlamentwar die Arbeit zugewiesen,die Finanzzölleund
innerenVerbrauchssteuerneinheitlichfestzusetzen;iin dritten
Jähr desmühseligstenZerrensundStreitensgelangdasauch.

Das Hauptthemaaber blieb für das Zollparlament
die nationale Frage. Ein Moment des langwierigen
Kampfes,dendienationalenFreundeaus demSüdenauch
hier mit ihren partikularistischenLandsleutenfortführten,
wird dauerndin besondershellemLichteerhaltenbleiben:
der 18.Mai 1868,derdenkwürdigeTag, an demBismarck
denAppell an die Furcht als wirkungslosfür deutsche
Herzenzurückwies,und Völk in nationalemHochgefühlseine
RedegegenKlerikalismusund Partiknlarismusin dem
Rufe gipfeln ließ: „Jetzt ist Frühling gewordenin deut¬
schenLanden."

* -!--i-

EinenwesentlichenunbdauerndenNutzenhat aberdas
Zollparlamenthinterlassen:es hat die Süddeutschenohne
UnterschiedderParteistellungdocherkennenlassen,daßiin
größerenRahmenauchgrößeresWirkenermöglichtsei,—
größersowohl in Bezugauf die Ersprießlichkeitfür die



allgemeineWohlfahrt,als auchin Bezugauf dieparlamen¬
tarischenund diepersönlichenErfolge. Dein einenmochte
dies, dem anderenjenes mehr Anziehungskraftbesitzen.
ThatsächlichgingenauchdiepreußenfeindlichstenDemokraten
im Frühjahr 1S70 mit anderenGedankennachHause,als
sie 1868 gekommenwaren. Die meistenhattensichdoch
schondamitvertrautgemacht,daßman— aucheinzweites
Mal in Berlin werdelebenkönnen.

Den größtenVortheil von der AnwesenheitdesZoll¬
parlamentsgenoßdienationalliberaleFraktion;freilichtrug
sie dabei auchdoppelteVerantwortlichkeit.Ebenerstwar
siein demerweitertenVerbandzusammengetreten.Aus den
neuenpreußischenProvinzen,ivie aus ben norddeutschen
Bundesstaatenwarenihr diemeistenneuenKräfteerwachsen.
Fast nur sie allein unter allenParteien lerntenun den
Beruf kennen,Ost-und West-,Nord-undMitteldeutscheint
Fraktionsverbandzusammenzufassen,derenGegensätzeunter
nationalenGesichtspunktenauszugleichen,den Spielraum
für die Entfaltung der einzelnenKräfte so richtig abzu¬
grenzen,daß diePartei dochin allen,die Idee ihresUr¬
sprungsbewahrenund für entscheidendeMomenteeinheitlich
auftretenkönnte!

Nun erweitertesichdieserRahmenüberdiesdurchdas
Hinzutretender süddeutschenZollparlamentarier.Volk und
Lasker,nachderPersönlichkeitsogrundverschieden,12Jahre
lang Fraktionsgenossen!Uebrigenswarendie beidennoch
lange nicht die schärfstenGegensätzedes Temperaments
undder„berechtigtenEigenthümlichkeiten"desStammlandes,
die innerhalbderFraktion vorhandenwaren, auchwohl
aufeinanderplatzten,um schließlichdochdas einigendeBand
der Ueberzeugunghöher zu achten,als die individuellen
Besonderheiten.

Verstimmungenaller Art, — welchePartei hättenicht



damit zu rechnen. Was ist's weiter, daß der Eine
seufzenddesSchadensgedenkt,den„RechthabereiundEitel¬
keit in denSeelenverursachten",— daßein Andererüber
„Hennig's und Lasker'sAnmaaßung"Beschwerdeführt?
DeutschemüßtennichtDeutschesein, wennsieim Partei-
verbandüber solcheReibungenrmterallenUmständener¬
habenseinsollten.Mindestenskonntemannichtverlangen,
daß der Parlamentarismusin so jungenJahrenbei uns
sogleichüberwindenwerde,was er selbstin den ältesten
Verfassungsstaatenheilte noch an sich trägt. Der
nationalliberalenParteimagaberdasVerdiensteinzüränmen
sein,daßsiedienachStammes-Eigenart,Temperamentund
Individualität verschiedenstenElementeaus allendeutschen
Gauenvom erstenAugenblickan zusammengefaßtund ein
Jahrzehnthindurchmit bestenrErfolg auch zusammen¬
gehaltenhat, nachdemGrundsatzbilliger Duldsamkeit„in
ckubim",— ohnedaßsie jedochdaraufverzichtethätte, in
Allgenblickender höchstenNothwendigkeitihrenMitgliedern
auchdiehöchsteOpferwilligkeitzur Pflichtzu machen.

Ein gehobenesGefühl, ein gewisserStolz darüber,
daß in dieserWeisedie nationaleEinigkeit auchin der
Partei sichbefestigte,die froheGeivißheit,daßes vorwärts
gegangenseiundweitervorwärtsgehenwerde,— beseeltedie
Fraktionsgenossen,als sieam 26.Mai 1870 zur Heimreise
sichanschickten,nachdemdieSessiondesNorddeutschenReichs¬
tags geschlossenwar. -
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4. Die Einigung -es Reiches.

Es solltenur wenigeWochendauernbis zumWieder¬
sehen.Die KriegserklärungFrankreichswar am 15, Juli
erfolgt. DerVersuchdesKaisersNapoleon,seinenwankenden
Thron durch ein ruhmreichesKriegsuuternehincnneu zu
festigen,brachteunerwartetraschdie Gelegenheit,mit Blut
undEisendiedeutscheEinheit,dasdeutscheKaiserthumwieder
aufzurichten.Die Schwierigkeitenlagen nicht in Berlin,
sie konnten,wenn überhaupt,nur im Süden erwachsen.
Der zum19.Juli nachBerlin berufeneNorddeutscheReichs¬
tag bewilligtemit freudigerBegeisterungdie einstweilen
verlangtenKriegsmittel. Was ihm zu thun erübrigte,war
der Erlaß einer Adressean König Wilhelm, die zu
dem schlichtenJawort der Abstimmungüber die Kredit-
vorlage auchdie frohenErwartungenund zuversichtlichen
Hoffnungenzusammenfaßte,die bei dieserAbstimmungalle
beseelte,— alle bis aufdiearmseligen,gemüthsleerenbeiden
Sozialistenim Reichstag,diesichschenbei Seite schlichen.

Der SüdenabermußtedieFeuerprobedernationalen
Entschlossenheitjetzterstbestehen.Wie dieEntscheidungin
Badenilnd Hessenausfallenwerde,war keinenAugenblick
zubezweifeln.In BayernaberundauchinWürttembergwar
eingrellerMißklangkeineswegsausgeschlossen.Denbündnis-
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treuenFürstenund Landesregierungenstand in München
eineLandesvertretunggegenüber,derenMehrheitauchnach
dem >5.Juli nochwillens schien,dieMittel zur Krieg¬
führungzitverweigern.In wundersamerVerblendunghatte
sichdie ultramontaneMehrheit betreffsder Heeressragen
dem einzigenDemokratenKolb in derKammerwillig an¬
vertraut.Seit AnfangdesJahreswarmanmit einerArmee-
Umgestaltungbeschäftigt,diedenrSchutz-uudTrutzbündnis
entsprechendfür dasbayrischeHeerdieselbeSchlagfertigkeit
und verhältnismäßigeFriedensstärkeschaffensollte, wie sie
in Preußenbestand.VonOpferwilligkeitauf ultramontaner
Seite spürteman keinenHauch. Kolb führtedas große
Wort und war endlich— am 13. Juli! — als Referent
derAusschuß-Mehrheitin derLage, diePreisgabeeines
stehendenHerres zn GunstendesMilizsystemszu befür¬
worten,da ja Bayernvon außennirgendsbedrohtseiund
da es nur auf ein erstesgutesBeispielder Abrüstungan¬
komme:die anderenVölker würden folgen. Zwei Tage
späterwar deransnsfoederis gegebenund die Regierung
sah sich'genöthigt,die interessanteAuseinandersetzungmit
Kolbilnd seinennltramontanenNachbeterndilrcheineaußer¬
ordentlicheKriegskreditforderungzuunterbrechen.HerrKolb
war geneigt, letztereüberhauptabzulehnenIDie Ultra¬
montanenwollten zumScheinenochetwasweitergehen,
einenTheil derForderungbewilligen,abernichtzurTheil¬
nahmedes bayrischenHerres an demheiligenKrieg,—
nein, zur Durchführungeiner „bewaffnetenNeutralität."
Mit 6 gegen3 Stimmenwardies im AusschußamMorgen
des19. Juli beschlossen!

Was will derAbrüstungsantragBirchomvom21. Ok¬
tober1869gegendiesedemokratisch-klerikalenIrrungen vom
Juli 1870bedeuten?

Aber damit war auchderGipfel dessenerklommen,
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was zur Schädigungder nationalenInteressengeschehen
konnte. Das Land und die Armeereagirtenin unzwei-
deutigerWeise. Es war nicht etwaBeklommenheitund
dnmpfeSorge, die im liberalenLager sichzumAusdruck
verhalf. Der ,Furorteutonicus“war in denKundgebungen
durch das ganzeLandwohl zu verspüren,— ein heiliger
Zorn, derbereitwar, es in: KampfgegensolcheJnteressen-
vertreternichtder katholischenKirche,sondernderOhnmacht
und SchmachDeutschlandsaufs Aeußersteankommenp
lassen.Wer in Münchenselbst,in Würzburg,Regensburg,
Augsburgu. s. m. dieMassensichgenaueransah,die voll
Jubel den liberalen Wortführernzustimmten,— derbe¬
gegnetedarunterso gut katholischenVolkstheilen,daßer
dieKatastrophewohl vorausberechnenkonnte,dieunvermeid¬
lich über denUltramontanismushereinbrach,wenndieser
es aufdenKonfliktmit KönigundRegierungankommenließ.

AusBaden,HessenundWürttembergwareninzwischen
Stimmungs-Berichtein Müncheneingetroffen.Auchdort
überallhattendienationalenundliberalenParteiendesVolkes
Willen in öffentlichenVersammlungenzum Ausdruckge¬
langenlassen;und dieDemokratenwie dieUltramontanen
hatten es erlebenmüssen,daß ihre Gefolgschafthinüber¬
gegangenwar iills Lager derjenigen,die dasWerk der
Einigung,denAufbruchAlldeutschlandsin WaffenzumBe¬
freiungskriegnichthindern,sondernfreudigfördernwollten.

Mit 89 gegen58 Stimmen verwarf die bayrische
KammerdenAntrag ihres Ausschusses;15 Ultramontane
warendem„Klub"-Befehleungehorsam,etlichewarennach
Hausegegangen.Nachdemaber die Herausforderungzum
Konflikt,— daswar derAusschuß-Antrag,gefallen,wuchs
dieMehrheit von 89 auf 101 (gegen47) Stimmen, die
dannglattwegbewilligten,was dieRegierungforderteund
sowie siees forderte.
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Dochdie innerenSchwierigkeitenwarendamitmir zur
erstenHälfteüberwunden.Es kamderAugenblick,das;die
Südstaatenüber die Bedingungendes Eintrittes in die
Reichsgemeinschaftmit demNorden sich einigen sollten.
Hier war dennein WiderspielunerfreulichsterArt zu ent¬
wirren. Im Südenselbstschienja dieNeigungzumEin¬
tritt stündlichzu wachsen;„unserFritz", der die Bayern
von Sieg zu Sieg geführt, hatte das Vorurtheil gegen
Preußen,dasSigl undKonsortenjahrausjahreinmit volks-
gefälligerDreistigkeitausgestreuthatten, ganz bedeutend
ins Wankengebracht.AberKönigundRegiernngin Bayern
waren nach langenErwägungenzu demSchlüssegelangt,
daßwenigstensBayernsogroßeOpferan seinemSondertum
nichtbringenkönne,wie es die Gliederdesnorddeutschen
Bundes1867übersichvermochthalten. Dabei standdie
praktischeRücksichtaufdas,wasbeidieser— obernacheinem
Appell an dasLandbei einernenenKammeretwadurch¬
zusetzenwäre,nochim Hintergrund.

Voll BesorgnisbeobachtetendienationalliberalenFührer
im NordendieseEntwicklungderDinge. Im September
entschloßsichBennigsen,mit einigenFreundenselbstnach
Münchenzu reisen,um mit den bayrischenGesinnungs¬
genosseneineAusspracheherbeizuführen.Hier, wie nachher
in Stuttgart, war dieUebereinstimmungleichterzielt,daß
der nationaleGedankejetzt festgehaltenund verwirklicht
werdenmüsse;die nationalenSüddeutschenbotenfreudig
ihre Mitwirkungdazuan, daßderGesaimutbundraschins
Lebengerufenwerdenkönne. Aber sie sahensichaußer
Stande,die Regierungzu beeinflussen,daß sie von den
gefordertenSonderrechtenan irgend einembelangreichen
Punkte etwas nachlasse,geschweigedenn, die Landes¬
vertretungfür weitereZugeständnissezu gewinnen. Und
eineWahlbewegnng,dievon demGegensatz:„Vertheidigung
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oderPreisgabeberechtigterEigenthümlichkeiten"beherrscht
wordenwäre,versprachnur denPartiknlaristenneueSiege.

Am 26. September,achtTage nachdemBennigsenin
Münchenund Stuttgart gewesen,begegnenwir in der
Parteikorrespondenz(Berl. Antogr. Korr.) eineinArtikel,
der auf dasEinigungswerkvorausblicktund sorglichdarauf
hinweist,daß „demSüden keinZivang angethanwerden
dürfe." Nicht als ob derNorden denSndstaateneinen
Lohnschulde,wie dies„bis in dieRegierungskreisehinein"
geltendgemachtwerde. Davon könnenichtdie Redesein,
daßdieSüdstaaten„uns unerwarteteHülfegebrachthätten."
Bayern werdewohl erkannthaben, daß es seinepoli¬
tischeundwirthschaftlicheVereinsamunginnerhalbDeutsch¬
landsund Europasnichtaufrechterhaltenkönnteundwerde
dieseauchnichtaufrechterhaltenwollen.Bayernwerde„keine
Modifikationfordern,welchedasWesendesBundesstaates
gefährdet.Zu demKern desselbengehörendie in der
BundesverfassungvorgezeichnetengemeinsamenAufgaben
und dieunverminderteStärkederCentralgewalt".Soweit
jedochdieserKern desBundesnichtberührt werde,dürfe
Deutschland„jeden: ermittelten BedürfnisseBayerns"
bereitwilligRechnungtragen.

*

Ende OktoberentsprachBennigseneiner Einladung
desBundeskanzlersnachVersailles,wo dieVerhandlungen
über eine dem NorddeutschenReichstagvorzulegende
DeutscheReichsverfassimgzum Abschlußgebrachtwurden.
Die Verfassungenthielt,was in denVerträgenmit den
SüdstaatenanZugeständnissenvereinbartwar, und im Uebri-
gen eine praktischeAnwendungder 1867 beschlossenen
NorddeutschenBundesverfassungauf dasReich,nebsteinigen
nicht unerheblichenVeränderungen.(Erweiterung der
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Bundeskompetenzauf Vereins-undPreßwesen,Erschwerung
der Erfordernissefür Verfassungsänderungenu. s. w.)

Die Verfassungkam am 24. Novemberan den, am
gleichenTage wieder eröffnetenNorddeutschenReichstag.
Die Rechtslagewar dieselbe,wie 1867. Die mit den
Südstaatengeschlossenen„November-Verträge"warenvölker¬
rechtlicherNatur, begründetenvertragsmäßigeRechteund
Pflichten. „GegenstandderLetzterenist die Gründungdes
Reiches,eine einmaligeHandlung,durchderenVornahme
seitensderKontrahentendie Verträgeerfüllt wurdenund
das vertragsmäßigeVerhältnis unter ihnen erlosch."
(Laband.) Die Verträgemußtenalso vom Norddeutschen
Reichstagund densüddeutschenParlamentengenehmigtund
allseitsverfassungsmäßigpublizirt werden.DiePublikationen
in ihrer Gesammtheithatten dieselbeBedeutung,wie die
landesgesetzlichenPublikationenderNorddeutschenBundes¬
verfassungim Juni 1867, siebedeutetendie Erfüllungder
November-Verträge,die GründungdesReiches.Der mit
den SüdstaatenvereinbarteVerfassungsentwurfwar den
Verträgenals integrirenderBestandtheilbeigegeben.

GenehmigtederNorddeutscheReichstagodereinesder
süddeutschenParlamenteauchnur einenderVerträgenicht,
sowar zunächstdasganzeWerkwiedergescheitert.

Nun ereignetesich,daß im NordenderVertragmit
Bayerndenselbentiefenund lebendigenBedenkenbegegnete,
weil er diesemStaate zu viel Sonderstellungeinräumte,
wie er in Bayernmit geradezuleidenschaftlicherWuth von
denKammerpatrioten(Klerikalen)angegriffenwurde,weil
er die „Verpreußung"Bayerns besiegle.Den National-
liberalen im Reichstagwurde von Seiten der Regierung
zur Beherzigungvorgetragen,daß zum zweitenMal, bei
erneutenVerhandlungen,unmöglichdasselbeMaaß von
Zugeständnissenin Münchenzu erreichensein,ja, daßdann
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auchWürttembergwiederhinterdie Grenzeseinesjetzigen
Entgegenkommenszurückweichenwerde. Den Kammer¬
patrioten in Münchenmußte die Regierungmututis
mutunäisdasselbezil Gemütheführen; ein isolirterSüden
könnteeinesTages unter beutäußerenZwangederUm¬
ständeinr Reichevöllig aufgehenmüssen,währender jetzt
eine hervorragendeBedeutungals Reichsgenossesich ge¬
sicherthabe.

War es schließlichein Opfer, das dienationalliberale
Partei brachte,als sie am 9. Dezember1870 einstimmig
dieVerträgemit beschloß,sowar es dochkeineSchädigung
des „Kernes," der Centralgewaltund der gemeinsamen
Aufgaben. Die Hauptbedenkenkehrtensich gegen die
„Reservatrechte"(Militär, Post,Telegraphie,Konsumsteuern
ansBranntweinund Bier), gegendasStimmverhältnisim
Bundesrath,wo Preußenmit 24 Millionen Seelennur
17 gegen41 Stimmen erhaltensollte,und gegendie Ab¬
sonderlichkeit,daß bei nicht gemeinsamenAngelegenheiten
die Vertreterder nicht betheiligtenStaaten im Reichstag
keineStimme habensollten. Zum Theil sind dieseBe¬
denkenerledigt,derAusschlußvomStimmrechtwurdeschon
1872 beseitigt,die Branntweinsteuerist seit1887zur ge¬
meinsamenReichssteuergeworden;— zum Theil mögen
sie heutenochihre Geltunghaben,namentlichbetreffsder
Brtefmarken-Hoheit.In dem.schließlichdochentscheidenden
Punkteder Reichswehr-Interessenhat aberBayern allein
dieKostenseinesReservatrechtszil tragen, seinetheurere
Verwaltungnämlich. Ein Reichsinteressehat nichtNoth
dabei gelitten: die bayrischeArmeeist EinenGeistesund
Charaktersmit der deutschen,lind dasUebergewichtder
Mittel- undKleinstaatenim Bundesrathhat bisher einen
unliebsamenDrilck überhauptnicht empfindenlassen.
Preußen hat unter BismarcksVorsitz nicht nur stets
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denVorrang im Bundesrath sichzil mähren,es hat auch
eineTradition zn begründengemußt,die es denEinzel¬
staatenwohl erträglichmachte,diesenVorrang praktisch
anzuerkennen,Machtprobengar nichtzu versuchen.

Gegenden Vertrag mit Bayern stimmtegeschlossen
nurdieFortschrittspartei(19Stimmen)mit den6Sozialisten,
und 7 vereinzelteAbgeordnetenandererParteirichtung.
Die Fortschrittspartei'hat späterhindie Behauptungver¬
sucht,sie habenicht gegendie Reichsverfassunggestimmt.
Nachder obendargestelltenRechtslageist dieseBehauptung
nicht aufrechtzu erhalten. Späterhin,nachdemdieVer¬
trägebeschlossenwaren, mußteein übereinstimmenderText
derVerfassungauf Grund der Verträgeredigirt werden.
Bei dieserredaktionellen,alsolediglichformalenFeststellung
hat nur dasCentrumSchwierigkeitenverursacht,jedochaus
andererVeranlassung.Die prinzipielleEntscheidungwar
aberdurchdie Abstimmungüberdie Verträgezu treffen.

4- **
Im Süden waren die Gegnerdes Einigungswerkes,

geschäftigwie nie zuvor, um dieVerträgenichtzu Stande
kommenzil lassen. Doch umsonst. Für Württemberg
waren zuvörderstNeuwahlenausgeschrieben.Die Ver¬
träge solltenerst der neuenKammervorgelegtwerden,
und hier allerdingshatte die DeutschePartei die Genug¬
thuung,daßsie(am 11. Dezember)auf der ganzenLinie
denSieg erfechtenkonnte. Mit den„Ministeriellen",die
nun bedingungslosauf nationalenBodengetretenwaren,
konntesie am 23. DezembereineMehrheitvon 74 gegen
14 klerikal-demokratischeStimmenfür die Verträgestellen
Das allzeit bewährteBaden (einstimmig)undHessen(mit
40 gegen4 Stimmen) waren mit demselbenBeschluß
vorangegangen.EsfehltenurnochdieZustimmungBayerns.

Dort kehrtesichdieMehrheit im Ausschuß,wo sie



rücksichtslosherrschenkonnte,durchausnichtdaran,daßdie
Verträgeam I. Januar 1871 erfüllt sein sollten. Man
wolltesieja nichterfüllen,konntesichalsoZeit gönnennach
Belieben. Am 29. Dezember1870 gefiel es demAus¬
schuß,von lärmendenPreßgesellenmit Jubel begleitet,—
dieAblehnungderVerträge zu beschließen,mit 12 gegen
3 Stimmen. Andere klerikaleBlätter aber, voran die
PassauerZeitung,machtenein besorgtesGesicht. Ihnen
mar die Einsichtgekommen,daß dieserherausfordernde
Uebermuthzwar den Demonstrantennicht viel schaden
werde,um so mehr aber der Kirche,namensderenso
frevelhaftepolitischeManöver unternommenwurden. Und
die römischeKirchestand in einer innerenKrisis, deren
Ausgang,was den deutschenBoden anlangt, dochnoch
sehr zweifelhaftwar. Das Unfehlbarkeitsdogmahattedie
scheinbarso festenBande desKatholizismusüberall stark
gelockert!Ein fehlerhafterpolitischerAkt konntealles in
Frage stellen,was zur GründungeinerWeltherrschaftder
vatikanischenüberdie staatlichenInteressenmit demKonzil
vorbereitetwar. Wollte man letzteresZiel mit fördern,
durfte man dieserelementarenBewegungauf deutschem
nationalenGebiet in so späterStundenichtmehrin den
Wegtreten.

Der klügereSepp war es, der dieUnklugheitdes
Patriotenklubsdurchbrachund am 11. Januar 1871 die
nöthigenklerikalenStimmen,32 an derZahl, bereitstellte,
damitdie VerträgeeineZweidrittelmehrheitfanden,— 102
gegen48, — geradeEine Stimme über die geforderte
Mehrheit!

Am 18. Januar 1871 verkündigteKönig Wilhelm
im französischenKönigsschloßdie Wiederherstellungder
deutschenKaiserwürde,desDeutschenReiches!
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5. Der Kulturkampf.

Jedes Zeitalter hat seinen bewegendenGegensatz.
An der Schwelledesneuen,gesaimmdeutschenReicheswar
leider schonkeinZweifelmehr,von welchemGegensatzdie
nächsteZukunftbeherrschtseinwerde. Es solltedemDeut¬
schenVolke nicht vergönntsein, nun unter denGesichts¬
punktendes überliefertenWiderstreitsderpolitischenAuf¬
fassungendie Normenzu bestimmen,nachdenendieser
jüngsteVerfassungsstaatseine politischenund kulturellen
Aufgabenzu erfüllenhätte. Nicht ob die liberaleoderdie
konservativeAuffassungdasUebergewichterhalten,sondern
ob es deninnerenGegnerndesReichesgelingensollte,die
nationaleEntwicklungüberhauptzu verhindernodernicht,—
sostandvon vornhereinderGegensatz.

DieKonservativenwaren,iiibeutsiean sichselbsteinen
heilsamenLäuterungsprozeßvollzogen,beidemEinigungswerk
thätigmit betheiligtgewesen.DiefortgeschritteneLinkebetrat
nun wenigstensdenBodender vollzogenenThatsachen.So
stand eine derZahl nachüberwältigendeMehrheitbereit,
die nationalenRücksichtenbei den innerenEinrichtungen
energischzu vertreten.Und dieFührunghatteunbestrittener
Maaßen geradediejenigePartei, die mit dem vollen
Ernstehistorischeritiib praktischerErwägungsichdie Aus-
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gäbegesetzthatte,allesöffentlicheSchaffenmaaßgebendvan
der nationalenIdee entschieden,alles staatlicheLebenzu¬
erst van nationalenImpulsen harmonischdurchdrungenzu
sehen.

Hereingetretenin's deutscheReichwaraber,zugleichmit
diesennationalenElementen,hauptsächlichjenegefährlicheGeg¬
nerschaft,die geradedort, wo wir dennationalenGedanken
hell leuchtenlassenwollten, andere,der Staatsideewider¬
strebendeRücksichtenvertrat, bereit Ursprung und ver¬
jüngendenKräfteaußerhalbdesVaterlandeszu suchensind.

Der Schattendieserneuen,zumStreit aufs Aeußerste
angelegtenklerikalenBewegungsiel schonauf die ersten
Wahlen zumDeutschenReichstag,die im klebrigenunter
demVollgefühl jugendlichernationaler Begeisterungsich
vollzogen.NochstandenunsereTruppen in Feindesland.
Die zu Hausean dieUrne traten, schuldetendenSöhnen
ilnd Brüdern draußeneinenBeweisfreudigenDankesda¬
für, daßsiemit demEinsatzdeseigenenLebensdasReich
uns erkämpfthatten. Imposant genugfiel dieserDank
wohl aus. Von 3*/+Millionen stimmteam3. Mürz fast
genaudieHälfte für Kandidatender entschiedennationalen
Mittelparteien,undzwar1,2Millionenfürnational-undmittlere
liberale,274000 für Kandidatender süddeutschenLiberalen
Reichspartei,348000 für freikonservative;— außerdem
536000 für konservative,349000 für fortschrittliche
Kandidaten.

Das sindim Ganzen2,7 MillionenWähler, die auf
demBodenderVerfassungstanden.Gegenüberaberzählte
man schon738000 ultramontane, sodanndie üblichen
283000 polnischen,wölfischenund dänischen,50000 demo¬
kratischeund auch schon 102000 sozialdemokratische
Stimmen.
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GewähltwarenhiernachAbgeordnete,und zwar:
119NationalliberaleundmittlereLiberale,
33 LiberaleReichspartei,
39 Deutsche(freikonservative)Reichspartei,
55 KonservativePartei und
46 Fortschrittspartei;

dazu 70 Nltramontaneund Welfen, 15 Polen, 1 Däne,
1 Sozialdemokrat,2 Demokraten.

Das Hervortretender klerikalenPartei konntenur in
EinemSinne, in deineineskonzentrischenAngriffsgedeutet
werden. Zumal war hier, bei denReichstagswahlen,nur
fortgesetzt,was kurz vorher bei denLandtagswahlenin
Preußenschonbegonnenwar. Dort hattesicham ^.-No¬
vemberfolgendesWahlresultatherausgestellt:

131Nationalliberaleund Altliberale,
116Konservative,
55 Freikonservative,
50 Fortschrittler,

gegenüberjedoch:59 Ultramontaneund Welfen, 19 Polen
und außerdem2 Dänen.

Von dieserZeit also,— wir wiederholen:vomBeginn
desReichesrindursächlichzusammenhängendmit derwieder-
erstarktenReichsidee— war nichtnur im Süden,auchin
Preußenund im Reichealles politischeLebenund Wirken
durchsetztvon dieserultramontanenPhalanx.Ueberalldieser
ausgesprocheneGegensatzzur Staatsgewalt,an derenStelle
die vatikanischeMachtbestrebungmit ihrenWirkungenbe¬
herrschenddurchzugreifensuchte,— eine Machtbestrebung,
diesichsoebenin absolutistischeFormengekleivethatte. Den
WiderstandderBischöfehiergegenhatte sie bereitsüber¬
wunden. Ein Widerstanddes niederenKlerus war nicht

>
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hervorgetreten,wenigstensnichtin geschlossenerOrganisation.
EineErhebungganzerKirchengemeindenwar wohl imAnzug
begriffen. Die Gewalt der Schlüsselwurde aber in ent¬
schlossensterWeisedagegenangewandt,und so langeder
VatikandenKlerus im GroßenunbGanzenfestin derGe¬
walt hatte, konnte er es auf die Entwicklungdieser
Gegenbewegungankommenlassen.DemStaat gegenüber
war er die Macht derKircheund verfehltenicht, alsbald
auchdaraufProbenzu veranstalten.

-st *-st
Auf parlamentarischemBoden trat die neue Partei

sofortin schroffherausfordernderWeiseauf. Sogleichnach
der Eröffnungdes Reichstagshatte die nationalliberale
Fraktionalle Parteieneingeladen,durchDelegirtein einer
freienVereinigungeineAntwortadressean benKaiserfest¬
stellenzu lassen. Das CentrumsandtekeineDelegirten.
Die nun von dennationalenundverfassungstreuenParteien
vereinbarteAdressebegrüßtedenGrundsatzderweisenBe¬
schränkungans die volle EntfaltungdesinnersteirWesens
derNation; besonderswar daraufhingewiesen,daßDeutsch¬
land in früherenZeiten deshalbdie KeimedesVerfalls
empfangen,weil seineHerrscher„benUeberlieferungeneines
fremdländischenUrsprungsfolgten". Die Einmischungiu
dasLebenandererNationen ivar abernichtnur missBe-
stiuiintestezurückgewiesen,sondernes ivar anet)mit nahe¬
liegenderBezugnahmeauf die ebenvollbrachteEinigung
Italiens hinzugefügt,das;Deutschland,unbeirrtdurchAb¬
neigungoder Zuneigung,es jederNation vergönne,die
Wegezur Einheit,jedemStaate,die besteForm seinerGe¬
staltungnacheigenerWeisezu finden.

Ein Programm,dessenstrengerEinhaltungwir den
20jährigenFriedendanken,— eswurde damalsvon der
klerikalenPartei leidenschaftlichbekämpft. Dem Mainzer
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BischofFreiherrnvonKettelerpaßtenicht nial der erste
SatzderAdresse:„Auf festerenGrundlagenals je ist das
deutscheReichwiederaufgerichtet!" Windthorst,Reichen-
sperger,Probstu. s. w. verlangtenallewehr oderweniger
deutlichdenHeereszugüberdieAlpen,— eineIntervention
zu GunstendesPapstes. Windthorstging so weit, den
Staatenbundvon 1.815 in der Werthschätzungüber den
Bundesstaatvon 1571zu stellen.

Der vonBennigsenin großenhistorischenDarlegungen
begründete,von Miguel, Römer,Volk u. A. mit beredten
WortenbefürworteteAdreßentwurfwurdeam 30.März mit
o43 nationalengegen63 Stimmen des Centrums,der
Welfenund übrigenReichsfeindebeschlossen.

Demnächstsolltedie, obenschonerwähnteformaleFest¬
stellungdesVerfassungstextesbeschlossenwerden.Hier, wo
selbstdie FortschrittsparteivernünftigerWeisevon der
WiederaufnahmeeinesgrundsätzlichenStreitesAbstandnahm,
führte das Centrumlangwierige,leidenschaftlicheKämpfe
herbei,indemes die Ausnahmeder „Grundrechte"in die
Verfassungverlangte,von Polen,Welfen und Demokraten
willig unterstützt.Ein viertägiger,nutzloserStreit, zudessen
CharakteristikTreitschkeschließlichnamensder nationalen
VertreterdersüddeutschenBundesstaatenbedauerndkonstatirte,
daß „Papst- und Polenthum,Republikund Welfenthum"
gemeinsamdas neueDeutschlandanfeinden. Und von
seinemStandpunktaus rechtbefriedigt,bemerkteBebelda¬
mals: das neueReichscheinesichdurchreligiöseStreitig¬
keiteneinführenzu wollen.

Die Fortschrittspartei,wie gesagt,hielt sichhier ver¬
ständigzurück.Ja, siestellteeinenmotivirtenAntragaus
Ueberganggur Tagesordnung,der sichauf die interessante
„Erwägung"stützte,daßdieimCentritmsantragaufgeführten
„Grundrechtein ihrer UnvollständigkeitwederdeinRechts¬



bewußtsein,nochbeitBedürfnissendesdeutschenVolkesent¬
sprechen."

UnterdeintiefenEindruck,dendas konzentrischeVor¬
gehendesUltraniontnnisinnsin allenstaatstreuenKreisen,
insbesonderenatürlichbei derevangelischenBevölkerungweit
undbreit erzeugte,war auchdie altkouservativePartei an¬
fänglichzu einementschlossenenKampfbereit Am 10.Juni
1871veröffentlichtedieKreuzzeitungeine geharnischteEr¬
klärunggegendieseArt vonklerikalerOppositionundgeißelte
namentlichdasBemühenderUltramontanen,sichselbstund
die absolutistischumgeformterömischeKirchedendeutschen
Regierungenals Hort der konservativenInteressenDeutsch¬
landszu empfehlen.DieKreuzzeitungempfahlrundheraus,
die Regierungmögesichnichtauf die Abwehrbeschränken,
sondernzumAngriff übergehen.

Das istnichtgeschehen,— eshättezueinerverhängnis¬
vollenSpaltungderNation in zweikonfessionelleHeerlager
geführt,was bei allerEntschiedenheit,mit der die national¬
liberaleParteidenAbwehrkampfgegendenUltramontanismus
nachmalsgeführthat, außerhalbjederAbsichtbleibenmußte.
Die Centrumsparteiist auchniemalsals eineVerkörperung
wederderBedürfnisseder römisch- katholischenKirche,noch
der katholischenBevölkerungangesehenworden.Stehendoch
heutenochim freikonservativenund nationalliberalenLager
gute katholischeChristen,selbstin leitenderStellung mit
obenan.

Der KreuzzeitungsartiMscheintaberdenAugenblickzu
bezeichnen,in demdiepreußischeRegierungvonderkritischen
Beobachtungzur thätigenAbivehr überging.Am 8. Juli
wurdedie katholischeAbtheilungin dem damalsnochvon
HerrnvonMühlerverwaltetenKultusministeriumaufgehoben.



Den ganzenSommerhindurchgehtnun eineheftige
BewegungdurchsdeutscheLand. Ju Bayern,greift der
neueKultusministerLutz energischein, nur, wie er unterm
27. AugustdemMünchenerErzbischofausführlichsteröffnet,
endlichdie „UnabhängigkeitdesbürgerlichenGebietesvom
kirchlichenZwange"sicherzustellen.In MünchenundHeidel¬
berg beginnt derAltkatholizismusseineOrganisationimb
Agitation. In Darmstadt(3.-5. September)verwahrtsich
derDeutscheProtestantentaggegendie Unfehlbarkeitslehre
unb denJesuitenorden,wie gegendenPapismus in der
protestantischenKirche. In Fulda dagegenbeschließendie
BischöfeeineAdressean denKaiserund König,die dieser
zwarentgegennimmtabermit derverständlichenBemerkung
beantwortet,daß er „jedenPreußenin seinenRechtenzu
schützen"gedenke,— kurz,derUltramontanismushat es in
wenigenMonatenzu Wegegebracht,daßAergerundVer¬
bitterungdasVolk durchzittern!

* **
Das Jahr 1872brachtedie Entscheidung.Im vollen

Einvernehmenmit denselbstlebhaftinteressirtensüddeutschen
RegierungenbegannzunächstPreußendenWegderGesetz¬
gebungaubeschreiten,um dieStaatsaufsichtüberdieSchule
in festeHand zu nehmen.Mühler ging, Falk trat an
dessenStelle. Das Reichkam bald in die Lage, auch
seinerseitsordnendund abwehrendmit einzugreifen,es
setzte— auf AntragBayerns—demMißbrauchderKanzel
äu politischerVerhetzungdie nöthigenSchranken;es ent¬
spracheinemInitiativantrag desReichstagsmit demVer¬
bot derOrdensthätigkeitderJesuiten,unterstützteauchdie
landesgesetzlichenAbwehr-maßregelndurchdasExpatriirungs-
gesetz,und übernahmschließlichdie in Preußenbereitsge¬
schaffeneCivilehe-Schließungund Civilstandsregisterführung
in's Reichsrecht.
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Preußenwar mittlerweile,Schritt für Schritt, vor¬
wärts gegangen,um denKlerus zur Anerkennungdervom
Staat gesetztenOrdnungenenergischanzuhalten. Es
schütztedie Altkatholiken,wies sie in denGebrauchder
ihnenzustehendenKirchenein, legtedenBischöfendenEid
auf die Staatsgesetzeauf, wehrte dem Klerus die
Nebergriffemit geistlichenZuchtmittelnauf das Gebiet
der staatlichenStrafgewalt uub nahm vor Allein die
nöthigeMitwirkung und Aufsichtbei derVorbildungund
Anstellungder Geistlichenan sich. Der Widerstanddes
Klerus erfordertein der Folge, daß auchdie Straf- und
Sperrmaßregelngegenihn durchdie Gesetzgebungkräftiger
angezogenwurden. Ein besondererkirchlicherGerichtshof
wurdeeingesetztu. s. w.

Die nationalliberalePartei glaubt die Verantwortung
für ihre fast überall völlig einmüthigeUnterstützungder
RegierungbeidiesenGesetzenwohltragenzukönnen.Gewiß
hat siediesenGesetzenzugestimmtin demBewußtsein,daß
derenDurchführungzunächsteineVertiefimgundVerschärfung
desinnerenZwisteszurFolgehabenwerde,in demBewußt¬
seinjedoch,daßeingleichmäßigesundvorallemeingeduldiges
Ausharrenin der einmalbezogenenStellungdesStaates
zur römischenKurie den dauerndenFrieden herbeiführen
werde. DieseErwartungspekulirtedurchausnichtmit der
Nothlage,diehinsichtlichderSeelsorgein vielenGemeinden
entstehenmußte, sobalddie Kurie denneuenGesetzendas
tolerai'i posse verweigerte.Nur solltederKlerus sowohl
>viedieKurie selbstzuderpflichtmäßigenErwägunggebracht
werden,daßder jungeStaat im HerzenEuropasweniger
als irgend ein anderereinen ihm feindlichen„Staat im
Staate" duldenkönne,daßer zur WahrungseinerLebens-
itnd FriedensinteressenmindestensdieselbenGrenzendes
beiderseitigenRechtesbeanspruchendürfe,wie sieanderweit
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von derKurie anerkanntwordensindund nochanerkannt
wurden.

Die nationalliberalePartei hat auchbei Erlaß der
eigentlichenKampf-und Polizeigesetze,mit denendie An¬
erkennungder vorhererlassenenRechtsgesetzenachdrücklicher
erwirktwerdensollte,sichselbstundöffentlichnichtverhehlt,
daßeineRevisionderMaigesetze,einVerzichtaufdieKampf¬
mittel angezeigtseinwerde,sobalddas tolerari possszu
der neugeschaffenenAbgrenzungderdauerndenkirchenstaats¬
rechtlichenGewaltenund Befugnisseerfolgenwürde.

Die Entwicklunghat andereWegegenommen.In
einemAugenblick,der ebendie einlenkendenSchritteRoms
zubringenschien,etablirtesichdasCentrumim Reichstag
als die ausschlaggebendeMachttut Punkteder— Finanz-
undWirthschaftspolitik.ES gab mit vollenHändenGeld
undnichtnur die vatikanischePolitik konntenun getrosten
Muthes dem Abbruchder Maigesetzeentgegensehen;auch
derPartikularismusdurfteeinenentscheidendenErfolg ein¬
heimsen.

Für die Stellung der Parteien war diesergroße
beherrschendeGegensatzauf längereZeit von entscheidender
Bedeutung.Eine nachdrücklicheGeltendmachungstaatlicher
RechtegegenüberdenUebergriffenderHierarchiemußtevor
allembei dennationalenElementenSüddeutschlandsvollen
Beifallfinden,— eswar ihnenein erster,greifbarerBeweis
der innerenKraft desStaatsgedankens,demsie so treue
Dienstegeleistethatten; dannaberauchbei allenliberalen
ElementenPreußens,soweitsie nicht in der radikaleren
DoktrindeswestlichenNachbarlandes,in derTrennungder
KirchevomStaat, die bessereLösungder Frageerkannten.

5(13 üK
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So fandensichbei denMaigesetzenmit denNational¬
liberalenstetsdieFreikonservativen,dieliberaleReichspartei
und die großeMehrheit der Fortschrittsparteiznsannnen,
die letzteremit einernichtunerfreulichenNachwirkungauf
ihr Gesammlverhalten,das namentlichin Preußenvoneiner
gewissenRücksichtauf die Stellungund Erhaltungderbe¬
sondersengagirtenMinistermit bestimmtwar.

Die konservativePartei war kaummit halbemHerzen
aus diesemWegemitgegangen.Der ersteSchritt— die
EntschließungüberdasSchulaufsichtsgesetz,mit demgleich¬
zeitig eineKreisordnungsvorlagedie innereSituation in
Preußenbeherrschte— verursachtesoforteineschwereKrisis
im konservativenLager. Was dieKreuzztg.nochim Juni
1871als „Angriff" auf Romverlangthatte,war ihr nicht
bewilligtworden. Der Staat konntesichsowenigin den
Diensteiner streitbarenevangelischenKirchestellen,wie er
der Streit- und Herrschsuchtdes llltrainontanismusdie
Zügel schießenließ. Was er als „Abwehr" in dieWege
leitete,war eineGefährdungderHerrschsuchtauchfür erstere.
Jur Gebieteder Volksschule— wir habenes 20 Jahre
späterwiedererfahren— will auchdieKreuzzeitungnicht
demStaat die kräftigeWahrnehmungvonHoheitsrechten
gestatten.

So führte das Schulaufsichtsgesetzund der Eingriff
Eulenburg's(desAelteren)in die bevorrechtetenPositionen
des altpreußischenFeudalismusauf deinGebietederVer¬
waltungdesflachenLandeszu einervon der„Reichsglocke"
mit bitterbösenAngriffenaufBismarckbegleitetenSchwenkung
desextremenkonservativenFlügels,zu den„Deklarationen"
derAllkonservativen,— andrerseitszu einemleidlichenVer¬
hältnis der liberalen Parteien, die namentlichbei den
preußischenLnndtagswahlenbis 1878zusammenvorgingen.
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Der Erfolg war gleichim Jahre 1878 eine namhafte
Stärkungihrer Stellungen. Die Landtagswahlenergaben:

178National-Liberale,4 Altliberale,72Fortschrittler;
28 Neu-,38 Freikonservative;
4 Alt-Konservative!

Wiederumhattesichhier dasCentrumeinerReihevon
katholischenWahlkreisenbemächtigt,es trat bereits mit
86Abgeordnetenin denLandtag,dazu2 Welfen,18Polen,
2 Dänen.

Der AusgangdieserWahlenhatte derRegierungund
denParteiendie Anerkennunggebracht,daßim Landedie
AbwehrpolitikderMaigesetzevon einerüberwiegendenMehr¬
heit gebilligtundweiterhinunterstütztwerde.

* *
-i-

Auchdie Reichstagswahlenvom Januar 1874standen
im Wesentlichenunter demZeichendesKulturkampfs.Die
streitbareKirchehatteeinAeußerstesaufgeboten,diepolitische
Bevormundungder katholischenWählerschaftenauszuüben
BischöflicheHirtenbriefewarenzu denWahlenerlassen,nicht
nur, um auf diegläubigenSchäsleindenerforderlichenDruck
zu üben, auchzur unzweideutigenBelehrungdes niederen
Klerus,soweit er etwastaatsfreundlicheoderdochNeigungen
zur politischenSelbständigkeithabensollte.

Das Wahlergebniswar folgendes:
Stimmen: Abgeordnete:

LiberaleMitte .... 1,585,000 155
FortgeschritteneLinke . . 458,000 49
Konservative. 354,000 25
Freikonservative.... 420,000 33
Verfassungstreuezusammen2,817,000 262
Ultramontane .... 1,438,000 91

@|_ BIX
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Welfen. 72,000 4
Polen. 208,000 14
Dänen ..... 19,800 1
Demokraten.... 39,000 1
Sozialdemokraten. . 351,000 9

Durch bie am 1. Februar nachfolgendenWahlen in
Elsaß-Lothringenkamenhinzu:

Protestler. 190,000 15
Autonomisten. . . 44,000 —

In der Zahl der VertreterhattedieReichSideeeinen
glanzendenTriumphgefeiert,nnbspezielldieNationalliberale
Parteiwar zirr höchstenKrastentsaltunggelangt. Sie stand
in derBlütheihresAnsehens;von den155 Vertreterndes
gemäßigtenLiberalismustraten152zurFraktionderNational-
liberalenPartei.

Aber es durftenichtübersehenwerden,daßvon 5,2
MillionenStimmenreichlich2,3Millionen sichaufpolitische
Richtungenvereinigthatten,die zur Zeit nochsämmtlichin
ausgesprochenemGegensatzzudemneuenReichesichbewegten,
zumTheil sogarin unversöhnlichemGegensatz.

Für denLiberalismuszumal enthieltdieseineernste
Mahnrmg,beim er hatte dochvor AllemdenBerns, die
junge, nur mit schwerenMühen zu ihrer Berechtigung
gelangteMachtdes Parlamentssorglichzuhüten,besonnen
zu nützen,in ihremAnsehenpfleglichzu stärken.Anders
war es von vornhereinaussichtslos,einevolksthümlichc,
liberale Entwicklungim Reicheund in Preußenherbei¬
zuführen.

Die nationalliberalePartei hat es niemals an sich
fehlenlassen,auf die mahnendenErscheinungen,auf die
wirklichenGefahrenfür den liberalen Einfluß hinzu¬
weisen,wo dieüberwiegendkritischeRichtungdesLiberalis¬
mus diesesHinweisesbenöthigte.Schonan jenemdenk-
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würdigen11. Non. 1867,als dieMitgliederdesRational¬
vereinssichin KasseldieHandzumAbschiedreichten,hören
mir Bennigsenernstlichfragen,wie dennder nothwendige
Kampffür die innereFreiheitznmErfolg führensoll, wie
dennneueFreiheitszieleüberhauptzu erreichenseien,wenn
die ehemalsvereintenLiberalenso heftig und entschieden
gegeneinanderauftreten. Und immerwiederist er es ge-
wesen,bis ansdenheutigenTag, der sichdieMühenicht
verdrießenließ, durcheinmildesWort und durchhistorische
BelehrungdieUebertreibungenin derVertretungwirthschast-
licherSchitlmeinungenoderpolitischerDoktrinen,namentlich
auchdieLeidenschaftlichkeitin derBekämpfungderLiberalen
untereinandereinzudämmen.
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6. Die siebzigerJahre.

Voll Genugthuungbetrachtenwir das ersteJahrzehnt
derwiedergewonnenEinheit. Staat undGesellschafthaben
rüstiggearbeitet,ihreAufgabenzu vollbringen. AlleErfor¬
dernissederSelbsterhaltungnachaußenwurdenbefriedigt.
Die von PreußenüberlieferteOrganisationdesVolkeszuiu
ZweckderWehrhaftigkeitwurde vomganzenReicheüber¬
nommenund kräftig entwickelt.Der Friedenwurde im
Innern erhalten. Das Rechts-und Wirthschaftslebendeo
VolkeserhieltseineinheitlichesGefüge.HandelundWandel
ergossensichin das freigewordenebreitereBett, und über
den ganzenErdkreishin gewannder deutscheFleiß und
Unternehniungsgeistneuen,erfolgreichenAntrieb; dennhin¬
blickendauf dasschutzbereite,starke,geachteteVaterland,durfte
jetztjederbeiderWahrnehmungseinerberechtigtenInteressen
mit stolzemNachdruckaussprechen:„Ich bin einDeutscher!"
Auchdas mag uns zur Befriedigunggereichen,daßAus¬
wüchsedesUnternehmerwesensin der furchtlosenKritik der
OeffentlichkeitihreKorrekturfanden,nichtvon derFremde,
sondernvomeigenendeutschenHeerdeaus.

Wo derBlick auf denEinzelheitenverweilt,siehter
freilich zunächstnur ein mühsames,schier kleinliches
SchiebenundStoßen,HängenunbWürgen. Die staatlichen
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Aufgabenso zu formulireu,daßsiesogleichvon willig zn-
greifendenHändenbegonnenwerdenkönnen,scheintganzun¬
möglich.Wo es sichuni ErfassungeinerneuenArbeithandelt,
fehlt auch nicht der Eifer, ihr zunächstdie politische
Doktrin oderdiewirthschaftlichenSchul-undLehrsätzegegen¬
über zu stellen. Das Besserewird der FeinddesGuten
und überwuchertes auchgelegentlicheinmal. Oder die
Leidenschaftrlnd dieKunst desDemagogenversuchenihre
zersetzendeKraft und erstickenwenigstensfür denAugenblick
des Vollbringensdie rechteFreudean demselben.Und
Menschensind Menschen.Der Knorr will denKnubben
nichtvertragen. Die Szeneriehallt wiedervon demLärm
der Verärgerten,oder drückendeSchwülebeklemmtalle
öffentlichenKreise,dieweileinentscheidenderSchrittvorwärts
geschehensoll.

DochdieHauptsacheist, daß es Schritt für Schritt
vorwärts geht. Heute,da die Gefühleder Bitterkeitaus
jenerZeit langegeschivundenfind,— istesschoneingroßes,
erhebendesBewußtsein,mitten in denKämpfenund Be¬
wegungenjenerZeit gestanden,andenErfolgenmitbetheiligt
gewesenzu sein. Das abgeklärteUrtheil der späterenGe¬
schlechterwird zu nochgrößeremGenußausderBetrachtung
dersiebzigerJahregelangenkönnen.

* -ft
-ft

Die nationalliberalePartei befandsichmit demBeginn
derReichsgeschichtein entscheidender,einflußreichsterStellung.
Im ReichstagnahmSimsonbis 1874,dannForckenbeckbis
1879,im preußischenAbgeordnetenhausBennigsendieganze
Zeit hindurchbis 1879denPräsidentensitzein. In beiden
Parlamentenbildetedie Partei denfestenalleinigenMittel¬
punkt für jede Mehrheitsbildung.Die Partei war nicht
nur derZahl nachgroß,siestellteauchzu allenpolitischen
ArbeitenpraktischundtheoretischbewährteKräfte,durchderen
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Mitwirken die einzelnenLeistungender Gesetzgebungihre
wesentlichhöhereReife fanden. Die Beziehungenzur Re¬
gierung,insbesonderezumKanzler,wurdenmit derVorsicht
gepflegt,die im Interesseder Selbstständigkeitder Partei
nichtaußerAchtgelassenwerdenkonnte,aberauchmit der
Rücksicht,dieganzDeutschland,nichtnurderEinzelneoderdie
einzelnePartei, demMannein besonderemMaaßeschuldete,
dessenunerreichbareStaatskunstdasEinheitswerksoebenzum
sicherenAbschlußgeführthatte.

Wohl waren es überwiegend,wo nichtausschließlich,
konservativePolitiker,diein denReichsämternundpreußischen
Ministeriendie Verwaltungführten. Oft genughat man
derPartei zumVorwurf gemacht,daßsiein ihrer parla¬
mentarischenThätigkeitauf das „konservativeMinisterium"
geradesovielRücksichtnehme,wie wenndasselbeaus den
Reihender eigenenParteizusammengesetztwäre. DerVor¬
wurf möchteberechtigtsein,wenndasThun undLassender
Partei in entscheidenderWeisenur dem Partei-Interesse
dienensollte. Die Voraussetzungaber, daß die Partei
Selbstzivecksein dürfe, ist von nationalliberalerSeitestets
entschiedenabgelehntworden. Die AbstimmungenundEnt¬
schließungenderPartei solltennichtunterdemGesichtspunkt
desStrebensnachMacht,nur zumallgemeinenWöhleund
zum BestendesAnsehensder Volksvertretunggeschehen.
Die grundsätzlicheStellungderPartei schloßjedennutzlosen,
oder gar absichtlichenKonflikt mit bewährtenRathgebern
derKroneaus, gleichvielwelcherPartei dieselbennachihrer
Vergangenheitund Auffassungamnächstenstehenmochten.
In dieserHinsichthat die nationalliberalePartei sichstets
bemüht,ein nachahmenswerthesBeispielvon Gemeinsinn
zn geben.

-ft **
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Die natioitallibercllePartei hatte eine entscheidende
Stelle inmittenderneuenEntwicklungen.Ihre Führerund
BertrauensmännergenossendurchalledeutschenLandehohes
Vertrauen. Die Wahlenseit 1867 hattenihr immerneue
Kräfte, immerneueKreisezugeführt.DasVertrauenwollte
gerechtfertigtseindurchThätigkeit,nichtnur im Parlament,
auchüberallim Volkeselbst.

Die Organisationfür das ganzeReich,die hierzuden
Ausgangs-undSammelpunktbildensollte,wurdedurchdie
„konstituirendeParteiversammlung"am 5. Febr.und dem¬
nächstdurcheineAllgemeineVertrauensmännerversammkung
am 30. April und 1.Mai 1870geschaffen.Die Beschlüsse
derselbengipfeln in folgendem:

DasBedürfnisfür ein allgemeinesProgrammist nichtvorhanden.
DenProvinzenund Landschaftenist es unbenommen,einProgramm
für ihreAgitationaufzustellen.Dasselbeist vorherdemParteivorstand
zurKenntnisnahmevorzulegen.

DenAbgeordnetenwird cs zurPflichtgemacht,jeweilsRcchcnscha't
in ihrenWahlkreisenzu erstatten

Mit den LandcsorganisationcndersüddeutschenStaatenist eine
geordneteVerbindungherzustellen.

Die übrigenBeschlüssebetreffendasDetail derOrgani¬
sationin denKreisen.

AIs oberstesleitendes.Organwar bereitsam 5. Febr.
eilt Landes-Ausschußbestellt,demVertreteraus allenPro¬
vinzenunddenNorddeutschenStaatenin angemessenerAn¬
zahl angehörten.Der Lairdes-Ausschußhatte aus seiner
Mitte den „Vorstandder nationalliberalenPartei" zu
wählen,als dessenMitglieder im Mai 1870 verzeichnet
werden:Bamberger,Bennigsen,Biedermann,Braun-Wies¬
baden,Bunsen,Forckenbeck,Fries, Hardt, Hennig,Lasker,
Lent,Miguel, Oetker,Oppenheim,Soltmann,Unruh,Zabel.
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DieseOrganisationhat sichnur ivenigeJahre erhalten;
an die StelledesLandes- Ausschussesund Vorstandestrat
1874das„CentralivahlkomiteedernationalliberalenPartei".

Die Verbindungmit denWahlkreisenwurde seitens
dieserOrganederCentralleitungstetiggepflegt.

Von denVorstandsmitgliedern,dieam5. Febritar1870
gewähltworden,gehörtBennigsenheutenochdemVorstande
an, Biedermannstehtals 80jährigerVeterannochmit an
derSpitzedessächsischenLandesvereins.

Die erstegrößereKundgebungdesVorstandeswar ein
EndeJuni 1870 erschienenerRechenschaftsberichtüber die
abgelaufenenLegislaturperiodendesNorddeutschenReichs¬
tags, desZollparlamentsunddespreußischenAbgeordneten¬
hauses.(Berlin. Verlagvon Peiser.*) Der Berichtwar
im Wesentlichenaus der Federvon Lasker,

Ein zweiter,im Wesentlichenvon Wehrenpfennigver¬
faßterBerichtdesCentralwahlkomites,„Die Gesetzgebung
der letztensechsJahre im Reichund in Preußen",erschien
im Herbst1876, ein kurzerBericht(vonRickert)überden
preußischenLandtagvon 1877/79im Sommer1879**),der
nächsteüberReichstagundLandtagim Herbst1881. (Ver¬
lag von Puttkamerund Mühlbrecht.)

P **

An der nur allmälig sichentwickelndenOrganisation
derReichsverwaltunghat die nationalliberalePartei, soweit
dieparlamentarischeMitwirkungdabeiin Fragestand,durch¬
aus lebendigenAntheil genommen.Die Herstellungvon
Reichsministerien,für welchebis Mitte der70erJahre eine

*) Vergriffen. Die Hauptstückefindensichabgedrucktin den
NummernderNationalzeitungvom29., 30. Juni und1. Juli 1870.
EineAbschriftbefindetsichim ArchivdesCeutralbureaus.

**) Beideebenfallsvergriffe»;je ein Exemplarim Ccntralbureau.



großeMehrheitim Reichstagvorhandenwar. — die Frei¬
konservativenversagtenseit 1877in dieserFrage — fand
an deinWiderspruchdesBundesratheseinunüberwindliches
Hindernis. Die VertheilungderRegierungsgeschäfteunter-
gleichberechtigte,von einanderfür ihr Ressortunabhängige
Minister, dienur derGesammtheituntergeordnetwären,
hatteauchBismarckstetszurückgewiesen.Mehr neigteer
demenglischenSystemp, nachwelchemein Einzelneran
der SpitzederGesammtregiernngsteheund überdie ein¬
zelnenRessortchefsdieselbeGewalt habe,wie im Kollegial¬
systemder BeschlußdesKollegiums. Aber auchfür eine
solcheOrganisationwar irn BundesrathkeineZustimmung
zu finden. Bald genugergabsichfreilichdaspraktischeBe¬
dürfnis tiefgreifenderAenderungen,die schließlichwenigstens
das einzigeReichskanzleramtin besondere,einanderkoordi-
nirte Reichsämterauflösten.Da das weitergesteckteZiel
unerreichbar,widmetedie Partei ihre Mitarbeit um so
williger diesemstückweisenVorgehen.

OhneSchwierigkeitvollzog sich 1871 die Schaffung
der OberstenMarine-Verivaltungdurch die „Kaiserliche
Admiralität" Lezw.den „Chef der Admiralität", der bis
1889 Verwaltungund Oberkommandoin sichvereinigte.
Seitdemist erstereeinemStaatssekretärdesReichs-Marine-
anits, letztereseinemkominandirendenAdmiralübertragen.
AuchdieseTheilung erschienangesichtsdeshohenStandes
derMarine nunmehrgeboten. Die äußersteLinkeund die
Polen stimmtengegendie TrennungbeiderAemter, die
DeutschfreisinnigenausGründen,diewenigerin derSache,
als in demBestrebenlagen, einerallzukühneuEntwicklung
desFlottenwesensdamitkeinenBodenzu geben.

Die UmwandlungdesGeneralpostamtsin ein Reichs¬
postamtund der Justizabtheilungin ein Reichsjustizamt
(1877)begegneteüberhauptkeinemWiderspruch.Mit der



Umwandlungder Finanzabtheilungin ein Reichsschatzamt
(1877)warden:augenblicklichgarnichtmehrabzuweisenden
praktischenBedürfnisallerdingsentsprochen.Die bescheidene
StellungdiesesAmteszu demweit einflußreicherenpreußi¬
schenFinanzministerium,und diewiederholthervorgetretene
UnzulänglichkeitderVerwaltung im Reichsschatzamtkonnte
seithernur dieUeberzeugungbestärken,daßandieseniPunkte
der selbstständigverantwortlicheMinister zuerstund bald
geschaffenwerdenmüsse.

Schließlich(1879) entstandauchdasReichsamtdes
Inneren,und eineAbtheilungdesselbenkonntenun denRest
dessen,wasvon demehemaligenReichskanzleramtnochübrig
gebliebenwar, in sichaufnehmen. An Stelledes letzteren
trat die „Reichskanzlei".

Die ganzeEntwickelunglag dochin derRichtung,in
der schließlichdasPrinzip derSelbstständigkeitundVerant¬
wortlichkeitdurchbrechenmuß. Einen bemerkenswerthen
Schrittweiterin dieserselbenRichtungbrachtedieKanzler¬
krisisvon 1877/78 mit sich. Der Reichstagkamin die
Lage,überein Stellvertretungsgesetzzu beschließen.Dem¬
nachsolltedieWahrnehmungallerObliegenheitendesKanz¬
lers gegebenenFalles einemVicekanzleriibertragenwerden.
Und nichtnur dies. Der Kanzler oderVicekanzlersollte
auchbefugtwerden,jedemeinzelnenStaatssekretärfür sein
Ressortdie „StellvertretungdesReichskanzlers"und damit
auchjedemRessortcheffür die eigeneRessortverwaltungdie
volleVerantwortlichkeitzu übertragen.Allerdingswärees
erwünschtgewesen,eineBestimmungaus demGesetzzu be¬
seitigen,wonachwährendderStellvertretungauchderReichs¬
kanzlerselbstjederzeitAmtshandlungenvornehmen,also
gleichsameineergänzendeoderkorrigirendeRegierungneben
der des verantwortlichenStellvertretersfortführenkann.
Die Beseitigungdieses,nichtganzzweifelsfreienVorbehalts
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gelangnicht. DochstimmtedienationalliberalePartei für
dasGesetzundzmarin der vonBennigsenansgesprochenen
Erwartung,daßdasselbedazubeitragenwerde,„dieeinzelnen
Ressortchess,welchesichin demGefühlderUnterordnungund
AbhängigkeitihrerStellungbishernichtgenügendentwickeln
konnten,unbeschadetder einheitlichenLeitung durchden
Kanzler, selbstständiger,selbstbewußterund leistungsfähiger
zu machen."

EinerAnregung,die unmittelbar von der national¬
liberalenPartei ausging,verdanktdasReichseisenbahnamt
(1873)seineEntstehung.

Ein halbfertig liegengebliebenesStück ist heutenoch
dieObersteSchuldenverwaltungundRechnungsbehördedes
Reiches. Die Organisationblieb in ominösenAnfängen
stecken.Der Anlauf zu einerordentlichenRegelungwar
1867gemachtworden,als derNorddeutscheBund die erste
Anleiheaufnahm. Die Regierungbrachtedazuein Gesetz
über die Errichtungeiner besonderenBehörde(„Bundes-
schulden-Verwaltung")ein. DerenMitgliedersollten„unbe¬
dingt verantwortlich",d.h. für Schadencivilrechtlichhaftbar
sein. Das Klagerechtwar abernur demReichskanzlerver¬
liehen. Die Nationalliberalenund Freikonservativenbe¬
antragten,es auchdemBundesrathund Reichstagzu ver¬
leihen. So wurdedennbeschlossen.Der Kanzlerzogdas
Gesetzzurück,brachtees1868wiederein undzogeswieder
zurück,da derselbeAntragdazuangenommenwurde. Die
beschlosseneAnleihedurstenun nichtaufgenommenwerden
und die Schiffe, die dafür geballtwerdensollten,blieben
ungebaut.Der Kanzler ordneteEinstellungaller Arbeiten
an. Um wenigstensdieserGefahr für die Flotte vorzu¬
beugen,vereinbartendie Nationalliberaleneinevorläufige
Aushilfs-VerwaltungderBundesschuldendurchdiepreußische
Behörde,dereineKommissiondesBundesbeigeordnetwurde.
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Im Jahre 1872 legtedieRegierungein Gesetzüber
die EinrichtungeinesReichsrechnungshofesvor. Einevon
der nationalliberalenPartei vertreteneund durchgesetzte
Forderungging dahin, daßderReichstagdasRechthaben
sollte, selbstständigeRückfragenan denRechnungshofzu
stellenund daß dieserdann zur Antwort verpflichtetsein
sollte. Das hatderBundesrathfür imannehmbarbefunden.
Auchhier mußteein „Nothgesetz"vereinbartwerden,welches
die Reichsbehördemit derpreußischenOberrechnungskammer
verquickte.Der Reichstaghat erstjüngstwieder(1890)in
beiderHinsichteinstimmigdieRegierungzueinerorganischen
Regelungaufgefordert.

Seit 1885 hat er auchwiederholtbefürwortet,daß
gegendie EntscheidungenderFinanzbehördenin Zollsachen
die Berufungan die ordentlichenoderan dieVerwaltungs-
gerichteoderan ein zu schaffendesReichs-Zolltarif-Amtge¬
stattetwerdensollte. Der Bundesrathhat daraufstetsnur
ablehnendgeantwortet,— hoffentlichnicht aus der von
ThudichumgeäußertenFurcht, damit die „Anarchiein die
öffentlicheVerwaltungeinzubürgern".(II. S. 49.)

*

Mit lebhaftemInteresseunterstütztediePartei dasBe¬
strebendesKanzlers, in denReichslandeneine möglichst
festnmrzelndedeutscheVerwaltungeinzubürgern.Die Reichs¬
verfassungwurde anfangs 1874 in Elsaß-Lothringenin
Kraft gesetzt.Bei denWahlenvon 1874 sinddennauch
zum erstenMale die Reichslandeim DeutschenReichs¬
tag vertreten. Der Ausfall dieserWahlenhat dasTempo
undMaaßderZugeständnissein derFolgewohl etwasbe-
einflilßt. Bei denParteien,diein BetreffElsaß-Lothringens
der Reichsregierungzur Seite standen,habenmancherlei
Meinungsverschiedenheitenüber diesesTempoundMaaß
wohl immerbestanden.Treitschkewar überhauptdagegen,
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daßmandieReichslandezu einemselbstständigenSraat sich
entwickelnlasse. Er verlangteEinverleibungin Preußen.
Dochwar dieseAuffassungnur eine vereinzelte,wie das
VerlangendesCentrumsnacheinemreichsländischenBundes-
staatstetsdementschiedenenWiderstrebenderRegierungund
allerverfassnngstreuen,staatlichenParteienbegegnete.Wohl
abergenehmigtendieselbenim Jahre1877demReichslande
eineselbstständigeVertretungseinerSonderinteressendurch
ein „Reichskanzleramtfür Elsaß-Lothringen"und demnächst
auchdie Sondergesetzgebungimd btldgetrnäßigeVerwaltung
durcheinenLandes-Ausschuß.Auf Betreibender bei den
Wahlen von 1877 kräftigerhervorgetretenenreichsfreund-
lichenAutonomistenentschloßsichderReichstag(1879),auch
die Einrichtungeitter selbstständigenLaitdesregierungzu
befürworten,die nochim gleichenJahr gesetzlichbegründet
wurdeundmit einemStatthalteran der Spitzeant 1.Ok¬
tober1879 ins Lebentrat. Bei dendeutschenFürstenscheint
dasdamalsstellenweisegeäußerteVerlangeitnachUebertragung
der Statthalterschaftaitf denGroßherzogvon Badenernst¬
hafteBeachtunggefutidenzuhaben.Wenigstenshieltensiefür
zweckdienlich,im Bundesrathexpreßbeschließenzulassen,—
und zwar hatteBayerndiesbeantragt— daßkeinregie¬
renderFürst zuiit Statthalterernanntwerdendürfe. Im
ReichslandselbstwärederGroßherzogwohl amliebstenals
Statthaltergesehenworden. Man darfdenam6.Juni 1879
gefaßtenBnndesrathsbeschlußin derThat als Zeichenda¬
für betrachten,daß gegenEndeder siebzigerJahre die
„Reichsfluth"nichtnur im Volkerückläufiggewordenwar.

* *

Das Zollparlamenthatte demReichstagbereits eine
Reihevon wichtigenAufgabenvolkswirthschaftlicherNatur
vorbereitet.Im Frühjahr1870hattees sichgegendiesüd¬
deutschenPartikularistendafürerklärt,daßdieMünzreform



gemeinsamedeutscheAngelegenheitwerdenmüsse.DerReichs¬
tag übernahmdieseErbschaft,um sie dauerndzu regeln.
SchaubeimGesetzüber die Ausprägungvon Goldmünzen
(Herbst1871) zeigtesich,daß ans diesenGebietender
Volkswirthschaftdie Sachkundeund der entscheidendeEin¬
fluß auf die letzteGestaltungder GesetzebeimReichstag
liege, und zwar bei der nationalliberalenPartei. Ihren
AnträgenentsprechendwurdedasMünzgesetzunddas Bank¬
notengesetz(1873) verabschiedet;dort wie hier hat die
Partei dein Einheitsgedankenund der Sicherungdes
MünzverkehrserheblicheDienstegeleistet.Vor allemwurde
dasThalerspstemgänzlichaufgehoben;sodannwurdennicht
diePartikularstaaten,sonderndasReichmitderEinziehungder
altenGoldmünzenbetraut. Nichtvon derReichsregierung,
sonderndurchGesetzist festzustellen,welcheGebührenfür
Privat-GeldausprägungzuzahlensindundzuwelchemPreis
dieReichsbankdie ihr angetragenenGoldbarrengegenBank¬
noteneinzutauschenhat u. s. w. Die Regierungließ diese
von dernationalliberalenFraktionbeschlossenenAenderungen
sämmtlichgeschehen.

Lediglichder nationalliberalenPartei ist p ver¬
danken,daß ein Reichsbankgesetz(1874/75)erlassen,eine
Reichsbankins Lebengerufenwurde,derengesetzlicheEin¬
richtungauchim technischenDetail hauptsächlichaufPartei-
Anträgenberuht, ebensowie das Kontrolrecht,das der
ReichstagsichgegenüberdemneuenReichsinstitutwahrte,
und derVorbehalt,daß die Verlängerungder Bankprivi¬
legienüberdasJahr 1891von derZustimmungdesReichs¬
tags abhing. Letztereshat sichdennauchrechtnützlicher¬
wiesen.DasGesetzvomDez.1889stütztesichauf neueAb-
machimgenmit derReichsbank,infolge derenderReichs¬
antheilamGewinnderBankseitherum mehrereMillionen
höher im Einnahme-Etaterscheint.PolitischeGegensätze
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kamenhier überallwenigerin Betracht. Die Süddeutschen
setztenihr Zwei-Markstückdurch. Die Konservativenunter¬
lagenmit demVerlangennacheinerSteuerfür ungedeckte
Noten, ebensomit demVerlangen,das Privatkapitalbei
derDotirung derReichsbankauszuschließen,nur Reichsgelder
dazuzuverwenden,BismarckvertheidigtegegeneinenAntrag
MünstermitErfolgdasRechtderEinzelstaateu,aufihrenMünzen
die eineSeitemit demBildnis desLandesherrnguschmücken,
— ein kleiner,aberbezeichnenderZug der stetenWachsam¬
keit desKanzlers in allem, was die BeziehungPreußens
zu denBundesstaatenbetraf. Er hättedie dreiKönigreiche
im Bundesrathmajorisirenmüssen,um ein Münzgesetz
ohnedieses landesherrlicheBild durchzubringen.Dazu
wollteer nichtdieHandbietenunderklärtedennauchziem¬
lich unverblümt,daß er verzichtenwerde,weitereKompro¬
missezwischenParlamentund Bundesrathzu vermitteln,
wennmandie Vorlagesounpopulärmache;was natürlich
nun unterblieb.

SicherstellungunsererUnabhängigkeit,unseresAnsehens
unddesFriedensnachaußen!— manwar vonrKriegeheim¬
gekehrtmit demredlichenGelöbnis,an diesemeinenPunkte
fortan rvillig dem Reichezu geben,was desReichesist,
und jedesParteigezänkdarübernachMöglichkeitniederzu¬
halten. Doch geradeum dieserFrage willen solltedie
Nationzunächstnochvier langeJahre in unruhigerBewe-
gungerhaltenwerden,in einerErregung,diein dernational¬
liberalenPartei ganz naturgemäßam meistennachziltern
mußte. In ihremProgrammnahmvon jeherund nimmt
dauernddie BefriedigungderdemReichenöthigenVerthei¬
digungsmitteleineilvornehmenPlatzein. Die Schatteneines
„Militärkonflikts" waren durch das Pauschquantummit
Mühe undNoth auf einigeJahre beschworen.Die erste



StundedesJahres 1872sollteabereinegesetzlicheOrdnung
vorfinden. AußerStande,so kurznachdemKriegdenfür
längereFriedenszeitangemessenenRahmenabsteckenzukönnen,
innerhalbdessendieSchlagfertigkeitdesHeeresunddieAus¬
bildunggenügenderMannschaftensichentwickelnlasse,schlug
die RegierungeineVerlängerungdesPauschquantumsbis
Ende1872vor. Währenddarüberin derKommissionnoch
verhandeltwurde, kam siemit der Forderung,das Provi¬
sorium sogarbis Ende 1874auszudehnen.Die ruhigere
AuffassungBennigsens,der auchForkenbeck,Stephaniu. A.
beipflichteten,fand denerweitertenVorschlagannehmbar,—
nicht weil er das BudgetrechtdesParlamentswiederum
auf längereZeit unterband,sondernweil er Zeit gewährte,
ersteinmalin die neuenVerhältnissesicheinzuleben,die
FormendesParlamentarismuszu befestigen,diewichtigsten
Angelegenheitenvorwegzu ordnen,um dannmit größerer
innererSicherheitan dasschwierigsteProblemheranzutreten.
Lasker,Hennig, Stauffenbecgu. A. warenderentgegen¬
gesetztenAnsichtund eineEinigungwar nicht zu erzielen;
in der Fraktionssitzungvom 26. Nov. 1871 wurdezwar
mit 46 gegen25 Stimmen beschlossen,das dreijährige
Pauschquantumanzunehmen,aberdieMinderheitzeigtesich
willens, lieberauszuscheiden,als ihreAuffassungderjenigen
derMehrheitunterzuordnen.Um dies zu verhüten,ging
man auf denVorschlagdes zweijährigenPauschquantums
zurückundüberließesdann,wenndasselbeabgelehntwürde,
jedemzustimmen,wieerwolle. Mit 190gegen84Stimmen
wurdedaszweijährigePauschquantumim Reichstagabgelehnt
undmit derknappenMehrheitvon152gegen123Stimmen
dasdreijährigegenehmigt,51Nationalliberalehattendafür,
45 dagegengestinnnt.

Nun lag dieWolkedes„Militärkonslikts"schonzuBe¬
ginn desJahres 1874überderWahlbewegungundwarf
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ihrenSchattensogleichaufdieganzeReichstagssessionvoraus,
nachdemdie Militärvorlage eine erhöhteFriedenspräsenz
und obendreindieBewilligungeines„Aeternats",einerun¬
abänderlichen,dauerndenFeststellungderTruppenkörper(469
Bat.Inf., 465Eskadr, 300Feldbatt.,29Batt.Fuß-Art.je 18
Bat.PioniereundTrain)undderMannschaftsziffer(401.659
Mann) verlangte. Denmit demAeternatgefordertenVer¬
zichtauf dasBudgetrechtauszusprechen,war sowenigmög¬
lich,wie 1867,und— zuversichtlichrüstetensichbereitsdie
Konservativen,denetwaigenGewinneinzustreichen,falls das
Gesetzscheiternsollte. Die Fortschrittsparteiließ im Lande
ebenfallsalleVorbereitungentreffen,undschiennichtminder
fröhlichenWagemuthesdenNeuwahlenentgegenzusehen.

Man ging in dieOsterferien.Die Kommissionhatte
inzwischendieZiffer der Friedensstärkeoffengelassen,um
nachOsterndarübereine Vereinbarungmit Bismarckzu
finden. DennderKanzlerlag krank,erempfingwohleinige
Freunde,diemit ihm plauderndurften, aberNiemanden,
dermit ihmverhandelnwollte. Die Aerztewarennichtohne
Besorgnisundhieltenihn vonernstenGeschäftenfern. So¬
vielwaraberdochvonseinemKrankenlagerausandieOeffent-
lichkeitgedrungen,daßer desAmtesherzlichmüdeseiund
zurücktretenwolle; die Militärvorlage jedochmüssevor¬
herunterDachsein, auf dieGefahr einerReichstagsauf¬
lösunghin.

Draußenim Landehattenun derfortschrittlicheWider¬
standgar keinenAnklanggefunden.Im Gegentheil:man
wolltekeinenKonflikt, man wollte die Militärvorlage so
oderso,jedenfallsraschundentschlossenverabschiedetwissen.
In ganz andererStimmung kehrtendie Reichsbotenzum
9. April nachBerlin zurück;auchLaskerwar schonschwan¬
kendgeworden,ja selbstbeimFortschrittdrohteneinDutzend
odermehr„umzufallen",gleichviel,wie dieVorlageschließ-
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lich amendirtwäre. Im Reichstagsfoyererzähltemansich,
daßdieMehrheitfür das „Aeternat"gesichertsei!

Bennigsenund Miguel hatten nachOsternmit Bis¬
marckdieVerhandlungenbeginnenkönnen;sieschlugenihm
eineVerständigungvor: dasSeptennat.NachsiebenJahren
solltederReichstagin derLage sein, das Bedürfnis der
Friedensstärkeund derZahl derTruppenkörperneuerdings
zu prüfen,undweiterhingesetzlichfestzustellen.EineReihe
von sonstigenAenderungenim Gesetzsollte dafür dieZu¬
stimmungderRegierungfinden,so daßdieZahl derOffi¬
ziere,Aerzteu. s.w. nichtauf längereZeit, sondernjähr¬
lich int Etat bewilligt würde, daß die Verpflichtungender
Ersatzreserve1. Klasseim Gesetzselbstgenauestensbestimmt
würdenu. A. m. GleichzeitigsolltedieKommunalsteuerfrei¬
heit derOffizierebeseitigtwerden.

Angesichtsder verändertenSituation, die demAeter¬
nat mehrals günstigwar, hattemannichtsehrgroßeHoff¬
nung, daßBismarcküberhauptauf eineFrist derBewilli¬
gungsicheinlassenwerde. Jedenfallserklärtedie Fraktion
sicheinstimmigbereit, den von BennigsenundMiguel be¬
reits gemachtenVorschlägenbeizutreten.Bismarckhattedie
FragedemKaiservorgetragen,derKaiser genehmigtedas
Kompromiß,nur solltedieKommunalsteuerfragehiermitnicht
verquicktwerdenundBismarckließdurchLotharBücherdie
Nachrichtdavonan Bennigsenbestellen.„BeispielloserJubel
— schreibtStephaniam 11.April in seinTagebuch— alle
Gemütherwaren voll davon, daß der vomCentrumund
denKonservativengehoffte,vonuns gefürchteteKonfliktver¬
miedenist" . . . „Die Wuth der Konservativenübersteigt
alle Grenzen"fügt er am 13. April hinzu. (Boettcher.
StephaniesLeben. S. 143.) „Jedenfalls",bemerktJolly
ernstundtreffend,(DerReichstag.S. 29) „hat dieRegierung
bei dieserGelegenheitgezeigt,daßsieim Standeist, einer
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festgewurzeltenAnsichtsolcherParteien,aus derensachliche
Unterstützungim Ganzensie rechnenkann, wennsienur
durchdieselbekeinedirekteSchädigungderStaatsinteressen
fürchtet,lieber schwerwiegendeOpfer an ihrer eigenen
Ueberzeugungdarzubringen,als daßsiediesedurchrücksichts¬
losesWagenund Brüskirendurchzusetzenversuchte."

Der entscheidende§ 1 desGesetzeswurdeam14.April
mit 224 gegen146 StimmennachdemAntragBennigsen
angenommen,dieNationalliberalenstimmtensämmtlichfür
denParagraphen,und zwar warfen sie von ihren 152
Stimmen149 in dieWagschale;nur drei erkrankteMit¬
gliederfehltenan diesemTage.

Damit war nun auf geraumeZeit derZustandge¬
sichert,denjederPatriot wünschenmußte.Der „Militaris¬
mus" spieltezwarseinezweckentsprechendeRolleauchfortan
in der demokratischenund ultramontanenAgitation; die
ernsterenpolitischenKreisejedochkonntensichdemaufge¬
häuftenArbeitsstoffewidmen, der bewältigt sein wollte,
damitdasReichin seineminnerenAufbau einigermaßen
abgeschlossenerschien.

Die ErneuerungdesKompromissesvon 1874hat sich
1880 ohnegrößereErregungvollziehenlassen.Auchdie
Einheit der nationalliberalenPartei, obwohl durchdie
Zolldebattenvon 1879 schonmerklichgelockert,hielt
dem neuen Septeunatsgesetznochmalsleidlich Stand;
ja geradeRickerthatteesübernommen,in diesemKardinal-
punktnationalerPolitik die vomFortschrittherübergerich¬
tetenAngriffeaufsKräftigstezurückzuweisen.SeineAbwehr
gegenRichterwar rhetorischvortrefflichund sachlichvon
durchschlagenderKraft. Der Fortschrittselbstbot dazudie
HandhabedurchdenAntrag der Bewilligungauf 3 Jahre.
Das war jedenfallsein Bruchmit derVergangenheittlnd
demstarrenProgrammsatz,dernur alljährlicheBewilligung
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kannte. Der Antragauf 3 Jahrehattewohl dentaktischen
Zweck,den linkenFlügel von denNationalliberalenabzu¬
sprengen.Um sowirksamermußtees erscheinen,daßeben
ein Vertreter dieseslinkenFlügels die Haltlosigkeiteines
Standpunktesgeißelte,derbei Bewilligungauf 7, 6, 5, 4
JahredenVerrathamLiberalismuskonstatirenwollte, bei
3 Jahren aber schondie Qualitätendes „entschiedenen"
LiberalismusreklamirtelDas zweiteSeptennatwurdeam
10. April 1880 mit 186 gegen94 Stimmen beschlossen.
Mit demFortschrittundCentrumstimmtennur 3 National¬
liberale,darunterStauffenberg,in derMinderheit. Lasker,
der inzwischenschonaus derFraktiongeschiedenwar, stand
natürlichmit in derOpposition.

Das dritteSeptennat(1887)fandwesentlichveränderte
politischeVerhältnissevor, worüberspäterzuredenseinwird.

Das GesetzüberdenLandsturm(1875) war nur vom
Centrumbekämpftworden.

BeimMilitärstrafgesetzbuch(1872)mildertederReichs¬
tag gemäßden liberalenAnträgendie Strafsätzefür Ge¬
meineund beseitigtedieUngleichheitim Entwurf, der für-
gleicheVergehenverschiedeneStrafarteneinführenwollte,je
nachdemder BestrafteOffizieroderGemeinerwäre.

Im GesetzüberdieNaturalleistungenan dasHeerim
FriedenerhöhtederReichstagdieVergütungssätze,wieschon
im GesetzüberdieOuartierleistungim Frieden(1868) die
Entschädigungspflichtnachgetragenwar.

-i- rjr*
„Molochweinteundwollteein Opferhaben. Moloch

erhieltseinOpfer. Molochhat von seinennationalliberalen
HohepriesternnochkeinOpfer vergebensgefordert!"— So
und ähnlichheulte es Ende1876 durchdie demokratische
undultramontanePresse,undaucheinfortschrittlicherAufruf,



derdieWahlbewegungfür denJanuar1877einleitete,hob
an: „Das Unglaublicheist geschehen".

Was tvar Unglaublichesgeschehen?
Die RechtseinheitderNationwar uin ein großesund

gutesStückvorwärtsgebrachtworden.Die gesammtenGe¬
setzeüber das Gerichtswesen,überGerichtsverfassungund
die verschiedenenArten des gerichtlichenVerfahrenswaren
glücklichunterDach.

Wie im Jahre 1870 das einheitlicheStrafrecht,so
fordertehierdas einheitlicheGerichtswesenaufbeidenSeiten
Entgegenkommen.Wie damalswarenesjetztdieNational¬
liberalen,welchedie Verständigungmit derRegierimgein¬
gingen. Das war das „Unglaubliche,"was gescheheuwar.

NächstderVerfassunglag auf demRechtsgebietohne
jedenZweifeldiewichtigsteFragederEinigungderDeutschen.
Hier wie bei derVerfassung,war nichtswichtiger,als daß
in raschem Zuge die unentbehrlicheneinheitlichen
Ordnungengeschaffenwürden, vorbehaltlichetwa noth-
wendigerAenderungenzur gegebenenZeit. Eine gewisse
freudigeEntschlossenheitmußtedasWerktragen,die erste
Einführung der itnvcrmeidlichenNeuerungenerleichtern.
Darum auchder zäheEifer, mit dem die Partei dafür
kämpfte,daßdieBundeskompetetizaufdasgesammtebürger¬
licheRechtausgedehntwerdeunddasRechtslebenderNation
sobald als möglichin alleneinzelnenGebietenseineein¬
heitlichenNormenfinde. Das war ein Kampf,der gegen
den Partikularismusgeführtwerdenmttßte, insbesondere
gegenBayern. Dort wollteman einDeutschesBürgerliches
Rechtdurchausnichtzugestehen.

Während darüber noch die parlamentarischenVer¬
handlungenihrenunfruchtbarenLaufnahmen,griff Bismarck
wenigstensaufderStelleenergischzu, wodieReichskompetenz
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schonbegründetwar. Er veranlaßtedie Ausarbeitungder
Justizgesetze.Jur Herbst1872 tagtendie deutschenJustiz¬
ministerum dieserVorbereitungwillen, und im Frühjahr
1873 beganndie KommissiondesBundesrathesihre Ent¬
wurfsarbeit.

Schonin diesenAnordnungenmochteman ein Ent¬
gegenkommendesReichskanzlerserkennen,und nocheheder
Entwurf aus demBundesrathkam, durstedie öffentliche
Meinung einenweiterenErfolg verzeichnen.Die Vertreter
derverbündetenRegierungenhattendemlebhaftgeäußerten
VerlangennachBeibehaltungderGeschworenengerichtenach¬
gegeben;wahrenddochdie Regierungenselbst,wie auchein
Theil desReichstagsdieErweiterungundVerallgemeinerung
der Schöffengerichteweit lieber gesehenhätten. Undmehr
noch:derWiderstandBayernsgegeneinenOberstenReichs¬
gerichtshofwar bereitsim Bundesrathüberwunden.Noch
bei derMinisterkonferenzint Herbst1872hatteBayerndieses
Reichsinstitutlebhaftbeanstandetund höchstenseinenReichs¬
rechtshoffür acceptabelerklärt.

So kamendie Justizgesctzeim Herbst1874 bereitsin
einerForm und unterUmständenan denReichstag,die es
als selbstverständlicherscheinenließen, daß die Arbeit zum
verständigenAbschlußgeführt werden müsse. Zunächst
(27. November1874)überwiesder ReichstagdieEntwürfe
an eine „ständige"Commission,in der unter Miguels
VorsitzWindscheid,Planck,Simson,Hinschius,Volk,Gneist,
Marquardsen,u. s.w., dieangesehenstenRechtsgelehrtenund
RichterdesReiches,anderthalbJahrehindurchvereintblieben,
um denJustizgesetzenihre gegenwärtigeGestaltzu geben.

Es ist nichtmöglich,hier nochmalsansdie streitigge¬
bliebenenEinzelheiteneinzugehen,die vielfachnur juristisch-
technischenCharakterssind. Das Moloch-Opfer,nur dessen
willen dieOppositiondenLärmverursachte,betrafdiePresse.
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Die außerordentlicheZuständigkeitder Schwurgerichtein
Preß-Sachenund die BeseitigungdesZeugnißzwangeswar
in derKommissionwie bis zur zweitenLesungiin Plenum
durchgesetztund lebhaftvertheidigtworden. Die Regierung
erklärteaberbeideBeschlüssefür unannehmbar.Die Straf¬
prozeß-Ordnungwäreauf keinenFäll zu Standegekommen
mit diesenbeidenPunkten.

BetreffsderPreßdeliktemitßiemansichbegnügen,daß
es beimAlten blieb,daßalsoBayerndieZuständigkeitder
Geschworenen,dasübrigeBundesgebietdiederStrafkammer
u. s. w. beibehielt.Und in Bezugauf denZeugniszwang
mußtevöllig nachgegebenwerden,um dasganzeWerknicht
scheiternzu lassen.

DagegenhattedieRegierungin umfassendsterWeise
die EinwirkungdesReichstags,bezw.seinerangesehenen
Juristenauf die gesammteTechnikderGesetzewillig hinge¬
nommen,auchsehrwesentlicheGarantieenfür dieUnab¬
hängigkeitderGerichteund derRichterin deinGerichts¬
verfassungsgesetznachtragen,dasAnklagemonopoldesStaats-
amvaltsdurchbrechenlassen,dieBerufungandenGerichtshof
und dessenEntscheidungüber die Erhebungder Anklage
zugelassenu. s. w., u. s. w.

JmUebrigenistallerLärmvomMolochfastgegenstandslos
geworden.FortschrittundCentrumwolltendieJustizgesetze
nichtohneAnwaltsordnunggenehmigen,weilsiederRegierung
nichtzutrauten,daßsieeineacceptableAnwaltsordnungbringen
werde,wennerst die Justizgesetzebeschlossenwären. Die
Nationalliberalenhieltenesnichtfür geboten,dieJustizgesetze
mit einemsolchenMißtrauensvotumzubelasten.Thatsächlich
war 1878 auchdie Anwaltsordnungfertig, ein Streit
darüberwar gar nicht nöthig gewesen.Fortschrittund
Centrumverlangtenals spätestenEinführungsterminden
1. Oktober1879. Die RegierungwolltefreiereHandhaben,
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da vorhernochdasGerichtskostengesetzzu vereinbarenwar,
die Justizgesetzesolltenmit letzteremin Kraft treten. So
mar allerdingsdie Regierungin derLage, beideshinaus¬
zuschieben,miees dieOppositionbefürchteteundprophezeite;
ebendeswegenwolltediesedeneinseitigenEinWrungstermin,
um derRegierungbeimGerichtskostengesetzmit denBe¬
schlüssendesReichstagseineZwangslagezu bereiten.Dazu
mochten,dieNationalliberalendie Hand nicht bieten. In
der That saut dasGerichtskostengesetz1878 ebenfallsleicht
zu Staude. Alle technischenFragen,in denendieNational-
liberalenentgegenkamen,sind seitherniemals Gegenstand
einerBeschwerdegeworden.

Die nationallrberaleParteirechtfertigteihreAbstimmung
und ihr ganzesVerhaltenbei denJustizgesetzendurcheine,
vomCentralwahlkomiteam 24.Dezembererlassene,sehrein¬
gehendeDarstellung,die denheftigenAngriffenderFort¬
schrittspressegegenübereinleitenddaraufhinwies,daßdiese
Partei auchgegendieNorddeutscheVerfassung,gegendie
VerträgezurReichsverfassungund gegendasSeptennatge-
stinimthabe. DieseErinnerung,und daßdabeidie Partei
als „Berliner Fortschrittspartei"charakterisirtwurde,gab
nunAnlaßzuneuen,gereiztenAuseinandersetzungen.Paristus
empfindeteinegewisseBefriedigung,überdasAktenstückhin¬
weggehenzu können;ein Mitglied desCentralwahlkomites
habeihm berichtet,daß sogar„die meisten"Mitgliederum
denErlaß der Erklärungnichtsgewußthätten. Es ist aber
innerhalbdernationalliberalenPartei von einemnachträg¬
lichenWiderspruchgegendieErklärungnichtsbekanntgeworden.

EinembesonderenGesetzwar es vorbehalten,die Ein¬
richtungdesOberstenReichsgerichtshofeszu ordnen. Der
Partikularismuswar, wie schonerwähnt,zunächstüberhaupt
gegeneinesolcheObersteReichsinstanz.Die Landeshoheit
im GerichtsverfahrenwurdenamentlichvonBayernmit Be¬
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Herrlichkeitvertheidigt.Erstnachdem(1873)Württembergsich
nachgiebigzeigte,ließ anchBayernseinen„Reichsrechtshof"
fallen,uni nichtin dieVereinsamungzu gerathen.Um so
wenigerließ derPartikularismuswegenBerlin's für den
Sitz desReichsgerichtsmit sichreden. Im Reichstagergab
sichfür Leipzigdie erheblicheMehrheitvon 213 gegen142
Stimmen.(24.März1877.) Die Süddeutschen,darunter23
Nationalliberale,hattenhier denAusschlaggegeben.

* *
*

B1K1

War nun derPressein der Strafprozeßordnungvolles
Genügenichtgeschehen,sowar siedestoreichlicherfür ihre
sichereEntwicklungversorgtmit dem1874erlassenenPreß-
gesetzselbst.Dasselbeberuhteauf Vorschlägen,die schon
im Jahr vorher unter denParteienderLinkenvereinbart
waren und beseitigteendlich auch alle Konzessionen,
KautionenundZeitungsstenipel.Der Zeugniszwangwar
schondamalsnicht zu umgehen.Die Fortschrittspartei,
die ihn bei derAbstimmungüberdasPreßgesetzimGanzen
mit angenommenhatte, mochtefreilichenttäuschtsein, daß
sieihn 1876durchdieStrafprozeßordnungnichtwiederbe¬
seitigenkonnte. Sie hätten sichaber schon1s74 sagen
dürfen,daßdie RegierungunmöglichUrsachehabenwürde,
späterpreiszugeben,was ihr eineso großeMehrheitkurz
vorherzugestandenhatte.

Nochist auf demGebietederRechtsgesetzgebungeiner
Strafgesetznovellezu gedenken,die im Dezember1875an
denReichstaggelangte. Sie war unmittelbardurchden
Fall Arnim und denFall Duchesneveranlaßt. Verlangt
war die kriminelleBestrafungpflichtwidrigerHandlungen
von Beamtenim AuswärtigenDienst, was mit Beschrän¬
kung ans bestimmteFälle, gegenCentrumund Fort¬
schritt,auchgenehmigtwurde. EinigeVerschärfungender
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StrafenwegenWidersetzlichkeitwurdenebenfallszugestanden,
desgleichendie Strafbarkeiteines erfolglosgebliebenenEr-
bietenszueinemVerbrechen(FallDuchesne),jedochwiederum
nur unterbeschränktenVeraussetzungen.Was darüberHin¬
alls ail umfangreichenVorschlägenin derNovelleenthalten
war, um die seit einigenJahreneingerisseneVerwilderung
derMassenschärfermit Strafenzil treffen,wurdeabgelehnt.
Das Bedürfnis kräftigerZuchtmittelschienim Strafgesetz¬
blich befriedigt. WillkürlicheKonstrilktioilen,ivie die des
sogenanntenvollendetenVersuchsu. s. w. noch hinzuzu¬
fügen,schienailchdenKoilservativenentbehrlich.

* **

Das Septennatund das Komproiilißzu denJustiz-
gesetzenbeherrschteildieWahlbewegungum dieWendevon
1876zu>877.DenSchadenhatteerstlichdieFortschrittspartei
Sie verlor vier Sitze au dieKonservativen,fünf an die
Sozialdemokraten.Es war auchdemLiberalismusüber¬
haupt ein schlechterDienst daiuit erwiesen,daßderFort¬
schritt jetztin ersterLinie denKampf gegendie gemäßigt-
liberale Nachbarschaftführen zu müssenglaubte. Die
Nationalliberalen,in der Zwangslage,Front nachalleil
Seiten hin zil machell,— verloren ebenfalls14 Mandate
an dieKonservativen.Und schließlichwar auchdie Ab¬
rechnungmit deilNationalliberalenselbstmißglückt.Man
nahm sichje einigeSitzeab, wobeidieNationalliberalen
sogareinenkleinenVortheil erstritten,lind ging gegenseitig
verärgertund sichentfrenldetin eineZeit hinein,der nichts
nöthigergewesenwäre,als eineleidenschaftslose,konsegliente,
klugbedachteVertretungder liberalenForderllngen.

Die Wahlbewegungwar mit so viel Leidenschaftund
Erbitterunggeführt,wie mail es bis dahinnichtgesaunt
hatte. Die Bischöfehatten auchin Bayern davon abge-
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sehen,Wahlhirtenbriefezu erlassen:derniedereKlerus,dem
maudreiJahrevorhernochnichtganz sichertrauenmochte,
war nun völlig in denDienst der streitbarenOberhirten
getreten.

Wenigstenskamaberbei denStichwahleneingesunder
GeistderGemeinschaftgegenPartikularismus,Ultramonta-
nismusund SozialismuszumDurchbruch.Nur in Dresden
verhalfendieKonservativen,darunterzumTheilhochgestellte
Personen,deinSozialdemokratenBebelzumSieg überden
bestgehaßtenNationalliberalen.

Das Wahlergebniswar folgendes:
Stimmen: Abgeordnete:

LiberaleMitte . . 1,580,000 137
FortgeschritteneLinke 440,000 39
Konservative.. . 523,000 40
Freikonservative.. 426,000 38
Autonomisten. . 51,000 5
Reichstreuezusammen 3,020,000 259
llltramontane . . . 1,439,000 93
Welfen .... 85,600 4
Polen. 216,000 14
Elf. Protestler. . 149,000 10
Dünen .... 17,000 1
Demokraten. . . . 45,000 4
Sozialdemokraten. 493,000 12

Im Ganzenwaren also rund 3 Millionenreichstreue
und2,4 MillionengegnerischeStimmenabgegeben,im Ver¬
gleichp 1874 keinewesentlicheVeränderung.Von den
137 gemäßigtenLiberalentraten 127 dernationalliberalen,
von den39 fortschrittlich-liberalen35 derFortschrittsfraktion
bei. Die übrigenfandenin derGruppeLöwe-Bergereinen
Vereinigungspunktoderblieben„Wilde".
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EineVeränderungaber war insofernschoneingetreten,
als dieLiberalen,die für sichallein im vorigenReichstag
eineMehrheitvon2—3 Stimmenhatten,jetztnur mit bcn
FreikonservativeneineMehrheitbildenkonnten.

DemReichstagvon 1877 war als wichtigsteAufgabe
vorgezeichnet:endlicheinmal die FinanzfragendesReiches
unddamitzugleichdieFinanzschwierigkeitenderEinzelstaaten,
insbesonderePreußens,befriedigendzu lösen.

Eine vorausschauendeFinanzpolitikkonnteallerdings
an dein Zustandeder Reichsfinanzwirthschaftnicht ohne
Sorgen vorbeigehen.Handel unbWandetwar nachdein
Kriege raschemporgeblüht.Der nationaleWohlstandhob
sichin augenfälligerWeise.Die SteuerkraftdesLandeswar
eineunverhältnismäßiggrößereals vor 1870. Aberalle
Einkunftsquellen,diedavonergiebigergespeistwerdenkonnten,
lagen bei denEinzelstaaten.Dort erbrachtendie direkten
Steuernund namentlichauchdieStempelabgabenvonJahr
zu Jahr wachsendeErträge. FinanzministerEamphauscnin
Preußenwar längereZeit in der angenehmenLage, viele
MillionenlieberschußausdemjeweilsverflossenenRechnungs-
jahr nachzuweisen.

Die Reichsfinanzverwaltungdagegenwar jedesJahr
genöthigt,höhereMatrikularbeitrügein den Voranschlag
zum Reichshanshalteinzustellen,um die wachsendenAn¬
sprüchean dasReichbefriedigenp können.Einegeraume
Weilebemühtemansich,in langwierigerArbeitbeiderEtat¬
berathungsoviel Ansprüchezurückzuweisen,daß die Bei¬
tragspflichtder Einzelstaatenungefährauf derselbenHöhe
blieb; dank der eminentenFriedenspolitikBismarcks
nahm auchdiewirthschaftlicheThätigkeitderNation einen
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soweitruhigenFortgang,daßdieindirektenAbgaben,aufdie
das Reichangewiesenwar, einenlangsamsteigendenErtrag
liefern konnten.Der Jahres-Abschlußergabinfolgedessen
währendder siebzigerJahre stetsein befriedigenderesBild
als derVoranschlag.Immerhinblieb auchhierbeidieLast
der Einzelstaateneine für dieseletzterenselbstüberaus
unbequeme,für dasReichaberdieAbhängigkeitvon diesem
Beitrageineunwürdigdrückende.NachdenJahresabschlüssen
war der eigentlicheReichsbedarf(vondemReichsinvalidcn-
fondsabgesehen)in rundenZiffern folgender:
1872 1873 1874187518761877I Quart.1877/81878/9
310 296 318 367 376 94 373 374
wozudie Einzelstaaienals Matrikularbeiträge
94 74 67 69 72 18 81 87

Millionenbeizusteuernhatten.
Das mochtesolangegut thun, als auchin Preußen

dieReformenauf denverschiedenstenGebietenzurückgehalten
werdenkonnten.Allein dieKreisordnungwar schon1873
beschlossen;die Provinzialordnungund dieReformderAll-
gemeinenLandesverwaltung(Organisationsgesetz,Zuständig¬
keitsgesetzu. s w.) warenjetztin Angriff genommen.Die
Durchführungder Selbstverwaltungwar ohnebedeutende
ZuwendungendesStaates an die neugeschaffenenSelbst¬
verwaltungskörperundenkbar. Dazu kam das von Falk
vorbereiteteSchulgesetz,dessenKostenman,wennder Staat
nichtdieGemeindenmit denneuenLeistungenzuSchulzwecken
geradezuerdrückenwollte, offiziösauf 30—40Millionen,
in parlamentarischenKreisenet'er mehr als doppeltso
hoch veranschlagte.Nicht zum Mindestenfiel endlich
in's Gewicht,daßPreußenseinemgroßenund tüchtigen
Beamtenstand,namentlichden unterenKlassendesselben,
nachgeradeeine höhereBesoldungnichtmehrvorenthalten
durfte. Die Ansprüchean's Lebenwaren seitdemKriege
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in allenSchichtenganzbedeutendgestiegen,unddiesozialen
Gährungen,denenmanentgegenging,mußteneinenBeamten¬
standvorfinden,der demStaat freudigundnachdrücklichals
Stützedienenmochte.

In allenübrigenBundesstaatenlagendie Verhältnisse
soziemlichebenso.EineBefriedigungdieserneuerwachsenen
Ansprüchean denStaat ließ sichauf demBodendesbis¬
herigenFinanzbetriebesunmöglichherbeiführen;und das
Reichkonntenochwenigerdarandenken,dienamentlichzu
WehrzweckenfortwachsendenLastenimmer wiederauf die
Einzelstaatenabzuwälzen.

Wie dieseLastenunter demEinflußdesSeptenuats-
gesetzesvon 1874sicherhöhthatten,magfolgendeUebersicht
anschaulichmachen.Sieht man von denReichsinvaliden-
pensionengänzlichab, da dieselbenseit 1873 aus dem
Reichsinvalidenfondsbestrittenwurden,so ergiebtsichein¬
schließlichdesordentlichenPensions-EtatsfolgendeBezifferung
der fortdauerndenAusgabenim Heerwesen:

1872 1873 1874 1875
287,5 279,6 29l,2 328,9
Und für dieFlottewarnochsogutwienichtsgeschehen!
Nichts mar einleuchtender,als das Bedürfnis einer

Finanzreformim großenStile. Nichtshat größereMiß¬
verständnisseundmehrinnereSchwierigkeitengezeitigtals die
Bereitstellungder hierzunöthigenMittel. Die bis dahin
gutenBeziehungenzwischenderRegierungund der liberalen
Mitte trübten sich. Mißtrauenund Aergerauf der Seite
derRegierung,auf der anderenSeiteein stärkeresDrängen
des linken nationalliberalenFlügels nacheiner pointirt
oppositionellenStellung hin — in Geldsachenhatte die
„Gemüthlichkeit"und leider auchnachmancheandereVor¬
aussetzunggedeihlichenSchaffenseinfrühzeitigesEndegefunden.

* **
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Was nun bis 1877anVersuchenzurFinanzreforinher¬
vortrat, war nichts wenigerals organischerNatur. Im
Reicheblieb jederAnlauf vergebens,und dasReichseisen-
bahnprojekthatte, mangelhaftvorbereitet,nur die parti-
knlaristscheWelle wieder hochgebracht.In Preußenwar
die unumgänglicheReform derKlassen-und Einkommen¬
steuer(1872/73), und mit demPreßgesetzdie Beseitigung
der Kalender-unb Zeitungsstempelsteuerbewirkt worden.
Im llebrigen freilich, d. h. im Wesentlichen,kranktedas
Finanzreform- Programmder Regierungvon vornherein
an Unklarheit und an einem ersichtlichenMangel
desZusammenhangsder einzelnenVorschläge,die im Reich
und in Preußenan die Volksvertretunggelangten.Der
Kanzler selbstwar mit Sorgen der auswärtigenPolitik
vollauf in Anspruchgenommen.Je mehrerjedochdieeuro¬
päischenBeziehungengenauübersehenkonnte,destodring¬
lichermußtewohl seinWunschsein,dasReich,seineeigene
Schöpfung,so reichlichausgestattetwie möglichzu hinter¬
lassen. In dieserTendenzfindenalle sonstvielfachaus¬
einanderstrebendenHandlungendes Kanzlers ihre Ver¬
einigung.

Die nationalliberaleParteiwar gewißbereit,in Ueber¬
einstimmungmit demKanzler dasselbeZiel 311verfolgen.
Ihre Forderungging ebenfallsdahin, dasReichvon den
Einzelstaatenunabhängigzu machen.Ihr Programmwar
in dengroßenUmrissendurchsichtigundwohl durchführbar;
es fordertefür Preußendie ReformderdirektenStenern
unter Beseitigungder, dem Budgetrechtnochgezogenen
Schranken,die Einkommensteuersollte nachdem jeweils
ermitteltenStaatsbedarfquotisirtwerden. Im Reichewar
die Partei bereit, zumErsatzderMatrikular-Beiträgeeine
entsprechendeReformderVerbrauchsabgaben,insbesondere
derGetränkesteuernund derTabaksteuerzu bewilligen,die

1



Laiidesstempelsteueruauf dasReichzu übertragenund dort
weiterauszubilden,auchdie Finauzzollcergiebigerin An¬
spruchzu nehmen.Dagegenwar stetsdieForderungver¬
treten worden,eineErmäßigungderSalzsteuer,möglichst
sogardenErlaß derselbenherbeizuführen.Ebenfallssollte
ein oderder andereFinanzzoll(Kaffeeetc.)und die Salz¬
steuerje nachdemschließlichermitteltenReichsansgabebedarf
beweglichgestaltet,d. h. quotisirtwerden.

Die Finanzreformerfordertevor Allemeinentüchtigen
Finanzmann,dersichdieseeineArbeitalsLebensaufgabesetzen,
der in weitemMaaßeselbstständigerdurchgreifenkonnte,als
dieDirektorenin der FinanzabtheilungdesReichskanzler¬
amts,und der auchdie nöthigeVerbindungzwischenReichs¬
und preußischerFinanzwirthschastin sichselbstverkörperte.

WederDelbrücknochCamphausenwar esgegeben,eine
solcheStellungsichgu erkämpfen.Delbrückwar „einMann
derstillen,geräuschlosenArbeit, abholdjedemUnfriedenund
Streit", er sowohlwie CamphausenhattensicheineZen
laug redlicheMühe gegeben,denmeistenskühnenEinzel-
reformvorschlagendesKanzlerszu folgenund ihnenprak¬
tischeGestalt zu verleihen. Was aber zur Finanzreform
nöthiggewesenwäre: die eigenereformatorischeInitiative
und dieüberzeugendeKraft in derVertretungder eigenen
ReformgedankengegenüberdemKanzlerwiedemParlament,
— war beidenMännernversagt.

Delbrückzog sich im April 1876 zurück, Sein
Rücktritt wurde mit Rechtaufrichtigbedauert. Ausge¬
zeichneteEigenschaftendes Geistesund Herzensnnb
die liebenswürdigstenFormenwaren diesemStaatsmann
für den vermittelndenVerkehrmit demParlamentesozu
Statten gekommen,daß seinWeggangauchfür dieKon¬
servativen,denenerpolitischfernergestandenhatte,persön¬
lich unerwünschtwar. DochDelbrückselbstwar derLetzte,
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derdasBedürfnisnacheinemthatkräftigenund zu neuen
KämpfenfrischenManneverkannthätte. Diemeitausschanen-
denReformforderungendesKanzlerseinschließlichdesBahn¬
verstaatlichungsprojekts,ivollten entwedervoin Präsidenteit
desReichskanzleramtsenergischaufgegriffenund vertreten
sein,— dazuvermochtesichDelbrückans sachlichenGründen
nichtzuentschließen,odersiewolltenbekämpftunddurchbessere
ersetztwerden. Das einewiderstrebtedemganzenWesen
Delbrücks,dasandereerschienihmaussichtslos.Darumginger.

Keilt Wunder,daßder Kanzleraufs Lebhaftestebeun-
rnhigt aufdiebisherunfruchtbarenBemühungenzurückblickte.
Das Steuerbouquet,mit demCamphausenam 15. Januar
1877vor denReichstagtrat, bot aberwiederumnur sehr
dürftigeAussichtauf Verständigung.Die programntatischett
Forderungender Nationalliberalenwaren wenigstensin
keinerWeisedabeizu ihremRechtegekommen,namentlich
fehlte wiederumdie organischeVerbindungzwischetldein,
was im Reicheunbwas in Preußengeplantschien. Die
Kritik blieb nichtaus und am 13. März 1877hörenwir
denKanzler bittereKlageit sichrenüber das „Zerrenunb
Schieben"derer, von denener Unterstützung,Förderung,
Erleichterungztl erwartenberechtigtsei. EndeMärz er¬
bat er selbstseinenAbschied.

Soweit dieseBeschwerdedieMitarbeiterBismarcksin
denReichs-und Staatsämternbetraf, läßt sie sichnicht
näher untersuchen.Was dieMehrheitdesReichstagsan¬
langt, sowar nochimmerdiebegründeteAussichtvorhanden,
mit derselbenauchdieFinanzreformztl vollbringen.

Bennigsentrat mit Bismarckin persönlicheVerhand¬
lungen,um einenAuswegzu finden, der zu neuem,er¬
sprießlichenZusammenwirkendieBahn öffnensollte,lind es
gewanndenAnschein,als werdeeineVerständigungerzielt
werden. Am 13. April 1877 entwickelteBennigsenim
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Reichstagselbstin programmatischerDarlegungdieAufgaben
derReichs-nnd preußischenFinanzpolitik;er deuteteauf
HilfsmittelzurErleichterungdesKanzlersin seinenGeschäften
hin underwähnteals solchesMittel dieEntlastungvorAllem
auf deinfinanzpolitischenGebiet,dasam bestenvon einem
und demselbenverantwortlichenLeiter für dasReichund
für Preußenztigleichverwaltetwerde. Parisiusvermuthet,
Bismarckhabeschonbei diesenVerhandlungentin Frühjahr
1877überdenEintritt Bennigsensin einsolchesgemeinsames
OberstesReichs-und preußischesFinanzamtverhandeltnnd
auchStausfenbergsEintritt in's Amt sei schonbei dieser
Gelegenheitmit erörtertworden.Ob sichdieseAndeutungen
aufMittheilungenaus nationalliberalenKreisenstützen,mag
dahingestelltbleiben. Daß derKanzlerum jeneZeit den
AnregungenBennigsensemgewissesEntgegenkommenzeigte,
ist oben(S 34 ff.) schonbemerktworden.

Die VerhandlungenrichtendenSommerüber, und
nachParisiusmärensiebald nachderBeurlaubungEülen-
bnrgs, also nachdem12. Oktober,„abgebrochen"worden.
Das hat bis auf Weiteresebenfallsnur denWertheiner
Vermuthitng. EineAuslasstmgdesHannoverscheilCouriers
vom 14. Oktoberwurde im entgegengesetztenSinne ge¬
deutet. Das Blatt ging damals auf beuGedankeneiner
Verlängerungder Wahlperiodenunter der Voraussetzung
ein, daß vorher die „seit Jahr und Tag andallerildeRe¬
gierungskrisiszu klarenund dauerversprechendenZuständen"
geführt werde,also „zu organischenEinrichtungenund zu
Personalveränderungen",welchedas Zusammenwirkender
gemäßigtenliberalenundkonservativenParteien,besserals
bisher verbürgenkönnten.Andererseitsfiel allerdingsdie
BemerkungLaskersin derReichstagsredevom27. Oktober-
auf, daßes „in diesemAugenblicknichtanlockendsei,sich
zu denSitzeniin Ministeriumzu drängen. WennMänner



uonwirklichemGewichtundAnsehenwillig seinsollten,ins
Ministeriumjetzteinzutreten,sokönnejederEinsichtigesich
wohl sogen,dos; nur dosGefühlderpolitischenPflichten
sie bewege,um eineu ersprießlichen,stetigenGangin der
Regierungvorzubereiten/'

JedenfallsdauertedieKanzler-krisis— und zwardie
ernstesteihrerArt — nunmehrseitEndeMörz undeswar
die Besorgnisebensoernstzu nehmen,daßdieVerhältnisse
im Reichezu trübenWirren sichweiterentwickelnwürden,
wennes nichtgelang,auf Grund einesgesundenReform-
programmszu einerVerständigungzu kommen.Bismarck
erbat sichzu Weihnachten1877 den BesuchBeunigseu's
in Varzin,um die seitFrühjahrgepflogenenVerhandlungen
zum Abschlußzu führen. Bennigsenpersönlichbrachte
dieserAbsichtdenbestenWillen entgegen.Nichtohnevor¬
her mit den übrigen leitendenParteifreunden(Laster,
Forckenbeck)sichbenommenzuhaben,entspracherderEinladung
Bismarcksund ivar drei Tagelang dessenGastin Varzin.
Es kamdaraufan, obüberdievonEamphausenvorgelegten
Steuervorlageneine Verständigungzu erzielenoder ein
anderesReformprogrommzu vereinbarenwar. Was das
Eamphausen'scheSteuerprojektanlangt, so fiel derSpiel¬
kartenstempelund dieBörsensteuerfür dieReformüberhaupt
nichtins Gewicht.DerVerständigungsversuchmußtebeider
Tabaksteuereinsetzen.SolltesiezuStandekommen,sokonnte
esnur geschehen,wennderRahmenscharfabgegrenztwurde,
innerhalbdessensieeinenBestandtheilder gesammtenRe¬
form bilden würde. Und jederGedankean ein Tabak¬
monopolmußteaus diesemRahmenausdrücklichausge¬
schiedenwerden. Gleichzeitigmußtedie Gewährgegeben
sein,daßdieFinanzreformeineUmgestaltungdesVerhält¬
nissesderhöchstenReichs-und derpreußischenBehördenzur
Voraussetzunghabenwürde.



NachBismarcksspäterenAngabenzieltenBennigsens
Vorschlägein der That nachbeidenSeitenhin, und auch
die Angabehat sichbehauptet,daßBennigsenfür dieBe-
setzungderumzugestaltendenAemtermit bestimmtenWiinschen
demKanzler gegenüberhervorgetretensei. Letztere,sobe¬
richtetederKanzlerspäter,hättennicht die.Genehmigung
desKaisersgefunden.

Ans parlamentarischemGebietbewegtesichdie Aus¬
einandersetzunglediglichum dieSacheselbst,nichtum die
Personen.Die großeSteuerdebattevom21.—23.Februar
führte zit einemjähenAbschluß.Stauffenbergübte die,
den Camphausen'schenSteuervorlagenzukommendeKritik
und er ivie Laskerwarnteneindringlichvor demMonopol.
Camphausenwar am 22. nichtin derLage,seineVorlagen
unter den großenGesichtspunkteines Reformplaneszu
bringen. DenMonopolgedankenlehnteer als phantastisch
und lächerlichab. Da erhobsichBismarck,um dieVorzüge
ebendiesesMonopolsaus tiefsterUeberzeugungherauszu
preisenund die EinführungdesMonopolsals seinletztes
Ideal anzukündigen.Man wußtein derThat nicht, was
man zu solchemGegensatzzweierMinister sagensollte.
Die Ueberraschungerreichteihren Höhepunkt,als Camp-
huasenam 23. Februar mit Akten in derHanderschien,
um nachzuweisen,daß er vor Jahr und Tag bereitsdem
Kanzler das Monopol empfohlenimb die gegenwärtige
Gewichtssteuer-Vorlagenur als Mittel zum Zweckbe¬
trachtethabe.

Bennigsenhatte nochwährendder SitzungeineKon¬
ferenzmit demKanzler,überderenErgebnisStephaniin
seinemTagebuch(BöttcherS. 199ff.) verzeichnet:„Bennigsen
erzählteuns, daßer soebendemKanzlerdenAbbruchaller
weiterenVerhandlungerklärthabe,weil Bismarckmmuns
Verpflichtungauf dasTabakmonopolverlangtund alle kan-
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ftitutionelsenGarantieenverweigerthabe. Wir alle sagten:
Gott seiDank!" —

Der Spielkartenstempelwurdegenehmigt.DieBörsen-
stenerundTabaksteuerkamennichtzuStande. Camphausen
nahmim Frühjahr1878seinenAbschiedundBismarckver¬
langte nun die Enqueteüberdie Tabakindustrie,um das
Monopolprojektenergischvorzubereiten.

* **
Bis dahinhattendiegesammteuBestrebungenwenigstens

insofernihreneinheitlichenCharakter,als sienur auf eine
finanzpolitischedauerhafteOrdnungabzielten.DieBeseitigung
derMatrikularbeiträgeschiendas politischbedeutsameZiel
aller Steuervorlagenzu sein.

Bis aber derHerbst1878 iills Land kam,war die
Finanzreformin engsteVerbindungmit derWirthschafts¬
reformgebrachtund im Juli 1879war dieengverschlungene
Zoll-, Steuer- undWirthschaftsreformvollzogeneThatsache.
Der Weg, der zu diesemErgebnisführte, ist durchdie
Herbstwahleuvon 1878gekennzeichnet,und diesewiederum
sinddurchdas trübsteEreignisveranlaßt,daswir imNeuen
Reichemiterlebenmußten.



7. Die Wende der inneren Politik.

Alsbald nachdemAttentatHödelshattesichder,am
30.März 1878ins MinisteriumdesInnern berufeneGraf
BothozuEulenburg,derNeffedeszurückgetretenenMinisters,
mit Bismarcküber die Vorlage eines Sozialistengesetzes
verständigt.Dasselbelag zehnTage nachdeinAttentat
bereits dem Reichstagvor. Die nationalliberalePartei
war van demAttentatdes II. Mai nichtwenigerbetroffen
als die Regierungund theilte mit dieserauchdie Auf¬
fassung,daßmittelbaroderunmittelbarder verbrecherische
Mordanschlagdochin oemmaaßlosenTreibenderSozial¬
demokratieihren Ursprunghabe. Dort mußtealsoauch
demUebelgesteuertwerden. Indessenglaubtedie Partei,
durch strengeAnwendungdes bestehendenRechtswerde
sichdieserZweckwohl erreichenlassen.Wofern die Re¬
gierungjedochdie gemeinrechtlichenWaffennichtfür aus¬
reichenderachtenwürde, >var die Partei entschlossenund
erklärtesichdazu bereit, eineVerschärfungdesgemeinen
RechtesnachdieserSeitehin mitzubeschließen.Abergegen
denErlaß einesAusnahmegesetzesbestandenüberwiegende,
grundsätzlicheBedenken,die am wenigstendurchein so
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flüchtig ausgearbeitetes,vielfachdurchausder nöthigen
präzisenBestimuitmgenentbehrendesGesetzzn beseitigen
waren.

Ein Antrag Gneist-Beselersollte der Regierungdie
Hand zu einerVerständigungüberdiegemeinrechtlicheBe¬
handlungderFragebieten. BedauerlicherWeisestimmten
nichteinmaldieNationalliberalengeschlossenfür denAntrag,
derFortschrittaber, dessenhervorragendstestaatsrechtliche
AutoritätHänel im Herbstsichaus eigenenStückenzu dem
VersuchverschärftergemeinrechtlicherBestimmungenveranlaßt
fühlte, stimmte geschlossendagegen. Der Antrag siel,
das Sozialistengesetzebenfalls. Unter solchenUmständen
glatibtederBundesrath,nachderunit schlimmerenWieder¬
holungdeserstenAttentats,nachdemNobiling'scheu,einen
Appell an dieWählerfür die zweckmäßigsteLösunghalten
zn sollen.

DerAppellergingnun freilichnichtin derWeise,daß
denWählern anheimgestelltblieb, ob sieauf demWege
desAntragsGneist-Beseleroder aus demdesAusuahme-
rechtsdie verhängnisvolleUmsturzbewegungbekämpftsehen
wollten. Die Wahlparole,die dieOffiziösenim Schweiße
ihresAngesichtsund nachbekannterArt durchdasLand
trugen,hatteeinenvollendeteinseitigenCharakter.Sie kehrte
sichgegenalle ohneUnterschied,die dasAusnahmegesetzam
24. Mai abgelehnthatten,und zwarmit einerbemerkens-
werthenSchärfegeradegegendieNationalliberalen,— die
einzigen,die ihrerlleberliefernnggetreuanseinempositiven
Standpunktauszuharrenbereitwaren.

Die Wählen gingenam 30. Juli vor sich,während
die bangeSorgemn das theureLebendesschiververletzten
KaisersnochalleHerzenauf's tiefstebewegte.Die national-
liberalePartei mußtedenSchlagübersichergehenlassen,
— es nutzteauchdemFortschrittnichts, daßer in seinem
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Wahlflugblattmit „200 Millionen neuerSteuern"drohte,

er verlor über ein Drittel seinerSitze,dienationalliberale

Partei fastebensoviel.Das Ergebnismar:

Stimmen Abgeordnete
LiberaleMitte . . 1.470.000 106
FortgeschritteneLinke 400.000 28
Konservative. . . 742.000 56
Freikonservative. . 790.000 59
Antonomisten . . 48.000 4

Verfassungstreuezus. 3.450.000 253

Ultramontane . . 1.325.000 94
Welfen .... 106.500 10

Polen. 216.000 14
Elf. Protestler . . 130500 11

Dänen. ] 6.000 1

Demokraten. . . 69.000 5
Sozialdemokraten. 437.000 9

In einerHinsichtkonntedasErgebnis trotzalledem
befriedigen:dieGegnerdesReichsgedankens,zu denenman

dieUltramontanenals Partei nochrechnenmußte,hatten

es über die herkömmlichen2,3 Millionen Stimmen nicht
hinansgebracht.Die nationalenParteienhattenum400.000

Stimmengegen1877 sichverstärkt.Allerdingswar diese

VerstärkungnebstdeinVerlustderLiberalenvon 150.000

StimmenausschließlichdenKonservativenzuGutegekommen.

Ein scharferUmschlagjedochmar insofernzu ver¬

zeichnen,als dieLiberalenauchmit denFreikonservativen

zusammenkeineMehrheit stellenkonnten,es mußteder

gemäßigteFlügel derKonservativenund dort, moderFort¬

schrittversagenmürde,die GesammtheitderKonservativen

hinzutreten,um die Mehrheit gegenüberden radikalen

undanti-nationalenParteienzu behaupten.
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Einer oppositionellenMehrheit, die etwaHerr Windt-
horst mit demFortschritthättestiftenmögen,fehltenznm
Mindesten20Stimmen. EineRegierungsmehrheitmit allen
KonservativenhätteHerr WindthorstansdemPapier zu¬
sammenrechnenkönnen,lei demscharfenGegensatzzu den
Freikonservativenwar siepraktischundenkbar.

Die politischeGesammtlagewar alsodochwiederdahin
zu verstehen,daßnur dieNationalliberalenals die verant¬
wortliche,ausschlaggebendePartei im Mittelpunktstanden.

-i- *

Regierungund Partei kamensichin derAnerkennung
dieserpolitischenLageentgegen,— dieRegierung,indemsie
vonHaus auseineVerständigungderKonservativenmit den
Nationalliberalenerleichterteund denWünschenderLetzteren
bei ErsterenGeltungverschaffte;die Partei, indemsienach
dementschlossenbekundetenWillenauchihrereigenenWähler
auf die Berathungund BeschlußfassungeinesAusnahme¬
gesetzeseinging. Die Partei hat in diesemgrundsätzlichen
Punkte ein Opfer gebracht. Aber für alle diejenigen,
für welchedie Politik nicht in demBekennenabstrakter
Prinzipienbesteht,war dasOpferunschwerzu rechtfertigen.
Zunächstwar dieLage nachdemNobilingschenAttentat
und den Wahlen verändert.Sodannfiel dasweiteEnt¬
gegenkommenins Gewicht,dasdieRegierungschonbei der
AusarbeitungdesneuenGesetzesdenNationalliberalenbe¬
wiesenhatte, insofernsiesorgfältigbemühtwar, alleMaaß¬
regelndesGesetzesauf ganzbestimmtekonkreteVerhältnisse
zu richten. Endlichaber und nicht zumMindestenwar
zu beachten,daß man inzwischenzur klarenUeberzeugung
gekommenwar, daß eine Verschärfungder gemeinrecht¬
lichenBestimmungeneinehöchstbedenklicheDehnbarkeithaben
müßte,unterderwomöglichallespolitischeundParteileben
schwerenSchadennehmenkönnte.
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Ueberdieswar jetzt in dem GesetzeselbsteineBe¬
schränkungans wenigeJahre vorgesehen,demParlament
alsodasZugeständniseiner frühzeitigenControlsgemacht.

Wie demnächstdas Gesetzans derBerathunghervor¬
ging,zeigtees überalldiedeutlichenSpurenderverbessernden
Thätigkeit,welchedie Nationalliberalenim Sinnemöglichst
wirksamerRechtsgarantieengeübt hatten. Die Entziehung
desAufenthaltsrechtesaneinembestimmtenOrteundderGe¬
werbekonzessionzumWirthschafts-und Preßbetriebwar an
engerbegrenzteVoraussetzungenund an das richterliche
Urtheil gebunden.Das Verbot einer periodischenDruck¬
schrift durfte erst statthaben,wenn seitInkrafttretendes
GesetzeseineeinzelneNummerbereitsals gesetzwidrigver¬
boten war. Die Rekursinstanzwttrde völlig umgeändert,
siemußtezur Hälfte ausMitgliedernder höchstenReichs¬
oder Landesgerichtebestehen,wodurchdieparteiloseAn¬
wendungdesGesetzeswesentlichmehrgesichertwar u. s.w.
Die Regierunggab in allenPunktensoweitnach,daßdas
ZustandekommendesGesetzesnichtgefährdetwar.

Die thatsächlicheBedeutungeinessolchenGesetzesmußte
nun von dergewissenhaftenAnwendungabhängenundder
Reichstaglies;es in der Folgenicht an einersorgfältigen
PrüfungderMaaßregelnfehlen,die in derAusführungdes
Gesetzesergriffenwurden. MußteauchmancheHärtebe¬
dauertwerden,sowar dochkeinAnlaß von prinzipiellso
weittragenderBedeutung,um derRegierungzu bestreiten,
daß sie in gutemGlaubengehandelthabe. Wo die Re-
pressalienüberdie gesetzlicheLinie hitiausgreifenwollten,
leistetederReichstagwirksamenWiderstand.So warendie
ausBerlin ausgewiesenenAbgeordnetenFritzscheundHassel¬
mann im Februar 1879 zumReichstagnachBerlin ge¬
kommenund ein Antrag derRegierungverlangtenun die
Genehmigungzur strafrechtlichenVerfolgungund zur Ver-
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HaftungderbeidenAbgeordnetenauf Grund des§ 28 des
Sozialistengesetzes.DiesenAntrag lehntederReichstagam
19.Februar1879mit großerMehrheit(gegendieStimmen
der beidenkonservativenFraktionen)ab und er hattenach¬
malsdesOefterenAnlaß zu bekunden,daß er in dieser
Wahrungder verfassungsmäßigenRechteund Pflichtendes
Parlamentssichselbsttreu bleibenwolle.

* *

Das Ausnahmegesetzkamam 30. September1890zu
seinemEnde. DieVerlängerungdesselbenauf je 2—3Jahre
hatte stets eineMehrheit gefunden,obwohlspäterhinder
linkeFlügel derNationalliberalenin dieSezessiongegangen
war undnach1884gegenjedeVerlängerungstimmte.Aus
derPraxis hatten sichaber im Laufeder achtzigerJahre
die schwerstenBedenkengegendie Aufrechterhaltungder
Ausweisungs- Befugnis ergeben. Die von den Ausge¬
wiesenenverlassenenPlätzehattenbald gelingihr neues
hetzerischesElementund dieAusgewiesenenverpflanztennur
den Keim der Umsturzbeweguugin Orte, die bis
dahin mindestensvon einer sozialdemokratischenBe¬
wegungso revolutionärenCharaktersverschontgeblieben
waren. In Erwägungdessenwar dienationalliberalePartei
bei derBerathungder letztenNovellevon 1889mit aller
Bestimmtheitgegendie Answeisungsbefugniseingetreten.
Dafür war siebereit, untereinigen,anscheinendauchvon
derRegierungfür annehmbarbefundenenAenderungendas
Gesetzals dauerndesSpezialgesetzzu bewilligen.

Nachdemaber die Ausweisungsbefugnisgegendie
konservativenStimmen gestrichenwar, vereinigtensichdie
Konservativenmit dengrundsätzlichenGegnerndesGesetzes
undbrachtendasselbealsGanzes(mit 169gegen98Stimmen
derNationalliberalenundFreikouservativen)zu Fall.

*
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Am 19. Oktober1878 mar das Sozialistengesetzin
dritter Lesungmit 221 gegen149 Stimmen genehmigt
morden. Die Nationalliberalenwareneinmüthigdafürein¬
getreten,aberes geschahznmletztenMale, daßder Partei¬
verbandin dieserStärkeund festgeschlossensichbehauptete.
Der Reichstagging unmittelbarnachder Verabschiedung
desSozialistengesetzesin die Ferien,um sichauf einenoch
weit schwierigereEntscheidungvorzubereiten,auf die Tarif-
reform,derenVorbereitungenin vollemGangewaren.

Die schärfereAgitationgegendie seit1862stetsherr¬
schendeRichtung eines gemäßigtenFreihandels war
von demAugenblickim Gange,als derReichstagimJahre
1873 denRestvon Eisenschutzzoll,der im Tarif übrig ge¬
bliebenwar, auf denAussterbe-Etatgesetzthatte. Die erste
Krisis in der Eisen-IndustrienachdenGründerjahrentrug
zur VerstärkungjenerBewegungbei. Je näherder Neu¬
jahrstag1877 kam,mit demdieEisenzölleaufhörensollten
destolebhafterwurdendie KundgebungenundVorstellungen
von betheiligter,aber auchvon ernsthaftobjektiverSeite
gegeneinesolcheUeberspannungdesfreihändlerischenPrinzips.
DochderReichstagblieb fest und ging stetsmit großer
MehrheitübersolcheKlagenzur Tagesordnungüber. Ge¬
hörtendochdieKonservativenmit verschwindendenAusnahmen
zur freihändlerischenRichtung.Ja, selbstals dieRegierung
den Versuchmachte,den Fehler der Eisenzollbeseitigung
wiedergut zu machen,und im Frühjahreinen„Retorsions¬
zoll" beantragte,ergab sich dagegennochdie stattliche
Mehrheitvon 211 gegenlll Stimmen. Seitdemsahman
die Tarifreform langsamherankommen.Im persönlichen
GesprächließauchBismarckimHinblickansdenabgelehnten
Retorsionszollverlauten,daßeinedurchgreifendeReformdes
SystemsderMatrikularbeiträgenichtohneRevisiondesZoll¬
tarifs möglichsei.

m i“BW
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UmdieselbeZeithattensichunterVarnbüler'sFührungin
derVereinigungder „Steuer-undWirthschaftsreformer"die
schutzzöllnerischenElementeeineOrganisatiangeschaffen—
nichtpolitischerNatur, dennes gehörtenihr Mitgliederaus
allenParteienan— insofernaberpolitischbedenklicherNatur,
als hier zumerstenMale dieUltramontanenthätigenAn¬
theil nahmen.Herr Windthorstwar es gewißzufrieden:
er sahein Eisenim Feuerliegen, das zu schniiedenunter
Umständen,die leichteintretenkonnten,ihm sehrangenehm
seinmochtei

Und am 19.Oktober1878trat dieseVereinigungauch
auf parlamentarischemGebiet,als „Freie Wirthschaftliche
Vereinigung",obendreinmit derMehrheitsziffervon 204
Mitgliedernhervor!

Der MißerfolgallesBestrebens,dieReichsfinanzreform
als solchezu einemErfolg zu befördern,brachteschließlich
auchdenKanzlerdazu,die Wirthschafts-undFinanzreform
gleichzeitigzu behandeln.Warum sollte das Eine nicht
durchdasAnderemit zu erreichensein? Im „Dezember¬
brief" (15. Dezember1878)gab er demBundesrathseine
Absichtkund.

Das Programmging nun im Bundesrathursprünglich
dahin,demReichstaggesonderteVorlagenüber die Finanz-
zölle(Petroleum,Wein,Kaffee,Thee,Südfrüchte)undüber
die Schutzzöllezu unterbreiten.Betreffs der Ersterenwar
auchans Grund der HeidelbergerFinanzministerkonferenz
einGesetzentwurfschonfertiggestelltundlag Mitte Februar
1879 bereit. Der Reichskanzlerzogeinemöglichstunlös¬
bareVerquickungbeiderAufgabenvor. Er verwies den
GesetzentwurfandieTarifreformkommissiondesBundesrathes,
damitsiebeidesin einsverwebe,sodaßbereitsderBundesrath
in dieLagekommenmußte,dieAngelegenheitals Ganzeszu
erledigen.WährendderOsterferiengelangtedergesammte
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Plan derSteuer-und Wirthschaftsresorman denReichstag:
der neueZolltarif, ein Tabak-,ein Brausteuergesetz.

Für die NationalliberalePartei kamendamit trübe
Wochen.

Die Situation zu Beginn der Berathungwar höchst
unklar. Man hatteschonam 30. März nonHerrnWindt-
horstvernommen,daß er, derFreihändler!— mit seiner
Partei im Punkteder Schutzzöllebereitsei, die Regierung
zu unterstützen.DasCentrumwar entschiedenschutzzöllnerisch
undHerr Windthorstbrachteein OpferderUeberzeugung,
um nichtabseitsvon demWegezu kommen,auf demsein
Diplomatisirenüberhauptnur Erfolg versprach.Als Ein¬
zelnerbedeuteteer nichts; als Führer leider nur zu viel.
Um Führerp bleiben,ergriff er das BannerdesSchutz¬
zolles. Nun hatteer es um so leichter,bei denFinanz¬
zöllendemKanzlerSchwierigkeitenzu bereiten.Das nahm
ihm keinCentrumsgenosseübel. Wenn er die Schutzzölle
um ihrer selbstwillen geltenließ, mochteer für die Be¬
willigungderFinanzzolleeinenbeliebighohenPreisfordern.
Da war ihm dasCentrumgerneguWillen. Mochten
schließlichsogar die Finanzzöllescheitern,wenn nur die
SchutzzölleunterDachkamen.

Die Aufgabeder NationalliberalenPartei war pro¬
grammatischehrlicher,aberschwieriger.Wie dieDingesich
entwickelthatten, mußtevor Allemverhütetwerden,daß
Herr WindthorstznmHerrender Situationwerde. Damit
wäre die konservativ- klerikaleAera unvermeidlichin die
Wegegeleitetgewesen.Ebensowar esein politischesGebot,
die nothwendigeAusgleichungder jetzt hervorgetretenen
schutzzöllnerischenInteressenunter dem gesammtstaatlichen
Interesse,d. h. unterpolitischerEntscheidungherbeizuführen.
Dazuwar freilich ein größtesHindernis auf dem linken
Flügel der Partei selbstcntstaicden,denn dort verneinte
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man jedeAusgleichung,man verlangteein entschiedenes
BekenntnisfreihändlerischerNatur.

In derSachemardaranfestzuhalten,daßdringlicheBe-
dürfnissedesReichesdurchergiebigereFinanzzölleundetwaauch
durch höhere innere Verbrauchs- Abgaben befriedigt,
und daß die Matrikularbeiträgedamit beseitigtwerden
mußten.

Nun unterstandendieMatrikularbeiträgederEinnahme-
bewilligungdes Reichstags.Sollte durchihren Wegfall
das Einnahmebewilligungsrechtan diesemPunktesicher¬
ledigen,somußteesaneineranderenStellewiederhergestellt
werden. DiesekonstitutionelleGarantie ließ sicham be¬
quemstendurcheinige beweglicheFinanzzölleschassen,so
zwar, daßderenBewilligungalljährlichnachderHöhedes
ungedecktenAusgabebedarfserfolgenwürde.

Im Vorstandder Fraktionwar mau einig,auf diesem
Boden zu operirenund, wenneinegetrennteBehandlung
derFinanz- und Schutzzöllenichtzu erreichenwäre, jeden¬
falls zuerstdieFinanzzölleititbdiekonstitutionellenGarantiern
zu erledigen,in derHoffnung,hierfür demKanzlerauch
diePartei geschlossenzurVerfügungstellenzu können.Die
politischenFragenwärendann durchdasZusammenwirken
derbisherigenMehrheitbeantwortet,HerrWindthorstisolirt
gewesen.Bei denSchutzzöllenmochtendie Einzelnensich
nachihrer besonderenAuffassungund ihrenregionalenIn¬
teressenrichten. EineMehrheitfür die Schutzzöllebrauchte
derKanzleram allerwenigstenbeiWindthorstsichzu holen.

Bismarckunterhandeltemit Bennigsenundmit Windt¬
horst, schienabermit beidennichtzumAbschlußgelangen
zu könnenunddie Verhandlungenzogensichinfolgedessen
auchin derReichstagskommissionunerträglichlangehin.

SchließlichmagwohldasdemonstrativeAuftretenLaskers
undForckenbecksbenAusschlaggegebenhaben,daßBismarck
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das Centrumsgebotannahm,unb dann allerdingsrasche
Entscheidtmgenherbeiführte. „BennigsensPosition— las
man späterin einerBetrachtung,,dievielleichtderNieder¬
schlagder ErwägungendesKanzlerswar — ist nicht so
stark, wie sie in der Pressedargestelltwird. Der
Kanzler hat 118 Konservativealler Gattungen zur
Verfügung. Zur Mehrheitaberbrauchter nochweitere81
Abgeordnete.Unter den Elsässernintd Wilden findet er
höchstens11 Stimmen; 70 StimmenalsomußBennigsen
aus denReihenderNationalliberalettfür Finanzzölleunb
für hoheTabaksteuermit Nachsteuerstellen.DieseStiinmen
hat Bennigsennichtzttr Verfügung!"

Wer Laskeram 2. Mai sogeflissentlichseinenGegen¬
satzztt Bennigsenim Reichstagaussprechenhörte imb
ForckenbecksAppell vom 17. Mai an die „großeliberale
Partei" zumKampfegegendieWirthschaftspolitiküberhaupt
in Erinnerunghatte, mag in der That zit deinZweifel
gelangt sein, ob Bennigsenschließlichdie 70 Stimmen
würde stellenkönnen. Genug,Herr Windthorsthattedas
Heft in dieHandbekommen,er nahmdenganzenZolltarif
unbesehenan, da seinepolitischenForderungengenehmigt
waren:AufrechterhaltungderMatrikularbeiträge,Ueberweisung
desüber 130 Millionen hinausreichendenErtragsderZölle
und der Tabakssteueran die Einzelstaateit.Mit anderen
Worten: die finanzielleSelbstständigkeitdesReichesivar
vereitelt. DasjenigeZiel, das dergemeinsameAusgangs¬
punkt aller Bestrebungender nationalenParteienund des
Kanzlersselbstgewesen,war weiterdennje in die Ferne
gerücktund dieMitherrschaftdesCentruuisin Reichssachen
dafürvon Stundean begründet.

Und dochwurde dieserAusgangder Dinge von
Männern, die anderthalbJahrzehntemit Bismarckund
BennigsenzusammenGroßesgeschaffenhatten, gleichsam
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als Erlösung,als Befreiungvvn schwerdrückendenVer¬
pflichtungenbegrüßt—!

EinepartikularistischeKlausel,wie siedasCentrumdem
Zolltarif anheftete,konntefür keinMitglied dernational-
liberalenPartei annehmbarerscheinen.In dieserNegation
allerdings fand man sichnochmalsauf EinemBodenzu¬
sammen,währendsichbei der Schlußabstimmungüberdas
ganzeGesetz15MitgliedervonderFraktiontrennten. Das
Tarifgesetzim Ganzenwurdevon derultramontan-konser¬
vativenMehrheitund diesen15 Nationalliberalenmit 217
gegen117 Stimmen am 12. Juli 1879beschlossen.Die
erwähnten 15 Parteigenossen,Schauß,Volk, Holder,
Treitschkeu. Gen. schiedennocham nämlichenTageaus
derFraktion. DieArt undWeise,wie siein denFraktions¬
sitzungenvon Laskerund Genossenwährendder letzten
Wochenhöhnischilnd schroffsichbehandeltsahen,mußtesie
allerdingszu derErklärungberechtigen,daßsieeinengeeig¬
netenBodenfür gemeinsameThätigkeitnichtmehrzuerkennen
vermochten.BennigsenaberundseinenäherenFreundehatten
durchausnichtdieAbsicht,dieschutzzöllnerischeGruppeabzu¬
stoßen.Dieselbehattegetreulichmit derFraktiongegendie
Franckenstein'scheKlauselgestimmtundeslagkeinGrundvor,
einenbesonderenAkt der Unduldsamkeitgegenüberdiesen
süddeutschenFreundenauszuüben,weil sie schließlichdas
GesetzimGanzenum seinesschutzzöllnerischenInhalts willen
acceptirenwollten;diepartikularistischeBeigabehattenja sie
nichtzu verantworten.

Volkmochteaberwohl befürchten,daßnichtBennigsen
dieOberhandbehaltenkönne,sonderndaßLasker,Forckenbeck
undGenossendasHeft jetzterstrechtan sichreißenwürden.
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Dann war ja freilicheinZusammenbleibennichtmehrdenk¬
bar. Und da nun Völk auchaus derRedeBennigsensvom
9. Juli eine gewisseSchärfegegendie schutzzöllnerische
Gruppein derPartei empfundenhabenwollte,unterzoger
am 10. Juli in derFraktiondieseRedeeinerKritik, die
zu stürmischenAuftritten führte. Völk solltezu eineraus¬
drücklichenEntschuldigungveranlaßtwerden,die er ver¬
weigerte.DieFraktionbeschloßdemnächstmit 45 gegen35
Stimmendas „BedauernderFraktion"überdasAuftreten
Völksausznsprechenund die Antwort daraufwar dieAus¬
trittserklärungdernachmaligenGruppeSchauß-Völk.

DasfreundlicheVerhältniszudieserGruppe,dieja politisch
mit denNationalliberalensichvollkommeneins wußte,blieb
dauerndaufrechterhalten;und nachdemdie Sezessionim
Jahre 1884 im Deutschfreisinnaufgegangenwar, kehrten
diewenigenMitgliederderGruppeSchauß-Völk,diespäter
wiedergewähltwurden,zumnationalliberalenFraktionsver¬
bandzurück.

X **

Der Kampfum die wirthschaftlichenInteressenund
Doktrinenzersetzteleiderauchnochmehrals die Partei, er
zersetzteim Laufedernächstenzwölf Jahre vor allem die
Kraft und denEinflußdesliberalenBürgerthumsin Stadt
imd Land; er trug Verwirrung in sonstsichereliberale
Wahlkreiseund hatte nirgends einen anderenErfolg,
als daßdie ReaktionärederRechtenund vomCentrumsich
unter bemVorwand einer wirksamenInteressenvertretung
namentlichdesBauernstandesausbreitetenund befestigten.
Namentlich— und das ist mit dasbeklagenswertheste—
hatunsdieserKampfdenSüdenzeitweisewiederentfremdetund
die liberaleReichsideedort erheblichgeschwächt.Undwas
war schließlichdas Ergebnis?! Die süddeutschenNational-
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liberalen hat man unr ihres gemäßigt- schutzzöllnerischen
Bekenntnisseswillen in Achtrnld Bann gethan. Erzschutz¬
zöllnerischePartikularistenklerikalenBekenntnissessindda¬
für hochgekommenund diebesten,weil stetsammeistenum¬
strittenenWahlkreiseim Süden sind den Ultramontanen
oder großdeutschenDemokratenund denSozialdemokraten
in die Händegefallen. Lichtenfels,Kempten,Stuttgart,
Cannstadt,Heilbronn,Reutlingen,Hall, Crailsheim,Walds¬
hut, Breiten, NürnbergundOffenbachgingen 1881 dem
reichstreuenLiberalismusverloren. Gewonnenwurdedem¬
selbenauchnicht ein einzigesMandat, außerMainz, wo
bei jederWahl em andererKanditat in derStichwahlzu
siegenpflegte. Als Freihandelsparteihatderfortgeschrittene
Liberalismusim Südenheutesowenig,wie je zuvor festen
Fuß gefaßt.

Trotzdemhabenauchdie achtzigerJahre demLibera-
li smus,obwohler in bedeutungsloseStellungherabgedrückt
war, manchesZugeständnismitgebracht— Dank demAn¬
sehen,das dienationalliberalePartei für denLiberalismus
in dieseZeit herübergerettethat, DankderEinsichtund der
Autorität ihrer Führerund Dank derUnbefangenheitihres
weiterenSchaffensauchunter verdrießlicherenVerhältnissen.

* *
*

Wie derZolltarif, dessenPositionenim Jahre 1885
und 1887 theilweisenicht unerheblicherhöht wurden,in
finanziellerHinsichtseineSchuldigkeitgethanhat, magfol¬
gendeUebersichtzeigen. Wir scheidenwiederinndenReichs¬
invalidenfondund auchdie zwischenReichundEinzelstaaten
nur gewechseltenBeträgeaus,um dieSteigerungdereigent¬
lichenReichsausgabenklarer hervortretengu lassen.Nur
was die EinzelstaatennachAbzugderUeberweisungenthat-
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sächlichan dasReichzu zahlenhattenodervomReichmehr
erhielten,als durchdieMatriknlarbeiträgewiedereingefordert
wurde, sei hierunter beziffert. Demnachbetrugenin
Millionen Mark:

Eigentliche Effektiv-Beitragder Effektiv-Bezügeder
Reichsausgaben: Einzclstaatcndazu: Einzclstaatendaraus:

1879/80 376,0 81 —
188081 401,4 43,4 —

1881/82 431,5 35,3 —
1882,83 432,8 20,3 —

1883/84 432,7 7,2 —
188485 458,6 — 31,4
1885/86 451,2 6,6 —

188687 461,0 2,2 —

1887/88 493,7 10,6 —

18-8/89 505,1 — 58,4
1889/90 556,9 — 117,1
1890/91 663,3 — 66,5
1891/92 673,5*) — 55,5
1892/93 685,9*) — 30,7*)

Die beidenNovellenzumZolltarif von1885und1887
warenin derHauptsacheebenfallsvonder konservativ-kleri¬
kalenMehrheit durchgesetztworden. Der Erhöhungder
Getreidezölleauf 3 Mark hattendie süddeutschenNational-
liberalen,23 an derZahl, zugestimmt,während20 andere
Mitglieder derPartei dagegenstimmten. Die Annahme
der Erhöhungerfolgtejedochmit 199gegen105Stimmen,
sodaßaucheingeschlossenesAuftretenderNationalliberalen
in derOppositionvergeblichgewesenwäre.

Gegendie Erhöhungauf 5 Mark (1887)stimmten69
von denanwesenden91 MitgliedernderFraktion,und nur
22 dafür. Die Annahmeerfolgtemit 226 gegen125 St.,
so daß auchhier die 22 Nationalliberalen,die mit der
Mehrheitgingen,einanderesErgebnisderAbstimmungdurch
ihrenAnschlußandieMinderheitnichthättenbewirkenkönnen.

XH

*) NachdemVoranschlag.
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8. Die innere Lage in Preußen.

NachdemRücktrittdesGrafenFritz Eulenburgwar es
Friedenthalund demGrafenBothozuEulenburgebennoch
gelungen,in Verständigungmit denKonservativendie Ver¬
waltungsreformin ihren oberenTheilenauszubauen.Die
Städte-Ordnungjedochscheitertean dembeharrlichenWider¬
standdesHerrenhausesund dieLandgemeinde-Ordnungauch
nur vorzubereiten,warnichtmehrdieZeit geblieben.Sobald
demnächst(1881) Herr von Puttkamerdas Ressortdes
Innerenübernahm,ruhtejedwederschöpferischeGedankeauf
dem Gebieteder Verwaltung. Seine Amtsführungwar
intensivnur von der Sorge in Anspruchgenommen,die
politischeVerwaltungbei denReichstags-und Landtags¬
wahlen für die jeweiligeRegierungspolitikdienstbarzu
machen.Die nationalliberalePartei hat oft genugden
Anlaßgehabt,das„SystemPuttkamer"als eineSchädigung
nichtnur der innerenpreußischenEntwickelungzu beklagen,
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sondernauchals eineBenachtheiligungdesVertrauens,dein
die Reichspolitikbis dahin im Südenund in Mitteldeutsch¬
land begegnetwar.

DieverändertenBeziehungenderRegierungzumCentrum-
wiezumVatikanerforderteudeuRücktrittFalks (Juli 1879).
An dessenStelle trat bis Mitte März 1881 zuerstHerr
von Putikamer,der sofortin Elbing an einemEinzelfalle
erkennbarmachte,daß er demSimultanschulsystemgrund¬
sätzlichwiderstrebe,und demnächstdas ersteAbbruchsgesetz
(Novellezu denMaigesetzen)an benLandtagbrachte.

Die EntwickelungderKirchenpolitikseit 1879ist auch
heutenochnichthinreichendklar zuübersehen.Diemeisten
Fädenderselbenverlierensichin denverschlungenenWegen
der Diplomatie. DerKanzlerhatte1878mit demNuntius
DiasellaeineBegegnungin Kissingenund ließ dann,meist
durchVermittlungder deutschenBotschaftin Wien unddes
dortigenNuntiusGalimbertidie angeknüpftendiplomatischen
BeziehungenzurKurie weiterhinpflegen. Gelegentlichgab
er auchsolcheSchriftstücke,die einebestimmteEtappedes
zurückgelegtenWegeswohl erkennenließen,an dieOeffeut-
lichkeit. Vom Parlamentverlangteer für daspreußische
Staatsministeriunrzunächstein reichlichesDiaaß von Voll¬
machten,um wesentlicheBestimmungenderMaigesetzean¬
wendenoderaußerKraft setzenzu können. Er wollte,wie
er sichselbstausdrückte,pari passnmit derKurie auf dem
WegederZugeständnissevorwärts gehen.Jedenfallswar
er geneigt,seinerseitsdenerstenSchrittzu thun, um die in
ihrer AllgemeinheitmildereRichtung,die mit LeoXIII.
(1878)zurOberhandgelangtwar und in Wortensichauch
geäußerthatte, mit einer wirklichenThat ebenfallszu
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Thatenzubefördern.DaßdieAbsichtgleichzeitigdahinging,
die Centrumparteiaus ihrer geschlossenen,demReichsinter¬
essewiderstrebendenStellungherausauf das Blachfeldzu
bringen,ergabsichaus mehrfachennachRom gerichteten
Beschwerdenüberdie fortdarrerndunzugänglicheHaltrurgder
Partei.

Die nationalliberalePartei hatte im Frühjahr 1880
dieVerantwortungdafür zu trogen, ob demKanzlerder
ersteSchritt auf diesemWegeermöglichtoder verwehrt
werdensollte. Die nachmaligenSezessionistenwiderstrebten
mit aller Entschiedenheit.Bennigsenwar mit derMehrheit
derLandtagsfractiondarineinig,daßdiePuttkamer'scheVor¬
lageVollmachtenweit über das nöthige,auchweit über
das zulässigeMaaß hinausforderte. Was zur dauernden
OrdnungdesKirchenstaatsrechtsin denMaigesetzenenthalten
war, konntenichtpreisgegebenwerden. Die Zugeständnisse
durftensichüberhauptnur auf demGebietederjenigenBe¬
stimmungenbewegen,die von vornhereindafür gegolten
halten,späterals Kompensationsobjektzu dienen.

So wttrdeunterBennigsensentscheidenderMitwirkung
dasMaaß der Vollmachtendahin eingeschränkt,daß die
RegierungdeutNothstandin derSeelsorgezunächsteinmal
abhelfenkonnte,und zwar wurdedie DauerdieserVoll¬
machtenzeitlichbegrenzt,sie solltenEnde1881erlöschen.
DemgemäßwurdedieVorlagebeschlossen;nun kames da¬
rauf an, was tnan im Vatikatlals Gegenleistungbieten
würde.

Bis dieRegierung1882 mit demzweitenAbbruchs-
gesetzan denLandtagkam,tvar eilt greifbaresZugeständnis
nirgendszit vermerken,wohl aberein lebhaftesVerlangen
derKurie nachweiterenund immer weiterenZugeständ¬
nissen.In etivasnebelhafterFernezeigteRomdieMöglich¬
keit eineswirklichenFriedens. Bon da ab verzichtetedie
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nationalliberalePartei auf jedeweitereMitwirkung. Der
Abbruchder Maigesetzevollzog sich fortan unter Ver-
antwortungdes Centrumsund der Konservativen.Im
Jahre 1886war dieMittlerschaftzwischenBerlin und dein
Vatikan aus den FürstbischofKopp von Breslau überge¬
gangen. Unter dessenFührung wurdendie Kompromisse
zwischenderRegierungundderparlamentarischenVertretung
des Ultramontanismuszuerst im Herrenhausgeschlossen.
Mit demScheineder Unzufriedenheitdarüberfolgte die
Centrumsparteiim Abgeordnetenhause.Das sichtbareEr¬
gebnis der Preisgabedes ganzenkirchenpolitischenGesetz¬
gebungswerkesvon 1872bis 1877 ist ein, jederzeitwider-
ruflichesZugeständnisderKurie betreffsderAnzeigepflicht
und eineAnerkennung,das;dieOpferdesStaatesinsge¬
sammtdenWerth als Zugangsweg(aditus) zumFrieden
beanspruchendürften.

Die nationaltiberalePartei hat im Herbst1888 in
ihrempreußischenWahl-Programmmit Bezughieraufaus¬
gesprochen:

„Die zurWiederherstellungeinesfriedlichenVerhältnissesmit
der römischenKirchevomStaategemachtenZugeständnisiehabenuns
schwereBedenkeneingeflößt.DieseBedenkenmüssenjedochgegenwärtig
zurücktreten,wennjeneGesetzesichals geeigneterweisen,denmichvon
uns dringenderwünschtenFriedenzwischenStaat undKirchedauernd
zuerhalten."—

Siehataberausdrücklichsichdagegenverwahrt,daßetwa
„der«Streitzu demZweckefortgesetztwird, umweiteremit derStel¬
lung desStaatesgegenüberdenKonfessionenunvercinbarlichcZuge¬
ständnissezu erreichen."

Nanientlicherklärtesie,daß
„alledirektenundindirektenVersuche,derpreußischenVolksschuleihren
Charakterals einerstaatlichenVeranstaltungzunehmen",

mit größterEntschiedenheitzu verwerfenseinwürden.

s
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Inzwischenhatsichnichtnurergeben,daßdie„Friedens"-
nnd Abbruchsgesetzeder achtzigerJahre nicht geeignet
innren, ihrenZweckzu erfüllen,— Herr Windthorsttrat
ja sogleichnach1888mit demJesuiten-Antragim Reichs¬
tag und demSchulantragimLandtaghervor,— eshat sich
leider auchin derevangelischenKircheeineBewegunger¬
hoben,die unterdemBegehrnach„größererSelbstständig¬
keit" nichts weiter bezweckt,als den Papismus in der
evangelischenKircheebenfallseinzurichten.Das Jahr 1892
brachtesogareinendirektenVersuch,die Staatshoheitüber
die Volksschulein ein CondomininmdesStaatesund der
Kirche,daswill sagen,der jeweilsherrschendenRichtungin
derKircheüberzuleiten.Neuestens(Mai 1892)erhebtdas
Centrumsogaraufs NeuedasVerlangen,daßDeutschland
mithelfe, die weltlicheMacht desPapstesim Kirchenstaat
wiederherzustellen.—

Dagegenwar dienationalliberalePartei in derLage,
denMinister von Goßlerin seinenBemühungenum die
VerbesserungdesVolksschulwesens,sowiederLehrerundGeist¬
lichennachdermateriellenSeitehin zuunterstützen,obwohl
sie beharrlichdabei betonte,daß an Stelle derAushilfs¬
gesetzeund Etatvermerkehier überalleineorganischeNeu-
Ordinlnggebotensei. Da indessenein Schuldotationsgesetz
nicht zu erreichenmar, standsienichtan, wenigstensdie
llnterstützungderGemeindeildurchdasVolksschullastengesetz
(Zuwendungvon 26 Millionen)behufsvölligerBeseitigung
desVolksschulgeldes,die Fixirung derMindestbezügeder
Lehrer,die erhöhteZuwendungan dieGeistlichenbeider
Bekenntnisseu. s.w. mitzubeschließen.—

Ein Schulgesetz,welchesvon GoßlerhuHerbst1890
an denLandtagbrachte,ivurdevon derPartei als Grund¬
lage einer Verständigunganerkannt. Die Kommissions¬
berathungendarüber waren im Einvernehmenzivischen
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Nationalliberalenund Konservativenzu Endegediehenund
verspracheneinegedeihlicheErledigungdesEntwurfs. In¬
dessenzog sichvon Goßlerim Frühjahr 1891vomAmte
zurückundseinNachfolgerGrafvonZedlitz-Trützschlerdebntirte
miteinemGesetzentwurf,dergeradeimGegentheildieMittel¬
parteienin dieOppositionführte undnur als Grundlage
einerVerständigungzwischenHochkirchlich-Konservätivenund
Ultramontanengeltenkonnte DasSchicksaldiesesEntwurfs
ist inzwischenbesiegeltund derhierüberentstandeneKampf
nochin frischer,stolzerErinnerungunsererParteigenossen.—

Die finanzielleReformarbeitin Preußenhattemit dem
Eintritt Hobrechtsin dasMinisterium(März 1878) einen
gutenAnfanggenommen.EineUebereinstimmungzwischen
RegierungundVolksvertretungüberdie konstitutionelleVor¬
aussetzungeinerSteuerreformwar bereits erzielt. Doch
sollteHobrechtselbstnichtmehrin dieLagekommen,dievom
ReichherüberfließendenMittel ihrennützlichstenVerwendungs-
zweckenzuzuführen.NachdemdieTarifreformim Reicheden
UltramontanismuszumHerrenderSituation gemachthatte,
schiedHobrechtausdemAmte. SeineNachfolger,Bitter und
von Scholz,vermochteneineorganischeSteuerreformnicht
zu schaffen.Die von Bitter vorgelegten„Verwendungs¬
gesetze"scheitertenan dem entschiedenenWiderspruchder
liberalenParteienund derFreikonservativen,seineSteuer¬
erlassewaren eine mechanische,keine organischeArbeit;
und was Bitter und v. Scholzin Ausführungvon Ideen
desKanzlersan Steuer-Reform-Vorschlägennachundnach
an dieVolksvertretungbrachten,hattebei keinerParteiauch
nur bescheidenenErfolg. Im Jahre 1885verabschiedeteder
LandtagdasGesetzüberdieBefreiungderbeidenuntersten
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Steuerklassenund die ErmäßigungderStellerstufenbis gu
4200M. Einkommen.Aberdie von denNationalliberälen
beharrlichgeforderteUnterscheidungdesfundirtenundun-
fundirtenEinkommenwar daulit sowenigerreicht,wie die
GewähreinerrichtigenErfassungdeswirklichvorhandenen
Einkommens.GegenEnde der Sessionvon 1885 war
zwischendenNationalliberalenunb Freikonservativeneine
Verständigungerzielt worden,den nächstenReformversuch
vomParlament ailsgehenzu lassen NachdenLandtags-
wahlßnvon 1885llnterbliebdie Ausführung,da dieKon¬
servativensichschwierigzeigten. Die Landtagswählenvon
1688schufenendlicheineSituation, die deinReformwerk
volle Gunst nlitzubriilgen schien.Eiil Entwurf, beu
von Scholzzu Osteril 1889 einbringensollte,war abel-
ganzplötzlichwiederverschwunden.ErstnachdemEintritt
Miguels in das Finanzministerillm(1890) beganneine
wirklicheititb'erfolgreicheReformarbeit.— —

Den Versuch,eine EntlastuilgderGemeindenbares)
Ueberweisungder schwankendenEinnahmenausdemAntheil
Preußellsan dem Ertrag der landwirthschaftlichenZölle
herbeizuführen,(LexHuene1885)hat diePartei als einen,
geradezuunglücklicheilSchritt mit Entschiedenheitzu ver¬
hinderngesucht.Dafür hatte sie dieUeberweisungeines
TheilesderGruild- und Gebälldesteuer(AntragEnneccerus)
verlangt,— leidervergeblich.Es zeigtsichheute,wie sehr
derwillkürlichgegriffeneVertheilungsmaaßstabderLexHucne
lind die auf Grlmd derselbeneingerissenenVerhältnissefür
eiileKommunalstellerreformerschwerendim Wegestehen.

*
*

*

Nur auf EinemGebietebot sichmichunterbenuner¬
freulichenVerhältnissenamAusgangder siebzigerJahredie
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Gelegenheitzu großemSchaffen.NachdemMaybachim
März 1878Handelsministergeworden,begannPreußendie
VerstaatlichungseinerEisenbahnenim Lande. Das Neichs-
eisenbahnprojektwar aussichtslos,es kamdarausan, auf
Grund eines Staatseisenbahnsystemsdie Wirkungenzu
erzielen,diemit ersteremProjekthauptsächlichbezwecktwaren:
EinheitlichkeitdesBetriebs-undTarifwesens,Unterdrückung
EntwicklungderungesundenKonkurrenzjagd,desBahnnetzes
unter dem allgemein-staatlichenGesichtspunkt,insbesondere
alsoErschließungnicht nur derwirthschaftlichfruchtbaren,
sondernauchderwirthschaftlichzu befruchtendenLandstriche
u. s. w. Hier hat die nationalliberaleParteiderRegierung
dieMitwirkungnichtversagt,nachdemüberdieerforderlichen
Garantieenkonstitutionellerund finanziellerNatur ein Ein¬
vernehmenerzielt war. Die Partei hat stetsdaraufge¬
drungen,daßderStaat als sogroßerBetriebsunternehmer
nicht unter fiskalischen,sondernnur unterwirthschaftlich-
gemeinnützigenGesichtspunktenverwaltendürfe,insbesondere
auchals ArbeitgeberseinebesonderesozialpolitischeAufgabe
allenanderenvoranerfüllenmüsse.Die Verstaatlichungist
nunmehrhinsichtlichderHauptbahnenfastvölligdurchgeführt,
Das NetzderNebenbahnenist in bedeutendemUmfangent¬
wickelt. DieBahnendritterOrdnungebenfallsunterStaat¬
betriebzu nehmenund §u entwickeln,ist von keinemöffent¬
lichenInteressedringendgeboten.Der Staat überläßtdies
billig der Privatthätigkeitund hat dennauchneuestensnur
die RechtsverhältnissesolcherBahnengeregelt.

Von demUmfangderVerstaatlichung,dernachfolgenden
Bauthätigkeitund denWirkungendes Staatsbähnsystems
magfolgendeUebersichtZeugnisablegen:
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Es beziffernsichfür Preußen:
I. April 1870 1 April 1892

dieKiloineterzahlder
Privat-, ....

derStaatseisenbahnen
dasAnlage-Kapital.
das Betriebsergebnis
pro Kilometer. .

dieEisenbahnkapitals¬
schuld ....

der Brutto-Betriebs-
Ueberschußfür das
abgelaufeneJahr

dcsgl. der Nctto-
Ueberschuß*). .

13.282 2200 km.
5.255 25,343km.
1,5 6,5 MilliardenM.

30.000 36.555M.

743 Millionen 5,2 MilliardenM.

56,5 316 MillionenM.

23.3 60 MillionenM.
Hierzu mag indessenbemerktwerden,daßgeradedas

Jahr 1891/92untereinerbesonderenUngunstderBetriebs-
Ledürfnissezu leidenhatte. Die für Staatszweckeverfüg¬
barenRein- Ueberschüssein denvorausgegangenenJahren
beliefensichstetsauf mehrals hundertMillionen.

* NachAbzugder VerzinsungderEisenbahnkapitalsschuldund
bezw.sür 1892nachAbzugderAmortisationsquotevon7* %.
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9. Die achtzigerJahre.

Kanzler unb Parlamentverleugnetennicht die Ab¬
spannung,welcheam EndeeinesJahrzehntsmit soviel
Mühen und Sorgen wohl zu begreifenwar. Als ob cs
eines sichtbarenZeichensdafür nochbedurfthätte, erschien
zweiTage nachder ErledigungdesZolltarifs im Bundes¬
rath ein Antrag Preußens,die zweijährigenEtatsperioden
einzuführen.

In der langenReihevon Kämpfen,durchdie sichdie
jüngstevon den „Mächten" des staatlichenLebensihre
Bedeutungund ihr Ansehenallmälig erringenmußte,ist
derKampfuin diesezweijährigenEtatsperiodenderentschei¬
dende,ja in gewisserBeziehungauchvon abschließenderBe¬
deutunggewesen.

DiesesRingenmn das eigeneAnsehenfüllt manchen
AbschnittdesNorddeutschenReichstags.Tann beginntes
von Neuem,als währendder Session1874/75 derAb¬
geordneteMajunkezur Verbüßungeinergegenihn erkann¬
tenStrafe zur Haft gebrachtwurde. Mit jugendlichstür¬
mischemEifer war damals als neiles Privileg für die
Mitglieder desParlamentsverlangtworden,daßdie Ver¬
haftung eines Abgeordnetenwährendder Tagung des
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Parlamentsausgeschlossenseinsollte. Die Forderungschoß
über das Ziel hinaus. In dem bereits erwähntenFall
HasselmannundFritzsche(S. 115 ff.) konntederReichstag
seineAuffassunggegenüberderRegierungmit Erfolg ver¬
treten. Eine schärfereTonart gegendasParlamentund
dessenGeltung kehrte der Gesetzentwurfhervor, der
die StrafgewaltdesReichstagsüber seineMitgliederans
neueGrundlagestellenwollte. DieVerhandlungendarüber
waren gleichsamdas begleitendeMotiv zu denTarifver¬
handlungen.Der Reichstagsolltedieihmverfassungsmäßig
zustehendeBefugnis, seineDisciplin selbst zu regeln,
aus denHändengebenund sichdurchGesetzeineander-
weit geregelteStrafgewalt ansnöthigenlassen;er lehnte
dieVorlageab undbeauftragtenur seineGeschäftsordnungs-
kommission,zu prüfen,ob etwaein thatsächlicherMißbrauch
derRedefreiheitstattgefundenhabe,gegendenweitere,vom
Reichstagselbstzu ergreifendeMaßregelnangezeigtwären.

Hier überall standdie nationalliberalePartei voran
in derReihederjenigen,welchemühsamerrungenesRechtauch
energischzu vertheidigengedachten.Ganz besonders
gilt diesvon demAugenblickan, da dieRegierungmit den
zweijährigenEtats unzweifelhaftdasParlamentin feinem
wichtigstenRechteder allgemeinenKontrole,wie speziellin
seinemBudgetrechtbeeinträchtigenwollte. Die Fraktionwar
von vornhereineinig,diesesVerlangenrundwegabzulehnen;
sie hat daran auch festgehaltengegenübervereinzelten
Stimmen,die damalsaus demSüdenkamenund diealler¬
dingsderMeinungwaren, „es werdezuviel im Reichstag
geredet". Die aufwallendeErregungim Südenwar ja be¬
greiflich. Als nian dort voll Begeisterungins Reichherein
getretenwar, hattemansichein Idealbild vomReichspar¬
lamentvorschwebenlassen,bemwahrscheinlichdie Wirklich¬
keitunterkeinenUmständenhätteentsprechenkönnen.Eine
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gewisseErnüchterungmußteso wie soerfolgen. Nun traf
mit ihr zusammender auchsonst in nationalenKreisen
empfundeneUnmuts)übereinenseitJahrcnüberauserschwerten
Geschäftsgangim Parlament. Aber auchdiesevorüber¬
gehende„EbbederReichsfluth"durftedenLiberalismusdort,
wo er dieZukunftmit zu bedenken,woerverantwortlichzu
wirken hatte, nicht in seinenEntschließungenbeeinflussen.
Das Parlament als solchesmußtein seinem.Ansehenund
im UmfangseinerRechtegeschütztwerden. Und derSüden
war bald wiederdesselbenSinnes.

BeiderrückschauendenBetrachtung,dieam23.März>884
inHeidelbergvondenmaaßgebendenVertreterndernational¬
liberalenPartei desSüdensmit angestelltwurde,fand die
entschlosseneHaltungderFraktionin diesenrKampfeum das
Rechtder Volksvertretungin durchschlagenderWeiseihre
Bestätigung.„In denMittelstaatenmag die zweijährige
Etatsperiodeausreichen,ein großerStaat jedochläßt sich
ohne jährlicheKontrole der gesammtenStaatswirthschaft
durchdie Volksvertretungnicht regieren,geschweigedenn
derDeutscheBundesstaat".Mit diesemWorteKiefersivar
nachträglichder FraktioneinekräftigeAnerkennungzuTheil
geworden;insbesondereder bedeutsamenRedeBennigsens
vout 15.Juni 1882, in welcherderFührermit demTabaks¬
monopolanet)alle unberechtigtenAngriffeatif dieVerfassung
ernstund sachlichzurückgewiesenhatte.

* **
SogleichdieersteVorlagebetreffsderzweijährigenEtats¬

periodenim Frühjahr 1880war mit ruhigerEntschiedenheit
auchvomrechtenFlügelderParteiabgelehntworden.Hierin
alsohattedieEinigkeitderParteialseinerzielbewußtliberalen
Parteifürjedermannaugenfälligsichbekundet.Auchdemdrohen¬
denMonopolgegenüberkonnteeineeinmüthige,grtindsätzlich



säs)138SL-. eiy.ü

ablehnendeHaltungderParteiimVorausmitallerBestimmtheit
festgestelltwerden.UnddennochmarderRißin derParteiselbst
nichtmehrzubeseitigen.DieScheidungmußtekommen,obeinige
Wochen,einigeMonatefrüheroderspäter,warvonnebensäch¬
licherBedeutung.

Eine unmittelbareVeranlassungdazuwar auchim
Septennatsgesetzvon 1880nichtzu erkennen.Hattedoch
RickertdasselbegegenRichterwie gegenBambergermit
erfrischenderBeredsamkeitvertheidigt.Nein — die Ver¬
anlassungdazuwar, daßderlinkeFlügelesmüdegeworden
war, die im Programmundin derVergangenheitderPartei
enthalteneVerpflichtungzrr positiven:Schaffenjetzt noch
längerzu erfüllen. Das Bedürfnis,einmalauf demWege
der oppositionellenTaktikes zu versuchen,lag sozusagenin
der Luft. Vielleicht ließen damit größereErfolge sich
erzielen.Jedenfallsgewährtees größerepersönlicheBefrie¬
digung, einseitigparlamentarischeMachtprobenzu veran¬
staltenund dabeimehrim Vordergrundzustehen,als esbei
steterRücksichtnahmeauf dasErreichendessen,was ebener¬
reichbarwar, sichjetztund künftigimVerbanddernational¬
liberalenPartei erwartenließ.

Am 28. Augusterließen28 MitgliederderFraktion
unter Führung von Bamberger,Rickertund Stauffenberg
die Absage-Erklärungund tratenals „LiberaleVereinigung"
links abseitsvon derNationalliberalenPartei. In diesem
AugenblickhattemandenAusbruchderKrisisnichterwartet.
Bennigsenwar zur Erholung tu der Schweiz,eineVer¬
ständigungmit ihm war dadurchsehrerschwert.Die Ge¬
schäftsleitungderPartei hatte zuletztin Rickert'sHänden
gelegen.Also auchan der centralenStellemußtefür den
erstenAugenblickeine Verwirrung entstehen.Die leider
unausbleiblicheFolgewar, daßderEinflußderSezessionisten
imLande,namentlichin denWahlkreisenderAusscheidenden,



der alleinmaaßgebendewar. Es fragt sichsehr,obanders
die Sezessioneinen solchenUmfangangenommen,ob sie
sichnichtansdie kleineZahl vonPersonenbeschränkthätte,
denenebendie Atmosphärein der Partei unausstehlich
gcwordettwar. Ans demRückwegnachHannoverergriff
Bennigsendie Gelegenheitzu persönlicherAussprachemit
Gesinnungsgenossen,auf derenUebertrittdie Sezessionisten
sichernochgerechnethatten. Dort fand denn auchdie
sezessionistischeBewegungihre Schrankenund Grenzen.

Im Allgemeinenwar ja freilich die innereLageim
Reicheund auchin Preußendarnachangethan,den„Zug
nachlinks" zu begünstigen.Die Reichsregierunghatteeine
Aktion eröffnet, um jetzt, nachder Tarisrevision,den
Eintritt vonHamburgund Bremen in denZollvereinzu
erzwingenundmanhörtelauteKlagenüberdie hierbeizur
Anwendung gelangtenMittel, die über das Maaß
eines „sanften Druckes" hinauszugehenschienen.Den
preußischenLandtagbeschäftigtedie ersteVorlagezumAb¬
bruchderMaigesetze,die denndochals eineüberreichliche
Gegenleistungfür die Centruins-Stimmenbeim Zolltarif
erkanntwerdendurfte. Der Winter 1880/81brachteim
ReichneueSteuervorlagen(Wehrsteuer,Brausteueru. s. w.),
überdie eineVerständigungmit irgendeinerMehrheitvor¬
hernichtgesuchtundnachhernichtzufindenwar. Die Vor¬
lagebetreffsderzweijährigenEtatsverschärftedenGegensatz,
und dasTabakmonopolstandbevor. Im Volkswirthschafts¬
rath schiendemParlamentein Nebenbuhlerzu erstehen,—
wahrlich,reichlicherenStoff zu einer,ins Radikalehinüber¬
drängendenAgitationkonntemansichkaumwünschen.Unter
solchenUmständenließ sichdasErgebnisderHerbstwahlen
von 1881leichtvorhersehen.



140 EsjK
E

Sofort nachseinerRückkehraus demSüdenerschien
Bennigsenzu einemprovinzialenParteitaginHannover,um
dersczessionistischenBewegungauchöffentlichentgegenzutreten.
Bei allerSchärfederKritik überdenunbefriedigendenGang
der Ereignisseundungeachtetdessen,was ihm persönlichin
derFraktionvondenjetztAusgeschiedenenwiderfahrenwar,
bewahrteerdievornehmeRuhenachbeidenSeitenhin. Da¬
ran freilichhielt er mit Treuefest,daßdienationalliberale
Partei niemals sichzur BefriedigungpersönlicherEitelkeit
oderlediglichzur VeranstaltungvonKraftprobenhergeben
dürfe. Nachdemder Landtagam 88. Oktoberwiederzu¬
sammengetretenwar, bot sichzunächstGelegenheit,dieparla¬
mentarischenKollegen ans Preußen wieder zusammen¬
zufassen,und die Stellung der Partei selbstnachallen
Seitenhin aufzuklären.Dem,nachFalkins Kultusministe-
riuni berufenenHerrn von Puttkamergegenüberwar ein
sachlichbegründetesMißtrauen wohl am Platzundwurde
auch ausgesprochen.Wo die Aussichtauf ersprießliches
Schaffensicheröffnete,wie bei der FortführungderVer¬
waltungsreformunter demGrafen Botho zu Eulenburg,
blieb diePartei ihrerTradition getreuund trat unbefangen
undunverdrossenan dieArbeit heran.

Nachdemim Februar1881auchder Reichstagwieder
seineThätigkeitbegonnenhatte, erfolgteim Schooßeder
Fraktionam 3. März die entscheidendeAussprache.„Sofort
zeigtesich,daß, was an Zahl verloren,an Einmüthigkeit
gewonnenwar" und mit besterZuversichtging mannun
an die VorbereitungeinesAllgemeinenDelegirtentages,der
auf den29. Mai nachBerlin berufenwurde. Dort waltete
der gute Geist der Eintrachtunb des Gemeinsinns,den
man lange entbehrthatte. Die anwesenden185 Mit¬
glieder des Reichstagsund der Einzellandtageunterzeich¬
netensämmtlichdas zur BerathungvorgelegteProgramm,



dessenForderungenzum Theil ja inzwischenerfüllt und
damit inhaltsleergewordensind,dessenGrundgedankenaber
bis auf den heutigenTag der Partei zur Richtschnur
dienten.

Frei von irgendwelchemOptimismus,abermit Selbst¬
vertrauenundauchmitVertrauenaufdieZukunftgingmanden
Wahlenvon 1881entgegen.DerenErgebnisistfolgendes:

Stimmen: Abgeordnete:
Nationalliberale . . 633,000 47
GruppeSchauß-Völk. 12,800 —
Sezessionisten. . . 450,000 47
Fortschrittspartei. . 646,000 59
Konservative . . . 812,000 50
Freikonservative. . 392,000 28
Autonomisten. . . 5,800 —
Ultramontane. . . 1,317,000 100
Welfen. 86,700 10
Polen. 200,700 18
Protestler .... 147,200 15
Dänen. 14,400 2
Demokraten.... 110,000 9
Sozialdemokraten. . 312,000 12

Die eroberndeKraft derSezessionistenhattesichinso¬
weit geltendgemacht,daß in denaltenpreußischenPro¬
vinzen 5 konservativeund 7 freiconservativeMandatein
liberalenBesitzzurückgingen.Im übrigenwar nureineBe¬
sitzverschiebungunterdenLiberalenselbstvor sichgegangen.
DemstärkstenHort desSchutzzolles,demCentrum,war nicht
eineinzigesMandatabgewonnen,wohlaberwarenihmLindau
undWaldshutin dieHändegefallen. Den Löwenvortheil
von dem häuslichenStreit unter denLiberaleneinerseits
undvondemMonopolprojektandererseitshattedieFortschritts-
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Partei im Norden,die Demokratieim Südeneingeheimst.
Ersterehatte 8 konservativeund — 20 nationalliberale
Mandateerstritten. Der Verlust,dendie liberaleMitte zu
verzeichnenhatte,war gleichbedeutendmit derErhebungdes
CentrumszumMittelpunktaller Mehrheitsgrnppirung.

In unglücklicherVerquickungmit demTabakmonopol
trat nun diegroßeAufgabederSozialreformpolitikan den
Reichstagheran— einekaiserlicheBotschaft(17. Novem¬
ber 1881)leitete diesesWerk in dieWege,die für ewige
ZeitendemedlenFürsten,wie seinemerstenRathgeberein
leuchtenderRuhmestitelbleibt. Erfüllt voutiefemMitgefühl
für die arbeitendeKlasseund mit demsicherenBewußtsein,
daßdieserStaat und dieseGesellschaftin sichselbstdie
Kraft besitzen,dersozialenRevolutiondurchdie sozialeRe¬
form vorzubeugen,— legteKaiserWilhelmI. demdeutschen
Reichstagdie allgemeinenZüge einer solchenReformvor.

Der EindruckdeskaiserlichenWorteswar einvonJahr
zuJahr stärkererunderhatsichalssonachhaltigeriviesen,daß
dasWerkauchim LaufederachtzigerJahre fast in vollem
Umfangabgeschlossenwurde.

Was bis dahin auf sozialpolitischemGebietevon dem
Gesetzgebergeschaffenwar, hattezunächstdasBedürfnisnach
einerFabrikgesetzgebungbefriedigt.Soweitdieselbeunabhängig
vou internationalenAbmachungenüberhauptgeführtwerden
konnte,war siemit derNovellezur Gewerbe-Ordnungvon
1878, die auchdasFabrik-Jnspektorateinrichtete,zur voll¬
zogenenThatsachegeworden.AndererseitshattederReichs¬
tag das Gesetzüberdie eingeschriebenenHilfskassen(1875)
fertiggestellt,die Entwickelungdes Junungswesensdurch
mehrfacheNachträgezur Gewerbe-OrdnungnachMöglichkeit
befördert,auchdie straffereZuchtim Lehrlingswesendem
BedürfnisderZeit entsprechendherbeigeführt.

i?
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Die nattonaMeralePartei hattedieseordnenden,die
freieThätigkeitdes Einzelnen,wie die genossenschaftliche
Entwickelungin Industrie undHandwerkbeförderndenGe¬
setzesämmtlichgutgeheißen.

Nun war die Aufgabegestellt,aucheine fürsorgende
ThätigkeitdesStaatesselbstzu inauguriren,öffentlich-recht¬
licheEinrichtungenzumWähle der arbeitendenKlasseins
Lebenzu rufen, wofür bis dahinnochkeinerdermodernen
Staatenein Beispielgegebenhatte.

Die manchesterlicheDoktrin standdieserErweiterung
der StaatsthätigkeitgeradenWegesentgegen.Doch die
starreVertretungdieserDoktrin hatte sich unterdessenin
derSezessionein eigenesOrgangeschaffen;die nationallibe¬
rale Partei war derMüheenthoben,was jetztunvermeidlich
gewesenwäre, mit dieserRichtungsichauseinanderzusetzen.
Die Zeit und ihre Erscheinungenspracheneinemahnende,
ernsteSprache,und diejenigen,welchedemStaatedas aus¬
nahmerechtlicheMittel desSozialistengesetzesgegeben,hatten
doppeltdie Verpflichtung,dort mitzuwirken,wo sichein
Wegzeigte,demklar vor AugenliegendenUebeldurchpo¬
sitiveHilfebereitstellungan derWurzelbeizukommen.

Die Sozialreformgesetzgebungerfüllt das zweiteJahr¬
zehntder deutschenReichsgemeinschaftmit einemgroßen,in
seinenwesentlichenTheilenunvergänglichenInhalt.

Es kann hier nichtGegenstandder Einzelbetrachtnng
sein, wie in langwierigenVerhandlungen,theilweisenach
wiederholtemAnlauf, die VersicherungsgesetzezumAbschluß
reiften. Erwähnt sei nur die grundsätzlicheStellungder
Parteienhierzu. Der überwiegendeEinfluß desCentrums
kamleiderauchdabeiwiederholtin unliebsamerWeisezur
Geltung, und zwar in partikularistischerRichtung. Wo
Reichseinrichtungen,Reichsanstalten,Reichsbehördenum der
einfacheren,billigerenVerwaltungundgleichmäßigerenDurch-
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führungwillen verlangtwaren,setztees dieCentrumspartei
zu wiedertzollenMalen durch,daßdieLaudcSiustanzendafür
Platz griffen. Der Reichszuschußzur Jnvaliditäts- und
Altersversicherung,den derKanzlerschonfür dieUnfall¬
versicherunggefordert,aber nichterlangthatte, war über¬
hauptnur in demReichstagvon 1887durchzusetzen.

Die KonservativenundFreikonservativenwarenin den
verschiedenenStadiender Entwickelungbereit,jedenfalls31t
einerMehrheitim positivenSinne sichzur Verfügungzu
stellen. Den Reichszuschußzur Unfallversicherungjedoch
hattensieebenfallsabgelehnt.

Tie nationalliberalePartei konntesichnichtverhehlen,
daßdieReformin denAnfängendunkelundin ihrenletzten
Wirkungennochnicht übersichtlichsei; daß die nationale
Produktionin ihrenHerstellungskostendabeiunverhältnis¬
mäßigstärkerbelastetwerdenmüsse,als diewettbewerbende
ProduktiondesAuslandesund daßdie technischenFragen
selbstfür Sachverständige,um wieviel mehr für die auf
diesemGebietunbewandertenGesetzgeberunendlicheSchwierig¬
keitenboten.

Sie erfaßteaberdie großesozialwirthschaftlicheBedeu¬
tungderAufgabeundvertrautedemsichkundgebendenleben¬
digenInteressederweitestenVolkskreise,daßesauchin der
EntwickelungdiesesWerkessichbewährenwerde. Nament¬
lich durftedie Partei aus der freundschaftlichenVerbindung
mit angesehenenVertreternder großenIndustriedieZuver¬
sichtschöpfen,daßdieseselbstin williger Arbeit und unge¬
achtetder erforderlichenOpfer bei der Einführungder ge¬
plantenGesetzedenedlenAbsichtendesKaisersund seines
KanzlersdenpraktischvielleichtbedeutsainstenDienstleisten
würden.

Die Sezessionwar diesemBeginnensoabholdwie die
Fortschrittspartei,— aus der grundsätzlichenAuffassung,
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daßdieSelbstthätigkeit,Selbstfürsorgeundgenossenschaftliche
Selbsthilfevon da ab des nothwendigenGrundesund
Bodensentbehre,aufdemalleineinselbstständiges,in eigener
Kraft emporstrebendesVolksthumgedeihenkönne.

Die Sozialdemokratiespotteteüberdieses„BischenSo¬
zialreform"und lehnte,ebensowie diefortgeschritteneLinke,
jedesGesetzab, nachdemihreunmöglichenForderungenim
Einzelnenverworfenwaren.

SohatderReichstagvon l 881—1884dasKrankenkassen¬
gesetzund dieUnfallversicherung,der Reichstagvon 1887
dieJnvaliditäts-und Altersversicherung,derReichstagvon
1890 die beidenArbeiterschutzgesetze(Gewerbeschiedsgerichte
und Novelle zur Gewerbe-Ordnung)ins Lebengerufen.
Gegendie drei großenVersicherungsgesetzeund dasGesetz
über dieGewerbeschiedsgerichtestimmtedie Sezessionund
derFortschritt,bezw. derDeutschfreisinngeschlossen,gegen
die Novellezur Gewerbeordnungstimmtenur der kleinere
Theil derDeutsch-Freisinnigen.

DieSozialdemokratiestimmtegegenalledieseGesetze,das
Centrumnur mit überwiegenderMehrheitgegendie Jnva¬
liditäts- undAltersversicherung;dochwarenes diewenigen
13StimmendernäherenFreundedesFrhrn.v. Franckenstein,
welchedemletzterenGesetzzueinersicherenMehrheitverhalsen.

Die nationalliberaleFraktionhat allendiesenGesetzen
ihreZustimmunggegeben,nachdemin sachlicherDurchbera-
thung jedenfallsdie Wirkungenzu GunstenderVersicherten
überallsichergestelltwaren. Die im einzelnenobwaltenden
Bedenkengegendie Technikdeseinenund anderenGesetzes
glaubtedie Partei bei der Schlußabstimmungzurückstellen
zu sollen. Sie wollte nichtdieVerantwortungtragenda¬
für, daßum einernochnichtganzvollkommenenOrganisa¬
tion willen diegroßenWohlthatenderGesetzedenArbeitern
längervorenthaltenwürden.



In der That treten schondieseWohlthatensoüber¬
zeugendin Erscheinung,daßkeinMenschmehrdarandenkt,
dieGesetzgebungin ihremFundamenterschütternzu wollen.
Gegeneine auf Sistirung der Jnvaliditäts- und Alters¬
versicherungzur Zeit nochvorhandeneBewegunghat sogar
die SozialdemokratiegrundsätzlichenEinsprucherhoben.
Wohl aber kanndie ErkenntnisderwohlthätigenEinflüsse
jenesgesetzgeberischenSchaffensdazu den Antrieb geben,
daßdie technischeDurchbesserungderGesetzemöglichstzeitig
undmöglichstsorgfältigin Angriff genommenwerde. Die
Revisiondes Krankenkassengesetzesist ja neuestensbereits
erfolgt, die des Unfallversicherungsgesetzeszugesichert,die
des„Marken-Gesetzes"wird auf Grund der Erfahrungder
nächstenJahrezweifellosnochin diesemJahrzehntspruchreif
werden.

Soweit die Versicherungder Arbeiternunmehrdurch¬
geführtist, ergiebtsienachdemStandevonAnfang1892
in großenrundenZiffernfolgendenUeberblick:

Kranken-

V

Unfall-

r s i ch e r u

Invalid. u.Alt.-

n g

ZahlderVersichertenca. 7,000,000ca.14,000,000ca.12,000,000
Aufbringung zurVer- M. M. M.

sichernng . . . „ 125,000,000*„ 45,000,000„ 100,000,000
a)desStaates. — — „ 9,000,000
b) der Arbeitgeber „ 35,000,000„ 45,000,000„ 46,000,000
c) der Arbeiter . „ 65,000,000 — „ 45,000,000

ZahlderVersorgten: „ 2,500,000, 170,000„ 150,000
Leistungen zu Gun¬

sten der Versicher¬
ten .

a)imgegenwärti¬
gen ... . „ 95,000,000„ 30,000,000„ 30,000,000

b) imBeharrungs-
zustand . . . „ 80,000,000„ 200,000,000

*) EinschließlichdesReservefonds.
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Ursprünglichlag es in BismarcksPlan, bteArbeiter
selbstzu denKostenderVersicherunggar nicht heranzu¬
ziehen,vielmehrin derHauptsachedenStaat als Versorger
desArbeiters in Anspruchzit nehmen.Deshalbhielt er
mit Zähigkeitan demProjektdesTabakmonopolsfest,auch
nachdemdieTarifreformansehnlicheMittel für dieermittelten
neilenBedürfnissedesReichesflüssiggemachthatte.

An dieserVerquickungscheitertejedochder ersteEnt-
wurf des Unfallversicherungsgesetzes(1881); für eine
solcheVersorgerthätigkeitdesStaates ivaren nicht einmal
dieKüttservativenzu gewinnen.

UndamwenigstenSympathieenhattedasTabakmonopol
sicherworben.In Württentberg,in derRheinpfalzund in
Elsaß-Lothringenergab sich wohl einige Neiguitg für
den Monopolgedanken.Im Parlamentsandeltdieselben
keinenRückhalt;und überallsonstwar einefastelementare
AbneigtuiggegenjedesMonopol— ob es denTabakoder
denBranntweinerfassenwollte,hervorgetreten.DerKanzler
konntedarübernichtimUnklarensein. Wieeram12.Jimi
1882dasMonopolim Reichstagvertheidigte,hob er sich
selbstschonüberdie EventualitätdesScheiterus,überdie
Empfangnahme„seinerQuittung" hinweg: er richteteseine
Klagenmehrgegendie Parteienund derenZersplitterung,
gegendiemangelndeFreudigkeitderUnterstützung,dieinan
ihm biete,gegendieVerfinsterungdesitationälenGedankens.

Bennigsenantworteteam 15. Juni mit demwohl¬
wollendenRathe, Steuerprojekteatlfzugeben,die mir die
Bevölkerungbeunruhigten,aberunmöglichsichverwirklichen
ließen,— dieweiterenFinanzreformplänegehörigausreifen
zu lassenund alle Kraft auf die großensozialpolitischen
Atlsgabengu verwenden.—

* *
-st
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Ein Jahr spätertrat Bennigsenplötzlichvom parla¬
mentarischenSchauplatzab. „Er hattesichüberzeugt,daß
derFraktionsgeistinsbesondereauf derLinkenzu starküber¬
wuchere,um einengemeinsamenBodenpositivenSchaffens
zu ermöglichen.Auf der anderenSeite hattederUmstand,
daß die Regierungaufs Reue die Zumuthungder Ein¬
führungzweijährigerBudgetperiodenmachte,und die Art
wiesiedann,nachdeindieselbeabgelehntwar, aufderDurch-
berathungzweierBudgetsin EinerSessionbestand,ihn er¬
kennenlassen,daß auchfür jene vermittelndeThätigkeit
zwischenRegierungund Volksvertretung,in welcherer sich
unvergänglicheVerdiensteerworbenhatte,keinRaummehr
war." (BöttcherS. 290.)

EineEntfreindnngzwischenRegierungund Parteiwar
überdiesdurchdie weiterenkirchenpolitischenNovellenin
Preußeneingetreten,derenzweitesoebenan denpreußischen
Landtaggelangtwar, in dernationalliberalenFraktiondes
Abgeordnetenhausesjedochals ein entschiedenerMißgriff
erklärtwurde.— —

DieDingedurftensonichtweitergehen,dieerdrückende
Stellungdeseinigen,erfolgreichenCentrumsgegenüberder
Regierungwie gegenüberdemheillos zersplittertenPartei-
ivesenmußteüberwundenwerden,— das brachtezunächst
die Freundein Süddeutschlandnäherzusammen.

Daß die Sezessionfür denSüdenbedeutungslosge¬
bliebenwar, lag erfreulicherWeiseklar zu Tage. Um so
mehr mußtendie Süddeutschendie Verpflichtungin sich
fühlen,zumSammelnundzu neuemAufraffeudenAnstoßp
geben. Es kam diesemBestrebenwesentlichzu Statten,
daßMiguel seitmehrerenJahren in Frankfurtals Ober-
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BürgermeisterWohnsitzgenommenhatte. In derAussprache
mit ihm gewannendie süddeutschenFührerdieAnregungzu
engeremZusammenschluß.

Im gastlichenHausedesFrankfurterGroßindustriellen
Brüning begannenim Herbst1883 die Vorbesprechungen.
Die dort verabredetenMaaßnahmenmußtenzunächstim
SchooßedereinzelnenLandeskomitesweitererwogenwerden.
Mitte Februar1884ergingmit denUnterschriftenvonBuhl
undMarquardsendieEinladungzueinerDelegirtenversamm-
lung nachHeidelbergausden2. März. In Anbetrachtder
wichtigenVerhandlungendes Reichstagsmußtedie Ver¬
sammlungjedochauf den23. März verschobenwerden,—
sokames, daßerstdie„Fusion", nachherdie„Heidelberger-
Erklärung"erfolgte. DenMiquel'schenEntwurfgurLetzteren
hatte schonim FebruarMarquardsenaus Frankfurt mit
nachBerlin genommenund dort in derFraktionmitgetheilt.
Die Legende,daß in Heidelbergeine„Antwort" auf die
Fusionerfolgtwäre,hat alsonichtBestand.

Richtigist aber,daß die am 5. März vollzogeneVer¬
schmelzungder Sezessionistenmit der Fortschrittsparteiden
in HeidelbergvorbereitetenSchritt wesentlicherleichterte.
Fürs ganzeReichkonnteman sichjetztdurchseinfreies,
kraftvolles Auftreten größere Wirkung versprechen.
Dennein sehrerheblicherTheil der sezessionistischenWähler
standder Fortschrittsparteidurchausfremdgegenüber.

In Heidelbergkames zu einergründlichenAussprache.
Daß auchMeinungsverschiedenheitenauszugleichenwaren,
kann heutegetrostbekanntiverden. Wie hätte es anders
seinsollen?Die einzelnenLandesparteienwarenein Jahr¬
zehntund längernebeneinanderhergegangen,ohneanders¬
wo, als in Berlin im ReichstagFühlungund Berührung
miteinanderzugewinnen,wiewohldiegeographischeLageund
nochmehr das Gemeinsamedes KampfesgegenUltra-
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montaneundPartikularistendesselbenKalibers einenviel
regerenVerkehrgleichsamaufzunöthigenschien.

AbernachreiflicherAussprachefandeinevölligeEinigung
statt, und zwar auf Grundder „HeidelbergerErklärung",
diemit einereinzigenErgänzungwörtlich nachdem vor¬
liegendenEntwurf einstimmigbeschlossenwurde.

Siewirktewieein befreiendesWort, und als besondere
Genugthuungdurftemanes im Südenempfinden,daßdie
ersteZustimmungserklärungvom nationalliberalenVerein
in Hannoverausging.

DemParteitagin Neustadt,vor demMiguel in zün¬
dendenWorten die Gesammtlageim Reichund das Be¬
dürfniseinerkräftigerenRegsamkeitdesgemäßigtenLiberalis¬
musentwickelthatte,folgteam18.Mai 1884derAllgemeine
DeiltscheParteitagin Berlin. Dort war auchBenuigsen
wiedererschienen,um in Gemeinschaftmit Miguel sichüber
die Verhältnisseauszusprechen.Der Berliner Parteitag
begrüßtedasVorgehenderSüddeutschenund erließeine
Erklärung,die diesbesonderszumAusdruckbrachte.

Die Parteiwar neugekräftigtund fandbeidenHerbst-
wahlenwiederneuenBoden.

*

Der nationaleGedankewar aberauchanandererStelle
nochzu hellerFlammewiederemporgelodert.An demselben
23.März1884hattederKaiserdieVorlageandenReichstag,
betreffsder Postdampfer-Verbindungenmit überseeischen
Länderngenehmigtund im Zusammenhangdamit hatte
Bismarckdie EinführungDeutschlandsin die Reihe der
Kolonialmächtemit bewundernswertherMeisterschaftdurch¬
geführt. Die erstenWeißbücherhierüberfandendenunge-
theilten Beifall selbst der grundsätzlichenGegner

1



151

dieserneuenRichtungderReichsentwickelung;sie zeugten
von einerMäßigungund nüchternenAuffassungderhöchstens
zu erwartendenVortheile, wie sie seltenoder nie einem
Staatsmannezu eigengewesen,dem auf demGebieteder
auswärtigenPolitik derMißerfolgnirgendsbegegnetwar;
siezeugtenaber auchdafür, daß der frischeAnlauf des
deutschenUnternehmungsgeistesbei weiteren,vorhererwo¬
genenund kraftvolldurchgeführtenSchrittendesnachfolgen¬
denSchutzesdurchdie Reichspolitiksichversicherthaltendürfe.
AnsdiesemBodenfandsichdienationalliberalePartei, deren
MitgliederdieUnternehmungendraußenund dieBewegung
im Landebis dahin mit freikonservativenFreundenfast
allein getragenhatten,— willig und freudigmit demKanz¬
ler wiederzusammen.

* *-i-

Der Deutschfreisinnschiennachder Fusion bei der
WahlbewegungÜberallnur sichselbstgeltenzulassen.Die
HerrenHänel,RichterundRickertzogenvereintvonPartei¬
tag zu Parteitag,bis Kaiserslauternhinunter,und dieLuft
war erfüllt von überausherbenUrtheilenüber „Schweine-
undSchnapspolitik",wie siebeidiesenGelegenheitenmit ab¬
fielen. Der Kampfrichtetesichbesondersgegendie„Heidel¬
bergerei". Der Traum einergroßenliberalenPartei, als
derenMittelpunkt sichdie Sezessionetablirthabenwollte,
warausgeträumt.Bennigsen,demnochim Jahre1881die
„Kieler Ztg." die Führerschaftder großenliberalenPartei
angetragenhatte,erlebtejetzteineWürdigungals „Hinter¬
frontmarschall".sodaßmanimZweifelseinmochte,wodiese
EntartungdespolitischenKampfesschließlichihr Endefinden
sollte. Es war gewiß eine vornehmeKritik, wenn sich
Bennigsenspätermit demHinweis begnügte,daß solche
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KraftprobenderLungeschondenHeldenvor Troja nicht
zumRuhmegereichten.

Der Erfolg all' dieserKraftprobenwar eineWieder-
erstarkllngderNationalliberalenund ein empfindlicherVer¬
lust derFusionirten,in Summaabereineweitereschwere
Schädigungdes Liberalismusin seinerGesammtheit,an
Einflußund an Ansehen.

Das ErgebnisderHerbstwahlenvon 1884 zeigtgegen
1881folgendesBild:

Stimmen: Abgeordnete:
Nationalliberale . . 997,000 52 (+ 5)
Dentschsreisinnige. . 997,000 65 (- 41)
Konservative . . . 861,000 76 (+ 26)
Freikonservative. 388,000 30 (+ 2)
Ultramontane. . . 1,282,000 100 ( - )
Welfen. 96,400 10 ( - )
Polen. 203,200 16 (- 2)
Protestler . . . . 165,500 15 ( - )
Dänen . . . . . 14,400 1 (- 1)
Demokraten. . . . 95,900 8 (- 1)
Sozialdemokraten. 550,000 24 (+ 12)

Der empfindlichsteVerlust, den der Liberalismusin
seinerGesammtheitbisher erlitten, liegt in diesenZiffern
enthalten. Die Konservativenhatten dem Deutschfreisinn
sovielMandateabgenommen,um jetztwirklicheineklerikal-
konservativeMehrheitbildenzu können,— dieübrigenVer¬
luste der fortgeschrittenenLinken waren fast ebensoviele
sozialdemokratischeGewinne.

Erfreulichaberwar die Rückkehrvon über 300000
Wählern der vormaligenSezessionzur nationalliberalen
Partei. WenndieserStimmenzuwachsnur im Gewinnvon
5 Mandatensichausdrückte,so gehörtediesebenzu den
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UnbildendesWahlrechts,diemit demselbenwohl in Kauf
genommenwerdenmüssen.

DerReichstagvon1884—1887istunterdemUebergewicht
desUltramontanismnsohnejedegrößereVollbringungnach
drei Jahren wieder heimgekehrt.NeuereVersuche,das
Defizit im Reichshaushaltauszugleichen,theiltendasSchick¬
sal ihrer Vorgänger.Nur die schutzzöllnerischeMehrheit
wies neuepositiveResultateauf und ein erstesReform¬
gesetzüberdieZuckersteuerkamp Stande,um wenigstens
denVerfall bestehenderReichseinnahmenp hindern. Das
BranntweinmonopolschufneueBeunruhigungundVerbilte-
rung, um schließlichebensowie dasTabakmonopolzu ver¬
schwinden.Der Kanzlerrieb sichin endlosenKämpfenmit
denDeutschfreisinnigen,gegenEndederLegislaturnament¬
lich aber auchgegenWindthorstund dessenGefolgeauf.
DieWaffenderMaigesetzewarennur zerbrochen,umHerrn
Windthorstzu immerneuenForderungen— schließlichzum
VerlangennachWiederzulassungdesJesuitenordensund in
Preußenzu derEinbringutigdesSchulantragszuermuntern.
Die Reichsmaschinewar, um mit demKanzlerselbstzu
reden,„eingefroren."

Da erfolgtezuAnfangdesJahres1886eineDiversion,
die der nationalenPolitik wieder bestimmte,zuverlässige
Ziele steckte:die preußischeRegierungentschloßsich,den
Kampf gegendasPolentum auf demWegeder inneren
Kolonisationmit großenorganischenMaßregelnzu eröffnen.
Ein nnt deni Kanzler vorher besprochenerAntrag der
Nationalliberälenund Freikonservativenbereitetedarauf
vor. Die Konservativen,vielleichtnichtsehrwillig, traten
der Regierungzur Seite. Herr Windthorstspürte den



Bodender konservativ-klerikalenMehrheitwanken,und seine
Kunstzu diplomatisiren,war völlig verlegenum denAus¬
wegaus diesemDilemma. Wennes irgendeinMittel ge¬
gebenhätte,die Polenum gutenPreis im Stichezulassen,
wäre es ihm vermuthlichnichtzu schwerangekommen,das
Mittel zu ergreifen.Doches blieb ihm nur Einesübrig:
durcheinevollendetePolenpolitik,SchulteranSchultermit
Stablewskiund denübrigenVertreterneineswiederaufzu¬
richtendenPolenreichessichfür alleweiterescheinbarstaats¬
freundlichePolitik gründlichp kompromittiren.

Um der Sacheselbstwillen stelltesichdienational¬
liberalePartei gernein denDienstder neuenantipolni-
schenPolitik und schufjeneAnsiedelungsgesetze,unterderen
segensreicherWirkung seitherdeulscheDörfer und deutsche
Schulenschonentstandenund weiterim Entstehenbegriffen
sind,wozuletztderpolnischeGroßgrundbesitzermit polnischem
Gesindeeinemehrals dürftigeBodenwirthschaftbetrieb.Daß
dieRegierungdamiteinescharfeScheideliniezwischensichund
deinCentrumgezogenhatteund daßdieKonservativenda¬
rüber zumBruchmit dieserPartei getriebenwurden,waren
begleitendeErscheinungen,die im Interessedesnationalen
Gedankensnur begrüßtwerdenkonnten.Der Deutschfrei-
sinn, statt in einer sowichtigen,auf liberalerGrundlage
sichvollziehendenGesetzgebungsichselbstzu rehabilitiren,—
schloßsichengerund engermit demCentrumzur großen
Oppositionzusammen.

*

In dieserverändertenSituation erschienim Herbst
1886dasneueSeptennatsgesetz,währendeineVerschärfung
der auswärtigenBeziehungenseit Monaten bereits in
drückendsterWeisesichbemerkbargemachthatte. Die neue
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Septennatsvorlagefordertezugleicheineabermaligehöhere
AnspannungderVolkskraftund der Steuerkraft,um die
FriedenszweckedesDreibundesmit größererBürgschaftaus¬
zustatten.Der KanzlerlegteauchbesondersGewichtdarauf
— und in diesemeinenseltenenFalle trat selbstderKaiser
persönlichaus seinerReserveherausund ließ es als seinen
dringlichenWunschdeinParlamentbekanntwerden,daßin
diesemFalle demAuslandeinmöglichstimposantesZeugnis
von deutscherEntschlossenheitgegebenwerde. DasZeugnis
fiel aberzunächstsehrunbefriedigendaus. Die Bewilligung
auf 7 Jahre wurde verweigert,die Regierungsollte sich
künftigmit einerdreijährigenBewilligungabfinden.

Die Zeitumständewaren nachder EinsichtderRegie¬
rung anr allerwenigstendarnachangethan,daß sie von
dem bewährtenKompromißder Jahre 1874 und 1880
sichgeradejetzt sollteabdrängenlassen,sic appellirtean
dasLand.

Kurz nachderReichstagsauflösung— am 15.Januar
— warenBennigsenundMiguel irr Berlin eingetroffen,um
an denBerathungendesCentralwahlkomitesüberdieVorbe¬
reitungderNeurvählerrtheilzunehmen.Es fandeineNeber-
einkunftmit denFührernderbeidenkonservativenFraktionen
statt,die zumAbschlußeinesWahlkartellsführte. Demnach
verpflichtetensichdie drei Parteien, nur solcheKandidaten
aufzustellenbezw.zu unterstützen,die für dasSeptennatein¬
treten würdenund denStreit unter derrseptennatsfreund-
lichenParteiennachMöglichkeitzurückzuhalten.

Die WählbewegungnahmeinenelementarenVerlauf.
Bennigsensprachin Hannover,Miguel in Neustadta.d.H.
vor großenParteiversanunlungen,beideFührer hattensich
bereiterklärt,wiederin denReichstageinzutreten,und im
Landewußteman allerdings,daß es sichdiesnralnicht
nur um die ErneuerungdesSeptennats,— nichtnur um
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einenachdrücklicheKundgebungdesnationalenKraftbewußt-
seins gegenüberangriffslustigenNachbarmächtenhandle,
sondernauchum einenAbschlußderunerquicklichen,für die
nationalenParteienwie denKanzlerunbefriedigendenPo¬
litik der verflossenenbeidenLegislaturperioden.

Das Ergebniswar:
Stimmen: Abgeordnete:

Nationalliberale . . 1,754,000 99
LiberaleWilde . . . 24,000 2
Konservative . . . 1,147,000 80
Freikonservative. . 745,000 41
Septenuats-Auhänger3,600,000 221

Deulschfreisinuige. . 973,000 32
Ultramontane. . . 1,516,000 98
Welfen. 112,800 4
Polen. 220,000 13
Elf. Protestler. . . 233,600 15
Dänen. 12,300 1
Demokraten.... 88,800 —
Sozialdemokraten. . 763,000 11

Außerdem:
Antisemiten.... 11,600 1

Der ReichstaghattewiedereineZusammensetzung,wie
vor zehnJahren. Allerdingswar dasCentrummit allen
seinenverwandtenGruppenrmddenKonservativenimmer
wiederim Stande,gegebenenFallesdieMehrheitzu stellen,
und daßHerr WiudthorstdieGelegenheithierzuaucheifrig
suchenwerde, ließ sicherwarten. In der Leitung der
konservativenFraktion war jedochmit Helldorfu. A. ein
weitervorausschauenderGeistzumDurchbruchgekommen,der
dieHammerstein,Stöckeru. Gen.und deren,für alle ver¬
mittelndeThätigkeitnachder nationalliberalenSeite hin
abgünstigeGesinnungwirksamniederzuhaltenversprach.Der



Kanzler selbsthatte das WiedereintretenBennigsensund
Miguels in denReichstagmit Befriedigungvernommenund
die altengutenBeziehungenzu denselbeuwiederangeknüpft.

Sv gingman einerZeit neuenersprießlichenSchaffens
entgegen.DasSeptennatwar in wenigenTagenbewilligt,
und zwarmit 227 gegen31 Stimmen. Mit derMehrheit
hatten auch7 Ultramontanegestimmt,währenddasGros
der Centrumsparteisich— der Abstimmungenthielt.
Franckensteinmotivirtediesmit demHinweisauf die „ver¬
änderteparlamentarischeLage"undmit derErklärung,daß
dieCentrumsparteidenScheinvermeidenwolle, als dächte
sienichtdie volleFriedensstärkezubewilligen.In Wahrheit
war die Partei nur einerweiterenAuseinandersetzungmit
demPapsteweislichaus demWegegegangen,nachdemsie
ihm bei denWahlendenBeweis erbrachthatte, daßsie,
nichter über die anderthalbMillionen katholischerWahl¬
stimmenin Deutschlandzu verfügenhabe.

Ein jedemPatriotenerfreulicherAugenblickwar dem¬
nächsterlebtworden: gegendie ungewöhnlichhohenein¬
maligen Ausgaben(über 280 Millionen), derenHaupt¬
summennichteinmalvorderÖffentlichkeiterläutertwurden,
und gegendasneueGesetzüber dieWehrpflicht,dasdie
ReserveII. Aufgebotsund denLandsturmreorganisirte,er¬
hob sichkaume>nWiderspruch.KaiserWilhelm konnte
nochvom Sterbebettaus für dieseOpferwilligkeitdem
ReichstagseinenDankbekunden.

Natürlichfandensichaberdie gewohntenStreitigkeiten
bei derFrage,auf welchemWegedieerhöhtenfortdauernden
Ausgabenzu deckenseien,pünktlichwiederein. Die Re¬
gierunghattedie ReformderBranntwein-und derZucker¬
steuervorgeschlagen,die FreisinnigenfordertendieReichs¬
einkommensteuerund glaubtenim klebrigendasBedürfnis
auchnicht entferntsohochschätzenzu sollenwie die Re-
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gierung. Die nationalliberalePartei standabermalsvor
einer schwierigenEntscheidung.DatzHerr Windthorstnur
daraufwartete,siein Gegensatzzur Regierunggerathenzu
sehen,wußteman und manhattenun auchErfahrungen
genilggemacht,um zu wissen,was darausresultirte,wenn
die Reichspolitikauf Herrn Windthorstangewiesenwar.
Es galt überdieseineErrungenschaftsicherzu bergen,die
soleichtsichnichtwiederdarbietenwürde.DerSüdenhatte
sichzur AufgabeseinesReservatrechtsauf die eigeneBe¬
steuerungdesBranntweinsunterderBedingungeinerKon-
tingentirungbereit erklärt. Die BekämpfungdesUeber-
maaßesimBranntweingenußwar ebenfallsaufdiesem.Wege
weil leichterals mit Polizeiaufsichtsgesetzenu. dergl.guvoll¬
führen. Endlichwar unter allen Umständendurchdiese
Steuer,in Verbindungmit derZuckerverbrauchsabgabe,ein
sohoherErtrag zil erzielen,daßdie Finanzbedürfnissedes
Reichesauf absehbareZejt befriedigterschienen.Wollte
mandasMonopolwirklichfür dieZukunftausschließen,so
war dasnichtandersals durcheineergiebiggestalteteBe¬
steuerungdesBranntweinszu erzielen.

So entschloßsich die Partei zur Bewilligungbeider
Steuergesetze,— daß sie dafür bei den nächstenWahlen
einenmehr odermindergroßenTribut zu entrichtenhaben
werde,konntesichJedervorhersagen.

Auch in einemzweitenPunktewar es ihr beschieden,
sichin unpopulärenScheinzu setzen:mit der Einführung
der fünfjährigenLegislaturperioden,die, auf Grund einer
Vereinbarungmit den Konservativenbeantragt,nochim
Frühjahr 1888 beschlossenwurdenund zunächsteinerecht
urwüchsigeBewegungerzeugten,als seihiermit ein„Volks¬
recht"preisgegebenoderdochgeschmälertworden. Die erste
Probe schonhat das Gegentheilerbracht. Der preußische
Landtag,der seit 1888 tagt, hättejenegroßeReformgesetz-
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gebungin einheitlichemGeisteunmöglichin drei Jahren
vollbringenkönnen, die er im nächstenWinter mit der
Kommunalsteuerreformabzuschließenin derLageseinwird.
Der Reichstagaber, der im Jahre 1890 neu gewähltist,
hat unter den völlig und wirklich „verändertenparla¬
mentarischenVerhältnissen"an sichselbsterfahren,welchen
Druck seinfünfjährigesDasein auf die Regierungauszu¬
übenvermag,die— vor AuflösungsgedankenklugerWeise
zurückschreckt.So scheintdochnachbeidenSeitenhin jetzt
schoneineBestärigungdessenerbrachtzu sein, was zu
GunstendernochlängerenLegislaturperiodenauchin Eng¬
land, Frankreichu. s. w. von jeherentscheidendwar: die
zusammenhängendeArbeit und dieMacht desParlaments
gewinntdurchdieselben.

-!- *-i-

DenAbschlußder in derArbeiterversicherunggeplanten
Sozialreformsollte der edle Urheberder Botschaftvom
17. Nov. 1881nichtmehrerleben.Gleichsamin Erfüllung
seinesTestamentesreifte die Jnvaliditäts- und Altersver¬
sicherungerst im Frühjahr 1889, und damit war denn
auchdie Zeit volleudet,die— bei allenFährlichkeitenund
Widerwärtigkeitenim Einzelnen— denspäterenGeschlechtern
dochals einePeriodegroßerMänner und großerVoll¬
bringungengeltenwird.

Die neueZeit, in diewir hereinleben,hat sichdurch
mancheErschütterung,durchneueGährungeneingeführt.

Die Februarwahlenvon 1890habenunter einemUm¬
schlagderVolksstimmungsichvollzogen,derin solcherHeftig¬
keitaus der gesetzgeberischenThätigkeitund der natürlichen
ReaktiongegengroßeReformen,namentlichwennsiesich
auf finanzpolitischemGebieterfolgen,nur zur einenHälfte
sicherklärenläßt.--
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Der Reichstagschloßim Januar 1890mit einemMiß¬
erfolg ab. Die KonservativenhattendasSozialistengesetz
zumScheiterngebracht.DieNationalliberalenwärenbereit
gewesen,ein dauerndesSpezialgesetzzu bewilligen,wenn
man die Answeisungsbefugniswegließund einigeweiteren
Rechtsgarantieenin deinGesetznachträglichzugestand.Die
KonservativenjedochlehntendasGesetzohnedieAusnahme-
befugnisab. So kamdieRegierungihrerseitsgar nichtin
dieLage,zu entscheiden,ob sieein solchesGesetzin Kraft
treten lassenoderverwerfenwollte. Das Sozialistengesetz
mar und blieb beseitigt.Das Hochgefühl,mit dem die
Sozialdemokratienun in die Wahlbewegungeintrat, spottet
jederBeschreibung.

Kurz vor den Neuwahlen,am 5. Februar 1890,
kamen die kaiserlichenErlasse. Wo immer es nützlich
schien,denKaisergegendenKanzlerin derWahlbewegnng
auszuspielen,bemächtigtemansichderErlassemit raffinirter
Gewandtheit.Nebenhergingendie leidenschaftlichenAn¬
klagengegendas „Kartell" und seineFrüchte, Kriegs¬
schwindel,Schnapsvertheuerungund VerrathamVolksrecht.
ObendreinhattedieschlechteErntehoheLebensmittelpreisezur
Folge,die es an dieHand gaben,dem„Kartell" auchdie
Lebensnuttelverthenerungaufzubürden,obwohldieSchutzzölle
vornehmlichdochvon derKerntruppederOpposition,vom
Centrum,zu verantwortensind. Man darf unterdiesen
Umständen,die einensicherenWiderstandgegendemago¬
gischeUeberfluthungnahezuunmöglichmachten,demDeut¬
schenVolkeehergratüliren, daß es trotz alledemin einer
soimposantenStimmenzahlan der liberalenbürgerlichen
Mittelpartei festhielt. Keinenfalls kann man sich über
die starkangewachsenenZiffern der radikalenund sozial¬
demokratischenStimmenverwundern.Das Ergebnisder
Wahlenvom21.Febr.und derStichwahlenwar folgendes:
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Stimmen: Abgeordnete
Nationalliberale*). . 1,208,000 43
Konservative . . . 899,000 72
Freikonservative. . 486,000 20
Deutschfreisinnige**). 1,168,000 67
Ultramontane. . . 1,341,000 107
Polen. 246,700 16
Welfen. 112,600 11
Protestler .... 101,100■ 10
Dänen. 13,600 1
Demokraten.... 147,500 10
Sozialdemokraten. . 1,427,000 35
Antisemiten.... 47,500 5
Arbeiterpartei. . . 9,900 —
Unbestimmte . . . 20,500 —

Die NationalliberalePartei hat hier densechstenTheil
aller abgegebenenStimmen,und nur denneuntenTheil
derMandatezumReichstag,— siehat in denStichwahlen
mehr denn je zuvor dieUnbildendesWahlrechtsan sich
erfahrenmüssen.

Die einzigeerfreulicheErscheinungist die Besitznahme
von4 elsaß-lothringerMandatendurchdeutschgesinnteKan¬
didaten(2 Nat.-Lib.,1 Kons.,1 Freikons.).

*) Einschließlich des von nationallibcralcn Wählern gewählten
sraktionslosen Liberalen Rocsicke.

**) Einschließlich der fraktionslosen Liberalen Thomscn, Lanzcrfeldt,
Wisscr.

ii
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10. Die Ereignisseder letztenJahre

unterstehennochder Erörterungdes Tages. Eine rück-
schanendeBetrachtungwürdedadurchzuwesentlichbeeinflußt.

EineErnüchterungin denweitestenbürgerlichenKreisen
war dieunmittelbareFolgedesWahlausgangs.DerRück¬
tritt Bismarcksaus allenAemternmußtefür denernsthaften
PolitikerjedenfallsdieMahnungenthalten,aufdieZügelung
der über allesMaaß hinausgegangenenLeidenschaftenan
seinemTheilenütBedachtzunehmen,damitnichtSchwierig¬
keiten,die der neuenRegierungetwa erwachsenwürden,
mit Erregungenund uferlosenStrömungenim Volkeselbst
zusammenträfen.Die Parteienmußtenjetzt im Stande
sein,demVolkewiederHalt und Schutzzu bieten.

Mit abgemessenemErnst,unabhängignachallenSeiten,
unbefangenund unverdrossenist dienationalliberalePartei
in dieseneuenVerhältnissehereingetreten.In mancher
Beziehungwar auchjetztwiederihr Rathundihr Bestreben
von Erfolg. Die Reformenin Preußen— Steuerreform
undLandgemeinde-Ordnung— sindunterihrerentscheidenden
Mitwirkung zu Standegekommen.Im Reichstaghat sie
au derMilitärvorlagevon 1890,an demArbeiterschutzgesetz
und denHandelsverträgenmitgeschaffen.

AuchimLaudehatsichzuihrenGunsteneinUmschwung
vollzogen;bei denErsatzwahlenin Bochum,Kasselund
Hildesheimgewannsiedrei neueSitze,ihrenBesitzstandin
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Bayreuthhat sieim erstenWahlgangmit großerMehrheit
behauptet,mährenddort nochim Februar1890eineStich¬
wahl nothwendigwar.

Im. Landeaber hat sie ihreOrganisationgekräftigt
und verbessert,und mit ersichtlichwachsendemVertrauen
sammelnsichdie Freundedes gemäßigtenLiberalismus
wiederum ihre Fahne,wohl erkennend,daß demVolke
auchein festerAnschlußan eine gesunde,schaffens-und
widerstandskräftige,wachsameund thätigePartei zur Pflicht
gemachtist. Ein AllgemeinerDelegiertentagam 31.Mai
1891 vereintezum erstenMale seitsiebenJahrenwieder
die Vertrauensmänneraus ganzDeutschlandzu einerer¬
giebigenAussprache;und auchhier wurdeeinevolleUeber¬
einstimmungder Partei mit ihrenFührernin allengrund¬
sätzlichenFragenerzielt.

In anderenliberalenKreisenhat die jüngsteZeit
manchesreifereUrtheil gezeitigt,seitdemmit derVorlage
desZedlitz'schenSchulgesetzesin Preußeneineüberraschende
Wendungder innerenPolitik erfolgtwar. Der Kampfum
die höchstengeistigenGüter desVolkesund seinerKultur
ließ dochweit überdienationalliberalenReihenhinausdie
Erkenntnisdurchbrechen,daßes EinegemeinsameAufgabe
der liberalenParteiengiebt, der an Bedeutungallesdas
nachsteht,was im Laufe einesJahrzehntsso viel Zer¬
splitterungund Entfremdungbewirkteundnur denEinfluß
lähmte,densichdasgroße,staatstreueBürgerthumin Stadt
und Land an der GestaltungderSchicksaledesdeutschen
Volkesniemalssollteschmälernlassen.
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